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Editorial

VP Dr. Marcella
Prunbauer-Glaser

Fokus Europa 2015

D er ÖRAK vertritt die Interessen der österreichi-
schen Rechtsanwaltschaft aktiv auf mehreren

Ebenen im europäischen und internationalen Kontext.
Globalisierungseffekte, Strukturwandel vielerorts,
wirtschafts-, gesellschafts- und geopolitisch turbulente
Zeiten erfordern intensive bi- wie multilaterale Ver-
netzung einschließlich steter, komplexer, nachhaltiger
Sacharbeit im Einzelnen, um Anliegen der österreichi-
schen Rechtsanwälte Gehör und – soweit in der oft
vielschichtigen europäischen wie internationalen Inte-
ressengemengelage möglich – Durchsetzung zu ver-
schaffen. Es gilt, „extern“ der Stimme eines vergleich-
bar kleinen Landes und seiner Anwälte möglichst viel
Gewicht und Ausstrahlungswirkung zu verschaffen,
„intern“ Entwicklungen dazu tunlichst proaktiv mitzu-
gestalten und vorzubereiten.
Die Herausforderungen für Jahr 2015 werden für

die Anwaltschaft nicht geringer, im Gegenteil! Daher
zunächst der Dank an alle Kolleginnen und Kollegen,
die weiterhin rein ehrenamtlich mit viel Expertise, En-
thusiasmus und hohem persönlichen Einsatz zu einer
ansonsten in dieser Form nicht möglichen europä-
ischen und internationalen Präsenz beim CCBE, bei
der IBA oder UIA und zur Effektivität der österreichi-
schen Anwaltschaft beitragen!
Die neue Europäische Kommission hat erst Mitte

Dezember 2014 ihr neues Arbeitsprogramm für ihre
Legislaturperiode vorgestellt. Dieses ist aus anwaltli-
cher Sicht vertiefend zu evaluieren. Das Programm
enthält 23 neue Initiativen, insbesondere ein „Paket“
zur Stärkung des digitalen Binnenmarktes. Unter die-
sem Aspekt gewinnt die neu aufgeflammte Diskussion
zur anlasslosen Vorratsdatenspeicherung ebenso wie-
der an fundamentaler Bedeutung wie die Frage nach
dem – angesichts von zwischenzeitig bekannt geworde-
nen Praktiken wie ua jener der NSA – überhaupt tech-
nisch und verfahrensmäßig möglichen effektiven, auch
grenzüberschreitenden Schutz der anwaltlichen Ver-
schwiegenheit. Auch Fragen, wie die Anwaltschaft
mit bestimmten technischen Möglichkeiten, etwa
Stichwort: Cloud, unter Wahrung ihrer Grundwerte
umgehen kann bzw muss. Eine in ihrem Anwendungs-
bereich und den Berichts- und Prüfpflichten noch er-
weiterte verschärfte vierte Geldwäsche-RL wurde so-
eben finalisiert. Demgegenüber sollen rund 80 laufen-
de Legislativvorschläge aus rechtstechnischen oder po-
litischen Gründen nach einer noch ausstehenden

Stellungnahme des Europäischen Parlamentes und
des Rates zurückgezogen oder aber geändert werden.
Dies betrifft ua den Verordnungsvorschlag über die
Schaffung eines gemeinsamen Europäischen Kauf-
rechtes, den der ÖRAK wegen seiner grundlegenden
Bedeutung für die zukünftige europäische Rechtsent-
wicklung im Allgemeinen, aber insbesondere in einer
für die Anwaltschaft in der Praxis unverzichtbaren
Rechtsmaterie begleitet.
Die Prioritätensetzung der neuen Europäischen

Kommission zu einer besseren Rechtsdurchsetzung
einschließlich einer Initiative zur Verbesserung der
Kenntnis des bestehenden europäischen Rechtes ist
ebenso zu begrüßen wie eine angekündigte Prüfung
in Bezug auf möglichen Bürokratieabbau. Gleichzeitig
sind in der Juncker-Kommission die Zuständigkeiten
für anwaltsrelevante Agenden leider auf mehrere
Kommissare aufgesplittert worden. Dies erleichtert
die Überzeugungsarbeit in Brüssel zukünftig nicht.
Der Fokus auf die wegen der andauernden Staats-

schuldenkrise gebotene Steigerung der Wettbewerbs-
fähigkeit der EU lässt befürchten, dass die undiffe-
renzierte rein ökonometrische Marktliberalisierungs-
debatte auch in Bezug auf den Rahmen der anwaltli-
chen Berufsausübung weiterhin fröhliche Urständ
feiert. Umso erfreulicher ist, dass es gelungen ist,
für die 43. Europäische Präsidentenkonferenz des
ÖRAK die neue EU Kommissarin für Justiz, Ver-
braucher und Gleichstellung der Geschlechter, Vera
Jourova, als Keynote-Rednerin für einen Überblick
der Vorhaben der neuen Kommission aus erster
Hand zu gewinnen.
2015 wird die Magna Carta, eines der, wenn nicht

dasDokument der Entwicklung des europäischen Ver-
ständnisses der Rechtsstaatlichkeit, 800 Jahre alt. Ein
würdiger Anlass, sich nicht nur im Rahmen der spezifi-
schen Jubiläumsfeiern zur Bedeutung der Rechtsstaat-
lichkeit auszutauschen, sondern zur Bedeutung der
Rechtsstaatlichkeit und der Anwälte für das Funktio-
nieren von Märkten, für das für die unternehmerische
Tätigkeit notwendige Vertrauen bzw internationale
Wettbewerbsfähigkeit von Rechtssystemen klare Posi-
tion zu beziehen. Ein rechtsstaatlich stark ausgepräg-
tes, berechenbares Justizsystem gemeinsam mit einer
unabhängigen Anwaltschaft ist eine wesentliche
Grundbedingung für das Funktionieren des freien
Marktes und das Vertrauen in diesen.
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Dazu gehören klare, effiziente, vertrauensrechtfertigende
gesetzliche Rahmenbedingungen. Kurz, in der Tat auf vielen
Ebenen: „Better Regulation“. Dazu werden sich die Anwälte
Europas weiter einbringen (müssen). In diesem Zusammen-
hang sei auf den sich verstärkenden Wettbewerb der Rechts-
systeme auch innerhalb der EU verwiesen. Auch – nochmals
– auf die Besorgnis einer (gezielt?) EU-weit schleichenden,
kontinuierlichen politischen Reduzierung der Bedeutung der
dritten Säule. Dies einerseits durch stete Aus- bzw „Weglage-
rung“ von justiziellen Grundkompetenzen, wie etwa bei der
besonderen Forcierung alternativer außergerichtlicher (On-
line-)Streitbeilegungsmechanismen durch EU-RL oder EU-
VO bzw von besonderen ausgelagerten Schiedsgerichtsformen
in internationalen Verträgen (Stichwort: Investorschutz-
schiedsgerichte/TTIP), andererseits durch Ressourcenredu-

zierung der Justiz auf nationaler Ebene. Eine kontinuierliche
Aushöhlung des justiziellen Sektors durch den nationalen oder
europäischen Gesetzgeber führt zu einer rechtsstaatlich be-
denklichen Disbalance, der von der europäischen Anwaltschaft
im Gemeinwohlinteresse entgegengetreten werden muss.
Wer, wenn nicht die Anwälte sollen und müssen ihre

Stimme im Interesse der Wahrung und Stärkung der Rechts-
staatlichkeit, einer „Better Regulation“ in Europa und darü-
ber hinaus in ihren gemeinsamen Organisationen gerade in
schwierigen Zeiten erheben? Der ÖRAK wird sich auch
2015 zur anwaltlich relevanten europäischen Rechtsentwick-
lung aktiv einbringen, um der österreichischen Stimme best-
möglich Gewicht zu verleihen. Anregungen und Mitwir-
kungsbereitschaft aus der Kollegenschaft dazu sind willkom-
men.

Zusatzpension Teil B
Kontonachricht

S ie haben die Möglichkeit, im Mitgliederbereich von www.
rechtsanwaelte.at unter dem Menüpunkt „Zusatzpension

Teil B“ Einsicht in Ihre Kontonachricht zu nehmen. Derzeit
finden Sie dort Ihre Kontonachricht per 31. 12. 2013. Wenn
der Auszug von Ende 2014 vorliegt, werden wir Sie gesondert
informieren.

Zahlungsbestätigungen

Über den Menüpunkt „Zusatzpension Teil B“ im Mitglieder-
bereich von www.rechtsanwaelte.at können Sie neben Ihren
Kontonachrichten auch Zahlungsbestätigungen für Einzah-
lungen abrufen. Sie können die Zahlungsbestätigungen zB
für die Vorlage beim Finanzamt verwenden.

UK

Sonderpauschalvergütung – § 16 Abs 4 RAO

W erden Sie in einem Verfahren als Verfahrenshelfer in-
nerhalb eines Jahres an mehr als 10 Verhandlungstagen

oder insgesamt zu mehr als 50 Verhandlungsstunden tätig, ha-
ben Sie für die darüber hinausgehenden Leistungen einen An-
spruch auf angemessene Vergütung. Für die ersten 10 Ver-
handlungstage oder 50 Verhandlungsstunden erfolgt die Ver-
gütung im Rahmen der ordentlichen Pauschalvergütung.

Anträge auf Sonderpauschalvergütung für Leistungen, die
im Jahr 2014 erbracht wurden, sind – bei sonstigem Aus-
schluss!! – spätestens bis zum 31. 3. 2015 bei der zuständigen
Rechtsanwaltskammer einzubringen.
Bitte beachten Sie, dass Anträge auch dann zu stellen sind,

wenn das jeweilige Verfahren noch nicht abgeschlossen ist.
UK

Wichtige Informationen



Parteiantrag auf Normenkontrolle ab 1. 1. 2015

A b 1. 1. 2015 kann mittels eines Parteiantrages auf Nor-
menkontrolle die Gesetzwidrigkeit von Verordnungen

bzw die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen von einer einzel-
nen Partei bereits nach der erstinstanzlichen Entscheidung,
gleichzeitig mit einem dagegen erhobenen Rechtsmittel, an
den Verfassungsgerichtshof herangetragen werden (siehe
BGBl I 2013/114). Nach Beschluss der Ausführungsgesetze

wurden diese im BGBl I 2014/92 veröffentlicht. Darin wurden
Ausnahmefälle determiniert, in welchen die Stellung des ent-
sprechenden Antrages unzulässig ist. Es handelt sich dabei un-
ter anderem um Insolvenzverfahren, Exekutionsverfahren,
Verfahren über die Kündigung vonMietverträgen und Verfah-
ren über die Räumung von Mietgegenständen.

DM

Find-a-Lawyer in Echtbetrieb

A uf dem Europäischen Justizportal unter https://e-justice.
europa.eu ist die Suchmaschine Find-a-Lawyer am 8. 12.

2014 in Echtbetrieb genommen worden.
Find-a-Lawyer ist eine Suchmaschine, mit der Rechtsan-

wältinnen und Rechtsanwälte aus folgenden europäischen
Staaten gefunden werden können: Belgien (OBFG und
OVB), Deutschland (Bundesrechtsanwaltskammer), Däne-
mark, Estland, Finnland, Frankreich (bislang noch nicht alle
lokalen Rechtsanwaltskammern angeschlossen), Griechenland
(Athen, Thessaloniki, Patras, Veria und Xanthi), Italien, Li-
tauen, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Österreich, Po-
len (National Council of Legal Advisors und Polish Supreme
Bar Council), Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
UK-Schottland (The Faculty of Advocates), Ungarn (Buda-
pest) und Zypern. Weitere Mitgliedstaaten werden folgen.
Die mehrsprachige Suche erlaubt das Finden von Rechtsan-

wältinnen und Rechtsanwälten in der EU-Muttersprache des
Bürgers und anhand harmonisierter Suchkriterien, die sind:
Stadt, gesprochene Sprache, Fachgebiet der Rechtsanwältin
bzw des Rechtsanwalts, Berufsbezeichnung, Name der Rechts-
anwältin bzw des Rechtsanwalts, Postleitzahl und zusätzliche
Berufsbezeichnung.
Durch die Find-a-Lawyer Suchmaschine wird der Zugang

der Bürger zu einer Rechtsanwältin bzw einem Rechtsanwalt

und gleichermaßen der Zugang zum Recht in den bislang teil-
nehmenden EU-Mitgliedstaaten wesentlich erleichtert.
Die Suchmaschine ist unter demMenüpunkt „Wie finde ich

. . .?“/„Wie finde ich einen Rechtsanwalt?“ abrufbar. Hier fin-
den Sie auch nähere Informationen zu dem Suchportal.

MK
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Termine

Inland

12. bis 14. Februar 2015 WIEN
43. Europäische Präsidentenkonferenz

13. bis 28. Februar 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Ausbildung für Rechtsanwaltsanwärter – Zivil-
recht
Dr. Nina Ollinger, LL.M.

16. Februar 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Exekution I
RA Dr. H.P. Wachter

17. Februar 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Familienrechts-Update
Mag. Susanne Beck, HR Dr. Edwin Gitschthaler

25. Februar 2015 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
BVergG & Novelle 2015 – Vergaberecht NEU
Dr. Michael Fruhmann

26. Februar 2015 WIEN
Business Circle: AG-Hauptversammlung
Notar Dr. Rupert Brix, RA Dr. Michaela Pelinka,
LL.M., RA Univ.-Prof. Dr. Stefan Weber, LL.M.,
Univ.-Prof. Mag. Dr. Johannes Zollner

2. März 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Exekution II
RA Dr. Heinz-Peter Wachter, RA Dr. Michael Hohen-
berger

2. und 3. März 2015 WIEN
International Association of Laywers (UIA): Basic
Training Course for Lawyers: Trading in Eu-
rope and Internationally: Substantive and Proce-
dural Aspects – 4th Edition

3. März 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I
Dipl. Rpfl. RegR Anton Jauk

3. März bis 1. Juni 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
M & A-Akademie
Referententeam

5. März 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Sachwalterrecht AKTUELL
Mag. Romana Fritz, Dr. Ulrich Pesendorfer

9. und 10. März 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Finanzstrafrecht
Referententeam

10. März 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: What’s news?
Referententeam

11. März 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Arbeitswelt und Compliance
Mag. Roman Sartor, MBL, RA Dr. Clemens Egermann

12. März 2015 WIEN
Business Circle: 10. Jahresforum Kapitalmarkt-
recht
12-köpfiges Referententeam, fachliche Leitung: Univ.-
Prof. Dr. Susanne Kalss, LL.M.

12. bis 14. März 2015 SAALFELDEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Insolvenzrecht
Referententeam

13. März 2015 KLAGENFURT
ÖRAV-Seminar: Fristen-Intensiv
RA Mag. Martin Gaugg

18. und 19. März 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Umgründungen
Referententeam

19. März 2015 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

24. und 25. März 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Datenschutz
Referententeam

25. März 2015 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Insolvenzrecht für Kanzleikräfte
Hon.-Prof. RA Dr. Axel Reckenzaun, MBL

26. März 2015 WIEN
Business Circle: AIFMG – Alternative Invest-
mentfonds
RA Dr. Clemens Hasenauer, LL.M., Dr. Armin Kam-
mel, LL.M., MBA, Dr. Ferdinand Kleemann, LL.M.,
MBA, RA Dr. Peter Knobl

9. April 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Einführung
RA Dr. Eva Schön

16. April 2015 GRAZ
ÖRAV-Seminar: Grundbuch II
Dipl. Rpfl. RegR Anton Jauk
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4. Mai 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Firmenbuch
RA em Dr. Erich Heliczer, Dipl. Rpfl. ADir Walter
Szöky

7. Mai 2015 GRAZ
ÖRAV-Seminar: Grundbuch III
Dipl. Rpfl. RegR Anton Jauk

7. Mai 2015 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

12. Mai 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Insolvenzverfahren
RA Dr. Thomas Engelhart

22. Juni 2015 WIEN
ÖRAV-Seminar: Sommerblock (BU-Kurs)
Referententeam

Ausland

6. März 2015 LONDON
International Association of Laywers (UIA): Private
Enforcement of Competition Law –Key Lessons
from Recent International Developments

16. und 17. März 2015 PARIS
International Association of Laywers (UIA): Com-
munication for Woman Lawyers (Training
course in English)

27. März 2015 BRUSSELS
International Association of Laywers (UIA): Every-
day International Private Law

3. und 4. April 2015 MARRAKECH
International Association of Laywers (UIA): What
Kind of Lawyers Will There Be in the Future?

9. und 10. April 2015 PRAIA
International Association of Laywers (UIA): Cabo
Verde, an Entrance Gate to Africa – Foreign In-
vestment and Business Opportunities

17. und 18. April 2015 MADRID
International Association of Laywers (UIA): The
New EU General Data Protection Regulation

8. und 9. Mai 2015 ANKARA
International Association of Laywers (UIA):Media-
tion and ADR: How to Change the Lawyer’s
Mindset

15. und 16. Mai 2015 MINNEAPOLIS
International Association of Laywers (UIA): Brain
Software, Genomics and Personalized Medicine:
Legal and Biotechnology Challenges

15. und 16. Mai 2015 MENAGGIO
International Association of Laywers (UIA): Joint
UIA – DAV Seminar (Deutscher Anwaltverein):
German-Italian Lawyers‚ Conference

18. und 19. Mai 2015 PARIS
International Association of Laywers (UIA):How to
Deal Successfully with Marketing, Communica-
tion andManaging of a Small/Medium Law Firm

27. bis 31. Mai 2015 MALTA
European Football Cup for Lawyers: Euro-
lawyers 6th

5. und 6. Juni 2015 AMSTERDAM
International Association of Laywers (UIA): 21st
World Forum of Mediation Centres

6. Juli 2015 TOKYO
International Association of Laywers (UIA): Dea-
ling with Companies in Crisis

11. und 12. September 2015 HAMBURG
International Association of Laywers (UIA): 7th
Business Law Forum

25. und 26. September 2015 SOFIA
International Association of Laywers (UIA): The
Court of Justice of the European Union (CJEU)
and the National Court – the Role of the Lawyer
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" §§ 3, 25 ÜbG:
Stellung eines Pflichtangebots trotz Sanierungsfall
1. Werden Aktien zu bloßen Sanierungszwecken
erworben, so besteht keine Pflicht zur Stellung
eines Pflichtangebots, da das Sanierungsvorhaben
nicht durch die zusätzliche Belastung des Pflichtan-
gebots erschwert oder verhindert werden soll.
2. Die Übernahmekommission kann jedoch –

trotz Vorliegens der Kriterien der Sanierungs-
ausnahme – die Stellung eines Pflichtangebots
anordnen, sofern nur dadurch eine Gefährdung
der Vermögensinteressen der Anteilseigner (insb
der Minderheitsaktionäre der Zielgesellschaft) ver-
mieden werden kann.
3. Wäre es dem Bieter gestattet, bloß einzelnen
Aktionären den Ausstieg aus der Zielgesellschaft
(hier für den Kernaktionär) zu einem nicht bloß
symbolischen Betrag zu ermöglichen, so verstieße
dies gegen das Gleichbehandlungsgebot des § 3
Z 1 ÜbG, welches darauf abzielt, eine Benachteili-
gung von Minderheitsaktionären gegenüber veräu-
ßernden Kernaktionären zu verhindern und ihnen
den Ausstieg zu gleichen Konditionen zu ermögli-
chen.
OGH 13. 3. 2014, 6 Ob 37/14 f ecolex 2014/248 =
GesRZ 2014, 254 (Huber) = RdW 2014/516, 466 =
wbl 2014/98, 288.

" §§ 277, 238 UGB:
Offenlegung des Jahresabschlusses: Kontrollpflicht des
Klienten
1. Bei einer offenlegungspflichtigen Genossenschaft
haben dieMitglieder des Vorstands für die recht-
zeitige Erfüllung ihrer unternehmensrechtlichen
Offenlegungspflichten zu sorgen. Die fehlende
Einzelvertretungsbefugnis der Mitglieder steht
dem nicht entgegen.
2. Im Falle derOnline-Einreichung des Jahresab-
schlusses ist auf wirksameWeise zu kontrollieren,
ob dieÜbermittlung auch tatsächlich zustande ge-
kommen ist. Dies setzt zumindest die Einsicht-
nahme in das Übermittlungsprotokoll voraus.
3. Die Kontrollpflicht gilt auch gegenüber Steuer-
beratern, Notaren und Rechtsanwälten.
OGH 10. 4. 2014, 6 Ob 55/14b GES 2014, 346.

" §§ 15, 27 PSG; § 75 Abs 4 AktG; § 16 Abs 3, § 42
Abs 1 GmbHG:

Bekämpfung der rechtswidrigen Abberufung von Stif-
tungsvorstandsmitgliedern
1. Anders als im Aktien- und GmbH-Recht ist die
rechtswidrige (nicht durch das Gericht erfolgte)
Abberufung von Mitgliedern des Stiftungsvor-
stands unwirksam.
2. Im Privatstiftungsrecht muss die rechtswidrige
Abberufung daher nicht mit Rechtsgestaltungsklage,

sondern mit Feststellungsklage bekämpft wer-
den.
3. Im Falle der Klage von Vorstandsmitgliedern ei-
ner Privatstiftung auf Feststellung der Unwirksam-
keit einer (nicht durch das Gericht erfolgten) Abbe-
rufung ist die Privatstiftung passiv legitimiert.
4. Analog zur Gesellschaft im Aktienrecht hat die
Privatstiftung ein evidentes Klarstellungsinteres-
se, wobei das abberufene Vorstandsmitglied stets
eine Aufgriffsobliegenheit trifft.
5. Die Anfechtungsklage des abberufenen Vor-
standsmitglieds ist ohne schuldhafte Verzögerung
zu erheben, dh innerhalb einer den konkreten
Umständen angemessenen Frist.
OGH 28. 8. 2014, 6 Ob 41/14v ecolex 2014/412 =
RdW 2014/708, 646.

" §§ 195 ff, 199 ff AktG; SchiedsRÄG 2006:
Schiedsfähigkeit von Beschlussmängelstreitigkeiten bei
der Genossenschaft
1. Die Vorschriften des AktG über die Anfecht-
barkeit und Nichtigkeit von Hauptversamm-
lungsbeschlüssen sind analog auf genossenschafts-
rechtliche Generalversammlungsbeschlüsse anzu-
wenden.
2. Die Vereinbarung einer schiedsgerichtlichen
Zuständigkeit scheitert nicht an der Ausschließ-
lichkeit des Gerichtsstands für die Anfechtung
von Gesellschaftsbeschlüssen im Aktienrecht.
3. Alle vermögensrechtlichen Ansprüche sind –

unabhängig von der Vergleichsfähigkeit – objektiv
schiedsfähig, folglich auch Beschlussmängelstrei-
tigkeiten bei der Genossenschaft.
4. Dem steht die Rechtskrafterstreckung des
über eine derartige Klage ergehenden Urteils nicht
entgegen, sofern die Schiedsklausel bereits in der
ursprünglichen Satzung enthalten war oder
durch einstimmigen Beschluss nachträglich ein-
geführt wurde.
5. Bei genossenschaftlichen Streitigkeiten wird
die von § 198AktGgesetzlich determinierteRechts-
krafterstreckung durch eine Streitverkündung
erreicht.
6. Dem Anspruch der Mitgesellschafter auf Ver-
fahrensbeteiligung ist Genüge getan, wenn sieGe-
legenheit zur Nebenintervention haben.
OGH 26. 6. 2014, 6 Ob 84/14 t GES 2014, 382 =
JusGuide 2014/37/12645 (OGH) = RdW 2014/
712, 649 = ecolex 2014/450.

" §§ 577 ff ZPO; § 118 UGB:
Personengesellschaftsrecht: Schiedsfähigkeit von Infor-
mationsrechten und inhaltliche Mindestanforderungen
1. Informationsrechte der Gesellschafter einer
Personengesellschaft sind schiedsfähig.
2. Notwendiger Inhalt des Schiedsvertrags ist le-
diglich die genaue Bezeichnung der Parteien und
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des Streitfalls bzw des bestimmten Rechtsver-
hältnisses sowie die Willenserklärung, sich einem
Schiedsgericht unterwerfen zu wollen.
3. Für die Bezeichnung des Gegenstands genügt
es, wenn er in einem einheitlichen Vertragswerk
einwandfrei umschrieben ist; Bestimmungen
über die Besetzung und die Bestellung des
Schiedsgerichts sind nicht erforderlich.
4. DieVereinbarung bindet nicht nur die Parteien,
sondern auch deren Rechtsnachfolger, gleich-
gültig, ob sie Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolger
sind. Es bedarf keines gesonderten Beitritts zur
Schiedsvereinbarung in der Form des § 583 ZPO.
OGH 15. 5. 2014, 6 Ob 5/14z GES 2014, 384 =
ecolex 2014/454 = NZ 2014/124 = RdW 2014/711,
648.

" §§ 18, 39 GmbHG:
Keine Änderung der Vertretungsbefugnis des GmbH-
Geschäftsführers durch Syndikatsvertrag
1. Der Syndikatsvertrag hat die Ausübung des
Stimmrechts in der Gesellschaft – ohne jedoch un-
mittelbar in die gesellschaftliche Organisation ein-
zugreifen – zumGegenstand. Als schuldrechtlicher
Vertrag bindet er dabei nur die Gesellschafter,
nicht aber die GmbH selbst.
2. Bindungswidrige Stimmabgaben sind im ge-
sellschaftsrechtlichen Bereich wirksam.
3. Er vermag einen bloß kollektivvertretungs-
befugten Geschäftsführer einer GmbH nicht
dazu ermächtigen, Ansprüche der GmbH ge-
richtlich allein geltend zu machen; vielmehr be-
darf es zur Prozessführung einer besonderen Voll-
macht durch den zweiten kollektivvertretungsbe-
fugten Geschäftsführer.
4. Folglich ist auch der ausschließlich von einem
der kollektivvertretungsbefugtenGeschäftsführer be-
vollmächtigte einschreitende Rechtsanwalt nicht
berechtigt, namens der Gesellschaft Prozess-
handlungen vorzunehmen.
OGH 21. 5. 2014, 3 Ob 73/14b ecolex 2014/411 =
JusGuide 2014/33/12561 (OGH).

" § 275 UGB:
Dritthaftung des Abschlussprüfers
1. Die gesetzliche fünfjährige Verjährungsfrist
stellt einen verbindlich normierten Mindeststandard
dar und ist für die Haftung des Abschlussprüfers
gegenüber Dritten zwingend.
2. Die Frist kann vom Wirtschaftsprüfer als Ab-
schlussprüfer iSd § 270 UGB auch nicht durch
Allgemeine Auftragsbedingungen (AAB) rechts-
wirksam (vertraglich) verkürzt werden.
OGH 30. 6. 2014, 5 Ob 208/13v RdW 2014/706,
645 = VbR 2014/100.

" § 173 Abs 2 Z 1 StPO (§ 2 Abs 1, § 10 GRBG):
Fluchtgefahr als Gegenstand einer Grundrechtsbe-
schwerde = EvBl 2014/128
Bloß mögliche künftige, in der Intention unklare
Reisebewegungen allein reichen für die Annahme
von Fluchtgefahr nicht hin.
OGH 28. 5. 2014, 11 Os 51/14 f (OLGWien 20 Bs
146/14p; LGSt Wien 71 Hv 30/14x).

" § 74 Z 5 StGB (§ 105 Abs 1, § 144 Abs 1 StGB):
Drohung mit Selbstmord = EvBl 2014/129
Ankündigung von Suizid erfüllt nicht die Kriterien
einer gefährlichen Drohung nach § 74 Abs 1 Z 5
StGB. Dies gilt insb auch für den Fall, in dem eine
„Sympathieperson“ ankündigt, sich „sonst“ das Le-
ben zu nehmen. § 74 Abs 1 Z 5 StGB geht davon
aus, dass Drohender und bedrohte Person nicht
identisch sind. EineDrohungmit Selbstmord könnte
nur dann eine zur Verwirklichung des Tatbestands
nach § 144 Abs 1 StGB geeignete gefährliche Dro-
hung iSd § 74 Abs 1 Z 5 StGB sein, wenn sie auch
mit einer Drohung gegen den Bedrohten selbst oder
eine diesem nahestehende dritte Person (Sympathie-
person) verbunden wird.
OGH 11. 6. 2014, 12 Os 47/14z (LG Eisenstadt
12 Hv 20/13 i).

" § 127 StGB (§ 259 StPO):
Kein Freispruch in Bezug auf einzelne Beutestücke =
EvBl-LS 2014/148
Der Wegfall von Beutestücken kann nicht Gegen-
stand eines (Teil-) Freispruchs sein, weil § 127 StGB
alle Gegenstände eines einzigen diebischen Zugriffs
(derselben Tat im materiellen Sinn) unter den Be-
griff „einer“ fremden beweglichen Sache zusam-
menfasst, womit sie weder unter dem Gesichtspunkt
der Identität von Anklage- und Urteilsgegenstand
beachtlich sind noch den demmateriellen Tatbegriff
zugrunde liegenden historischen Sachverhalt verän-
dern.
OGH 17. 6. 2014, 14 Os 58/14g.

" Kein Missbrauch der Amtsgewalt bei Mutter-Kind-
Pass-Untersuchung = EvBl 2014/136:

1. § 302 Abs 1 StGB
Zwar trifft es zu, dass § 302 Abs 1 StGB von einem
funktionellen Beamtenbegriff ausgeht, weshalb auch
Beliehene durch Missbrauch einer ihnen zukom-
menden Befugnis, in Vollziehung der Gesetze Amts-
geschäfte vorzunehmen, tatbildlich handeln können.
Dies ist aber nicht der Fall, wenn die Tätigkeit eines
Privaten – wie hier Vorsorgeuntersuchungen im
Rahmen des Mutter-Kind-Pass-Programms – zwar
ges (oder im VWeg) geregelt ist und im Zusammen-
hang mit einer öffentlichen Aufgabe (vorliegend:
der Gesundheitsversorgung [vgl Art 10 Abs 1 Z 12
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B-VG]), jedoch nicht in einer Rechtsform hoheitli-
chen Handelns entfaltet wird.

2. § 224 StGB

Die vom Arzt im Mutter-Kind-Pass vorgenommene
Dokumentation des Ergebnisses der Untersuchun-
gen ist nicht mit erhöhter Beweiskraft ausgestattet,
weshalb es sich insofern beim Mutter-Kind-Pass –
ungeachtet des Wappens der Republik auf dem
Deckblatt – nicht um eine öffentliche Urkunde han-
delt.
OGH 11. 8. 2014, 17 Os 25/14a (LGSt Wien
95 Hv 142/13 t).

" § 74 Abs 1 Z 5 StGB (§ 111 Abs 1 StGB):
Drohung mit Veröffentlichung von Nacktfotos gefähr-
lich = EvBl-LS 2014/155
Mag auch die Aufnahme von Nacktfotos (oder die
Zulassung der Anfertigung derartiger Lichtbilder)
per se nicht ehrenrührig sein, so bedeutet das nicht,
dass mit der Ankündigung einer vom Opfer nicht
gewollten Veröffentlichung von durchaus freiwillig
hergestellten, aber nicht für einen weiten Personen-
kreis bestimmten Nacktfotos nicht mit einer Verlet-
zung an der Ehre gedroht wird, liegt darin doch die
Androhung, dem Opfer die gebotene achtungsvolle
Behandlung zu verweigern und so sein Ansehen in
der Öffentlichkeit herabzusetzen. Durch die ange-
drohte Veröffentlichung wird dem Opfer nämlich
in Aussicht gestellt, in der Öffentlichkeit den Ein-
druck eines anstoßerregenden Verhaltens bis hin
zu Schamlosigkeit zu erwecken.
OGH 3. 7. 2014, 12 Os 56/14y.

" § 21 StGB (§ 281 Abs 1 Z 11 zweiter Fall StPO):
Prognosetat muss der Art nach näher umschrieben wer-
den = EvBl-LS 2014/156
Die Anordnung der Unterbringung in einer Anstalt
für geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs 1
StGB setzt eine ausreichende Feststellungsgrund-
lage für das Vorliegen einer Prognosetat voraus.
Diese ist im Urteil zumindest ihrer Art nach näher
zu umschreiben, um solcherart die rechtliche Beur-
teilung der zu erwartenden mit Strafe bedrohten
Handlung(en) mit schweren Folgen zu ermögli-
chen.
OGH 8. 7. 2014, 15 Os 55/14y.

" § 1497 ABGB; § 95 EheG:
Vergleichsverhandlungen hemmen die Präklusivfrist für
den Aufteilungsantrag
Nach § 95 EheG erlischt der Anspruch auf Vermö-
gensaufteilung, wenn er nicht binnen einem Jahr
nach Eintritt der (formellen) Rechtskraft der Schei-
dung geltend gemacht wird. Auf diese Präklusiv-
frist sind die allgemeinen Verjährungsbestimmun-

gen analog anzuwenden. Vergleichsverhandlungen
bis zum Ablauf der Verjährungsfrist oder darüber
hinaus bewirken die Ablaufhemmung. Es wird da-
bei nicht der Lauf der begonnenen Verjährungs-
frist an sich gehemmt, sondern nur das „Zu-
Ende-Gehen“, sofern der Aufteilungsantrag nach
Abbruch der Vergleichsverhandlungen ohne unnö-
tigen Aufschub eingebracht wird. Gleich zu behan-
deln ist der Fall, dass Vergleichsverhandlungen so
kurz vor Ende der Verjährungsfrist enden, dass
eine Einbringung der Klage (oder des Antrags)
vor Fristablauf nicht mehr möglich oder zumutbar
ist.
Im gegenständlichen Fall endeten die Vergleichsbe-
mühungen sechs Wochen vor Ablauf der Frist nach
§ 95 EheG. Da die Antragstellerin nicht darlegte,
aus welchen im Verhältnis zwischen den Verfah-
rensparteien liegenden Gründen ihr die Einbrin-
gung des Aufteilungsantrags in diesem Zeitraum
vor Fristablauf nicht mehr möglich oder zumutbar
war, wurde der Antrag wegen Nichteinhaltung der
Frist abgewiesen.
OGH 18. 9. 2014, 1 Ob 111/14a Zak 2014/782,
414.

" § 879 Abs 1, § 1152 ABGB; § 16 Abs 1 RAO:
Stundensatz eines Rechtsanwalts – Angemessenheits-
kontrolle
§ 16 Abs 1 RAO sieht die Möglichkeit der freien
Vereinbarung des Honorars für den Rechtsanwalt
vor, stellt also die Privatautonomie zwischen Klient
und Rechtsanwalt sicher. Die Rangfolge der Rechts-
grundlagen für das Anwaltshonorar bestimmt sich
demnach wie folgt:
1. Parteienvereinbarung,
2. RATG und
3. angemessenes Entgelt nach § 1152 ABGB, wobei
jede Rechtsgrundlage die nachfolgende ausschließt.
Hier wurde der Zeitaufwand (und nicht der Stun-
densatz) der Angemessenheitskontrolle unterzogen.
Nach Meinung des OGH kann der von einem
Rechtsanwalt nachzuweisende Zeitaufwand nur
dann im vollen Umfang berücksichtigt werden,
wenn er in einem angemessenen Verhältnis zu
Schwierigkeit, Umfang und Dauer der zu bearbei-
tenden Angelegenheit steht. Da sich die Arbeits-
weise von Rechtsanwälten individuell unterschied-
lich gestaltet, sind Zeitdifferenzen bei der Dauer
der Bearbeitung grundsätzlich hinzunehmen. Die
Meinung des BerG, wonach Leistungen, die auf-
grund rein kanzleiinterner Gründe erforderlich
wurden (rein kanzleiinterne Mitteilungen), nicht
zu honorieren seien, stellt laut OGH keine korrek-
turbedürftige Fehlbeurteilung dar.
OGH 29. 9. 2014, 8 Ob 92/14h Zak 2014/788, 416.
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" § 27 Abs 1, § 258, § 396 Abs 2 ZPO; § 55 Abs 1 Z 1
JN; § 15 RAO:

Absolute Anwaltspflicht vor dem BG wegen Zusam-
menrechnung mehrerer Begehren
Werden in einembezirksgerichtlichenVerfahren bei
Wertzuständigkeit in einer Klage mehrere Ansprü-
che geltend gemacht, die erst gemeinsam E 5.000,–
übersteigen, besteht absolute Anwaltspflicht, wenn
diese Ansprüche nach den Grundsätzen des § 55
Abs 1 Z 1 JN zusammenzurechnen sind, also in ei-
nem tatsächlichen oder rechtlichen Zusammenhang
stehen.
Die absolute Anwaltspflicht galt in der gegenständ-
lichen Sache auch für die vorbereitende Tagsatzung.

Bei diesem Termin war die Klägerin nicht wirksam
vertreten und daher säumig, weil die für sie ein-
schreitende Rechtsanwaltsanwärterin nur über die
kleine Legitimationsurkunde (§ 15 Abs 3 RAO) ver-
fügte. Für die Erlassung des von den Beklagten be-
antragten Versäumungsurteils war der mündliche
Vortrag ihres Bestreitungsschriftsatzes nicht erfor-
derlich. Das ErstG hat demnach das von den Beklag-
ten beantragte Versäumungsurteil rechtsrichtig er-
lassen.
OGH 30. 6. 2014, 5 Ob 169/13h Zak 2014/833,
438.

71Österreichisches Anwaltsblatt 2015/02

Recht kurz und bündig

http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
http://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A

2014. XXVIII, 1130 Seiten.
Ln. EUR 234,–
ISBN 978-3-214-15761-6
Abnahmeverpf lichtung für das Gesamtwerk.

tm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
/www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A

p://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
p://www.manz.at/list.html?tisbn=978-3-214-15761-6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A

6&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
/www.manz.at/list.htm

p:/
p:

&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Fasching-ZPO-BdII1-3A
/www.manz.at/list.html

p:/
p:

Band II/1 setzt die Neuaufl age des „Fasching/Konecny“ fort. 12 Jahre Gesetzgebung, Lehre und 
Rechtsprechung seit Erscheinen von Band II/1 der Voraufl age wurden eingearbeitet. Somit ist dieser 
Band wieder auf dem neuesten Stand.

Zahlreiche – vielfach tiefgreifende – Novellen der ZPO seit Erscheinen der Voraufl age wurden 
in den vorliegenden Band eingearbeitet. Hervorzuheben sind: Außerstreitreform, ZVN 2004 und 
2009, 2. GewaltschutzG, BudgetbegleitG 2009 und 2011 und Kinderbeistand-G.

Inhalt von Band II/1: Einleitung, EGZPO, §§ 1–73b ZPO

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Fasching · Konecny

Zivilprozessgesetze 3. Auf lage

Band II/1, EGZPO §§ 1–73b ZPO

sbb
sbb

///////wwwwwwwww mmmaaannnzzz aaattt///llliiisssttt hhhtttmmmlll???tttiiisssbbbb

ssbbbb 9 8 3
bbbbbbbbnnnn===99999999999999777777777777777888888888888888-----333333-2
bbbbbbbbbbnnnnnnnnnn=9999999977777788888888888----33333333-2
bn=9999977777778888888 3333 2

ssbbb
ssbbbbbbbbbb
sssssssbbbbbbbbbbbb
sbb



Abhandlungen

Effiziente Ausübung von Verteidigungsrechten
in der Hauptverhandlung1)

Von Sen.-Präs. des OGH Prof. Dr. Michael Danek, Wien.

Aktives Mitwirken des Strafverteidigers im erstinstanzlichen Verfahren ist Grundlage für eine erfolgreiche
Urteilsanfechtung.

I. Einleitung
Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich nicht mit den
– unter dem Begriff „plea bargaining“ bekannten, in
Österreich jedoch unzulässigen2) – Absprachen des
Verteidigers mit dem Richter über Schuld und Strafe,
sondern mit jenem gesetzeskonformen aktiven Han-
deln des Verteidigers in der Hauptverhandlung (in
der Folge: HV), das vielfach notwendig ist, soll eine
später allenfalls erforderliche Urteilsanfechtung Chan-
cen auf Erfolg haben. Aufgezeigt wird, wie wichtig es
für Verteidiger ist (und zwar auch für diejenigen, die
idR nur in erster Instanz, nicht aber bei Rechtsmittel-
gerichten auftreten), zum einen genaue Aktenkenntnis
zu besitzen und an der HV aktiv mitzuwirken, zum an-
deren aber insb auch die Nichtigkeitsgründe zu ken-
nen, um schon in erster Instanz die Verteidigungs-
rechte ihrer Mandanten effizient ausüben zu können.
Dies wird nach Nichtigkeitsgründen strukturiert dar-
gelegt.
Eingangs wird darauf verwiesen, dass sich der öster-

reichische Strafprozess ua durch die Raschheit der
Entscheidungsfindung auszeichnet. Im internationalen
Vergleich ist das österreichische Strafverfahren als au-
ßerordentlich effizient anerkannt. Dies ist ua dadurch
begründet, dass die Prozessordung und die Rsp des
OGH von den Verfahrensbeteiligten, so auch vom An-
geklagten und seinem Verteidiger, die aktive Mitwir-
kung am Prozessgeschehen verlangen. Sich in der
HV bloß zurückzulehnen, das Urteil erster Instanz ab-
zuwarten und sich erst dann den Kopf darüber zu zer-
brechen, wie man ein ungünstiges Urteil wieder besei-
tigen kann, funktioniert daher in aller Regel nicht.

II. Zur Rügeobliegenheit
des § 281 Abs 1 Z 1 StPO

Eine unrichtige Gerichtsbesetzung, die Absenz eines
Richters während eines Teils der Verhandlung und
die Ausgeschlossenheit eines Richters können mit
Nichtigkeitsbeschwerde nach § 281 Abs 1 Z 1 StPO
nicht releviert werden, wenn der die Nichtigkeit be-
gründende Tatumstand dem Beschwerdeführer noch
vor oder während der HV bekannt und von ihm nicht
gleich am Beginn der HV oder sofort, nachdem er „in

dessen Kenntnis gelangt“ war, geltend gemacht wor-
den ist.

„Der Nichtigkeit begründende Tatumstand“, des-
sen Bekanntsein eine Verpflichtung zu seiner Geltend-
machung auslöst, meint einen Sachverhalt, der einem
der drei Gründe der Z 1 zu unterstellen ist. Während
der Wortlaut des Gesetzes bloß auf das Tatsächliche
abstellt, sagt die Judikatur der Sache nach, dass ein –

zur Rügeobliegenheit führendes – Bekanntsein nur
dann anzunehmen ist, wenn dem Beschwerdeführer
nicht nur der Sachverhalt, sondern auch dessen recht-
liche Implikationen bekannt sind. Ein rechtskundiger
Verteidiger soll sich aber auf mangelnde Rechtskennt-
nisse nicht berufen können, sodass das, was sich wäh-
rend der HV in Anwesenheit des Verteidigers ereignet,
jedenfalls als in dessen Kenntnis gelangt anzusehen
ist.3)

Diese stRsp hat der OGH in jüngerer Zeit aber im
Zusammenhang mit der StPO-Änderung 2009 zur Be-
setzung des Schöffengerichts – dieses bestand zuvor
aus zwei Berufsrichtern und zwei Laien und wurde da-
nach um einen Berufsrichter reduziert – relativiert und
ausgeführt: „Die in einem Rechtsstaat sonst ohne weiteres
zu rechtfertigende Grundannahme, nach der wenigstens
professionell damit befassten Personen Kenntnis sowohl der
einschlägigen gesetzlichen Vorschriften als auch deren syste-
matischen Zusammenhangs zuzusinnen ist, wird seit In-
krafttreten des StPRefG am 1. Jänner 2008 durch Anpas-
sungsgesetzgebung und mehrfach unterjährige, stets über
den gesamten Regelungsbereich der StPO verstreute Novel-
lierungen für das anzuwendende Strafprozessrecht zuneh-
mend in Frage gestellt.“4) In diesem Sinn kam der
OGH zum Ergebnis, dass den Verteidiger in vor
dem 17. 6. 2009 mit zwei Berufsrichtern begonnenen
und nach der Gesetzesänderung in derselben Beset-
zung (anstelle sodann mit bloß einem Berufsrichter)
fortgesetzten Schöffenverhandlungen keine Pflicht
zur Rüge der nunmehr unrichtigen Gerichtsbesetzung
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traf, weil er – auch aufgrund einer aus Sicht des OGH
verfehlten Rechtsansicht im Einführungserlass des
BMJ zur Gesetzesnovelle – die erforderlichen Kennt-
nisse der prozessualen Rechtslage nicht haben konnte.
Von praktischer Bedeutung in Wirtschaftsstrafver-

fahren ist in diesem Zusammenhang die erneute Ände-
rung der Besetzungsvorschriften in Schöffensachen
per 1. 1. 2015. Ab diesem Zeitpunkt gibt es zwei ver-
schiedene Besetzungen für Schöffengerichte, zum ei-
nen die bisherige mit nur einem Berufsrichter, zum an-
deren in den in § 32 Abs 1a StPO genannten Fällen
eine Besetzung mit zwei Berufsrichtern. Darunter fal-
len wertqualifizierte strafbare Handlungen gegen
fremdes Vermögen mit einem eine Million Euro über-
steigendenWert oder Schadensbetrag, Missbrauch der
Amtsgewalt und Straftaten nach §§ 304 bis 309 StGB,
soweit dem Angeklagten die Herbeiführung eines
E 100.000,– übersteigenden Schadens oder die Bege-
hung der Tat in Bezug auf einen E 100.000,– überstei-
genden Vorteil zur Last gelegt wird, sowie Finanzver-
gehen mit einem eine Million Euro übersteigenden
strafbestimmenden Wertbetrag.
Wenn bereits in der Anklage ein diese Grenzen

übersteigender Betrag genannt wird, aber der Schöf-
fensenat mit nur einem Berufsrichter auftritt, muss
der Verteidiger seiner Rügepflicht gleich am Beginn
der HV nachkommen. Wenn die Anklage einen gerin-
geren Betrag nennt, aber im Zuge der HV Verfahrens-
ergebnisse hervorkommen, die für die Annahme eines
diese Grenzen übersteigenden Betrags durch das Ge-
richt bei Urteilsfällung sprechen – zB ein SV-Gutach-
ten nennt einen höheren als den von der Anklage ange-
nommenen Schadensbetrag –, hat der Verteidiger dies
sofort zu rügen.
Weil der Nichtigkeitsgrund der Z 1 nur im Fall ei-

ner „Unterbesetzung“ mit bloß einem Berufsrichter
greift, nicht aber bei einer „Überbesetzung“ des Schöf-
fengerichts mit zwei Berufsrichtern in einem der nicht
in § 32 Abs 1 a StPO genannten Fälle – denn ein hö-
herqualifizierter Spruchkörper wird nach herrschender
Meinung stets als auf dem Gesetz beruhend angese-
hen5) – besteht in diesem umgekehrten Fall auch kein
Anlass für eine Rüge. Unklarheiten (die es im Ver-
gleichsfall 2009 gegeben hat), wie die Besetzung be-
reits vor dem 1. 1. 2015 anverhandelter Verfahren aus-
sehen soll, ist der Gesetzgeber ausgewichen, indem er
in den Übergangsbestimmungen normiert hat, dass die
neuen Besetzungsvorschriften für die Verfahren nicht
gelten, in denen vor dem 1. 1. 2015 Anklage einge-
bracht wurde.6)
Zur Kenntnis gelangt ist eine Information dem Ver-

teidiger – unter Heranziehung objektiver Kriterien –

bereits, wenn ihm das relevante Tatsachensubstrat zu-
gänglich war. Zugänglichkeit der Information für den
Verteidiger genügt also, wie der OGH etwa betreffend
die Dienstlisten für Geschworene und Schöffen ausge-

sagt hat, weil in diese grundsätzlich von jedermann
Einsicht genommen werden kann. Sollte das Einsichts-
recht verwehrt werden, wäre zwecks Überprüfung der
Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben mit entspre-
chender Antragstellung am Beginn der HV vorzuge-
hen; die Beschlussfassung darüber unterliegt der Kon-
trolle nach § 281 Abs 1 Z 4 StPO.7)

Daraus ist aber konsequenterweise auch ableitbar,
dass schon das Recht auf Akteneinsicht grundsätzlich
dazu führt, dass am Beginn der HV der gesamte Akten-
inhalt als dem Verteidiger bekannt angesehen werden
muss. Ob der Verteidiger den Akt tatsächlich gelesen
und dadurch die Umstände erfahren hat, die einen
Nichtigkeitsgrund nach Z 1 bewirken, spielt also für
seine Rügepflicht keine Rolle, es genügt vielmehr, dass
ihm die Information zugänglich war. Irrelevant ist es
dabei auch, wie umfangreich dieser Akt ist. Genaue
Aktenkenntnis des Verteidigers zu Beginn der HV ist
daher unabdingbar. Verheimlicht der Richter jedoch
bewusst einen von ihm noch vor Urteilsfällung erkann-
ten Ausschlussgrund, ist auf die tatsächliche Kenntnis
des Verteidigers abzustellen.8)

Für die Rüge nach Z 1 besteht keine Formvor-
schrift, sie ist im Fall bereits vor der HV bekannter
Gründe sowohl schriftlich vor dieser als auch mündlich
am Beginn derselben möglich. Eine schriftliche Ableh-
nung des Verhandlungsrichters vor der HV genügt
prinzipiell dem Rügeerfordernis, es bedarf – auch im
Fall ihrer (das Rechtsmittelgericht nicht bindenden)
Abweisung durch den Präsidenten des Gerichts – kei-
ner Wiederholung am Beginn der HV. Auch bei einer
Neudurchführung der HV gem § 276a StPO ist die
Wiederholung einer bereits einmal erhobenen Rüge
überflüssig.9)

Wenngleich also keine bestimmte Form vorge-
schrieben ist, genügt die nicht näher begründete bloße
Behauptung, das Gericht sei unrichtig besetzt oder ein
Richter sei „befangen“, nicht. Es muss also eine (sach-
verhaltsmäßige) Begründung angeführt werden und
diese muss auch kongruent zu der später in der Nich-
tigkeitsbeschwerde angeführten Begründung sein.
Bloße Spekulationen über einen vorgeblichen Aus-
schlussgrund genügen dem gesetzlichen Bestimmt-
heitserfordernis nicht.
Von praktischer Bedeutung im Rahmen der Ausge-

schlossenheit sind auch die Fälle der Vorbefasstheit
des Richters nach § 43 Abs 2 bis 4 StPO. Diese wird
sich betreffend den nunmehrigen Vorsitzenden in aller
Regel aus den Akten ergeben, sodass sie vom Verteidi-
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ger am Beginn der HV gerügt werden muss. Der
Name eines beisitzenden Richters muss dem Verteidi-
ger hingegen nicht unbedingt bekannt sein, sodass eine
Rügeobliegenheit betreffend dessen Vorbefasstheit –

etwa weil er als Ermittlungs- oder Journalrichter in
dieser Strafsache bereits eine Auskunft über Bankkon-
ten und Bankgeschäfte bewilligt hat – entfallen kann.
Weiters von praktischer Bedeutung ist die Geltend-

machung unrichtiger Gerichtsbesetzung durch Beizie-
hung von Schöffen oder Geschworenen unter Verstoß
gegen die Bestimmungen des GSchG. Nach stRsp be-
wirkt jedoch ein Verstoß gegen die in der Schöffen-
oder Geschworenendienstliste vorgegebene Reihen-
folge nur dann Nichtigkeit, wenn vom gesetzlich de-
terminierten Prinzip, dass die Besetzung nach dem Zu-
fallsprinzip zu erfolgen hat, in sachlich unvertretbarer
Weise – also willkürlich – abgewichen wird.10)
Wenn der zur Nichtigkeit führende Tatumstand im

Zuge der HV zur Kenntnis des Verteidigers gelangt,
hat er ihn sofort geltend zu machen. Dies ist eine der
wenigen Ausnahmen von der Regel des § 232 Abs 3
StPO, wonach er nur sprechen darf, wenn ihm der
Vorsitzende dasWort hierzu erteilt hat. Dennoch wird
der Begriff „sofort“ großzügig auszulegen sein, dh es
muss auch genügen, wenn der Verteidiger erst rügt,
sobald ihm vom Vorsitzenden das Wort erteilt wurde.
Wenn der zur Nichtigkeit führende Tatumstand

dem Verteidiger erst nach Schluss der Verhandlung,
aber vor Urteilsverkündung bekannt wird, trifft ihn
keine Rügepflicht mehr.

III. Zum Widerspruch gegen
eine Verlesung nach
§ 281 Abs 1 Z 2 StPO

Während der Verteidiger nichtige Akte der HV unter
demNichtigkeitsgrund des § 281 Abs 1 Z 3 StPO rele-
vieren kann, ohne den Verfahrensfehler bereits in der
HV zu rügen, muss er sich gegen die Einbringung
nichtiger Akte des Ermittlungsverfahrens in die HV
sofort wehren, um diesen Umstand aus § 281 Abs 1
Z 2 StPO relevieren zu können. Letztgenannter Nich-
tigkeitsgrund liegt vor, wenn ein Protokoll oder ein an-
deres amtliches Schriftstück über eine nichtige Erkun-
digung oder Beweisaufnahme im Ermittlungsverfah-
ren trotz Widerspruchs des Beschwerdeführers in der
HV verlesen wurde. Der Verlesung gleichzuhalten ist
das prozessförmige Vorkommen auf andere Weise,
wie zB durch zusammenfassenden Vortrag des Vorsit-
zenden nach § 252 Abs 2a StPO. Und auch nichtige
Akte im Zuge einer danach gem § 276a StPO neu
durchgeführten HV oder im Rahmen gerichtlicher Be-
weisaufnahmen außerhalb der HV werden erfasst.11)
Dh also zB: Wenn der Rechtsanwalt oder Wirtschafts-

treuhänder als Zeuge in der HV über sein Recht, die
Aussage über das zu verweigern, was ihm in dieser Ei-
genschaft bekannt geworden ist, vom Vorsitzenden
nicht rechtzeitig informiert wurde (§ 157 Abs 1 Z 2
StPO), kann der Verteidiger die dadurch bewirkte
Nichtigkeit der Zeugenaussage (§ 159 Abs 3 StPO)
im Rechtsmittel aus Z 3 geltend machen, ohne schon
in der HV darauf hinweisen zu müssen.Wenn derselbe
Verfahrensfehler aber bereits im Ermittlungsverfahren
oder in einer früheren HV vor Neudurchführung oder
bei einer Beweisaufnahme außerhalb der HV erfolgte,
und diese Aussage des Zeugen nun durch Verlesung
oder Vortrag in die HV eingebracht wird, muss sich
der Verteidiger dagegen sofort durch Widerspruch
zur Wehr setzen.
Nach der Rsp ist dieser Widerspruch an keine be-

stimmte Form gebunden, er muss aber ausdrücklich,
unmissverständlich und vor der Verlesung erfolgen.
Ein nachträglicher Widerspruch genügt nur, wenn
der Verteidiger an der früheren Geltendmachung ge-
hindert war, etwa weil die Verlesung überraschend
ohne vorherige Ankündigung erfolgte. Zu empfehlen
ist daher, so rasch wie möglich – auch ohne Erteilung
des Wortes – noch während der Verlesung Wider-
spruch zu erklären und nicht bis zu ihrem Ende zuzu-
warten. In tatsächlicher Hinsicht muss alles gegen die
Verlesung Sprechende gesagt werden, es sei denn, dies
ist offensichtlich.
Es ist somit für den Verteidiger wichtig zu wissen, in

welchen Fällen das Gesetz einen Akt des Ermittlungs-
verfahrens für nichtig erklärt, um solcherart gegen die
Verlesung Widerspruch erheben zu können.
Von praktischer Bedeutung sind dabei in erster Li-

nie die Bestimmungen über Erkundigungen und Ver-
nehmungen (§§ 151ff StPO), insb – wie im genannten
Beispiel – betreffend die Rechte von Zeugen auf Aussa-
gebefreiung oder Aussageverweigerung nach §§ 156
und 157 StPO. Erwähnenswert ist, dass ein Verstoß
gegen die Bestimmungen über das Zeugnisverweige-
rungsrecht bei Selbstbelastungsgefahr (§ 157 Abs 1
Z 1 StPO) nicht (mehr) nichtigkeitsbedroht ist.
Eine bemerkenswerte Entscheidung erging un-

längst zum Verbot (§ 152 Abs 1 StPO), die Bestim-
mungen über die Vernehmung von Beschuldigten
und Zeugen durch Erkundigungen zu umgehen:12)
Ein festgenommener und sodann in U-Haft genom-
mener Beschuldigter war sowohl von der Kriminalpo-
lizei als auch vom Ermittlungsrichter anlässlich seiner
Vernehmungen über seine Rechte als Beschuldigter
iSd § 164 Abs 1 StPO – also „dass er berechtigt sei,
sich zur Sache zu äußern oder nicht auszusagen“,
und „dass seine Aussage seiner Verteidigung dienen,
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aber auch als Beweis gegen ihn Verwendung finden
könne“ – belehrt worden, hatte aber Angaben zur Sa-
che verweigert. In der Folge wurde er über seine ei-
gene Initiative in der Haft erneut von einem Beamten
der Kriminalpolizei „formlos“ befragt und machte nun
Angaben zur Tat, die der Beamte in einem Aktenver-
merk festhielt. In der HV widerrief der Beschuldigte
das Gesagte wieder. Gegen den ausdrücklichen Wi-
derspruch des Verteidigers wurde der Aktenvermerk
des Kriminalbeamten in der HV verlesen und das Ur-
teil wurde auch darauf gestützt. Der Verteidiger hatte
mit seiner Nichtigkeitsbeschwerde aus § 281 Abs 1
Z 2 StPO Erfolg, denn der OGH erkannte, dass der
mittels Aktenvermerk protokollierte Vorgang eine un-
zulässige Erkundigung in Umgehung der Bestimmun-
gen über die Vernehmung des Beschuldigten darge-
stellt habe, weil dieser nicht (erneut) über seine
Rechte belehrt worden sei. Dies ist insoweit bemer-
kenswert, als der OGH bei dieser Konstellation unge-
achtet zweier vorangegangener Belehrungen davon
ausging, dass der Beschuldigte über seine Rechte im
Unklaren gelassen worden sei.

IV. Zur Einverständniserklärung zu
einer Verlesung oder Zustimmung
zu einem zusammenfassenden
Vortrag unter den Aspekten des
§ 281 Abs 1 Z 3 und 5 StPO

Immer wieder liest man in einer Nichtigkeitsbe-
schwerde die Kritik, dass Verlesungen in der HV zu
Unrecht erfolgt und daher nichtig seien (§ 281 Abs 1
Z 3 StPO).
Das Vorbringen scheitert in der Mehrzahl der Fälle

daran, dass die Verlesung in der HV im Einverständnis
mit den Beteiligten erfolgte (§ 252 Abs 1 Z 4 StPO)
und/oder eine Zustimmung auch des Verteidigers zu
einem zusammenfassenden Vortrag des Vorsitzenden
nach § 252 Abs 2a StPO vorlag.
Dazu zunächst Grundsätzliches: Ob eine Verlesung

auch nach Z 1 bis 3 des § 252 Abs 1 StPO zulässig war,
ist irrelevant, wenn sie nach Z 4 mit Einverständnis des
Anklägers und des Angeklagten erfolgt ist. Das heißt
zB: Eine – nicht kontradiktorisch zustande gekom-
mene – Aussage eines Zeugen im Ermittlungsverfah-
ren, der in der HV berechtigt die Aussage verweigert,
dürfte zwar grundsätzlich nicht verlesen werden, wohl
aber mit Einverständnis von Ankläger und Angeklag-
tem. Dem Verteidiger steht es also frei, mit der Verle-
sung einverstanden zu sein (etwa wenn er meint, diese
Aussage sei für seinen Mandanten günstig). War er
dies, kann er sich aber im Rechtsmittelverfahren nicht
über die Verlesung beschweren, wobei es keine Rolle

spielt, wie die Aussage vom Gericht bei der Urteilsfin-
dung gewürdigt wurde.
Die Zustimmung des Verteidigers zu einem zusam-

menfassenden Vortrag des Vorsitzenden gem § 252
Abs 2a StPO anstelle der Verlesung wiederum bein-
haltet auch das Einverständnis iSd Abs 1 Z 4, dass die
vom Vortrag umfassten Aktenstücke in der HV vor-
kommen.13) Diese Zustimmung ist in der Praxis gang
und gäbe und dient der Verfahrensbeschleunigung.
Oft wird „der gesamte Akteninhalt“ mit Zustimmung
des Verteidigers zusammenfassend vorgetragen, ohne
dass Details tatsächlich Erwähnung finden müssen. Be-
vor der Verteidiger dem Vortrag zustimmt, sollte er si-
cher sein, dass er den Akteninhalt kennt, denn darin
könnten auch Protokolle enthalten sein, deren Inhalt
gegen die Interessen des Angeklagten spricht und ohne
dessen Einverständnis nicht vorkommen hätte dürfen.
Wenn von einer Beweisaufnahme sowohl ein Proto-

koll als auch eine technische Aufnahme vorliegen, ist
von einem Einverständnis des Verteidigers zum Vor-
kommendürfen beider Dokumentationen bereits dann
auszugehen, wenn er hinsichtlich nur einer davon ein-
verstanden war.14)
Wann wird von einem Einverständnis nach § 252

Abs 1 Z 4 StPO oder einer Zustimmung nach Abs 2a
leg cit ausgegangen? Dieses oder diese muss zwar un-
missverständlich, nicht aber ausdrücklich sein. Bloß
widerspruchsloses Hinnehmen der Verlesung durch
den Verteidiger allein reicht zwar nicht aus, wohl aber,
wenn über das bloße Unterbleiben einesWiderspruchs
den Akten noch Anhaltspunkte zu entnehmen sind, die
auf ein Einverständnis schließen lassen. Der OGH hat
es in einem Fall hierfür genügen lassen, dass vom Ver-
teidiger kein neuerlicher Antrag auf Vernehmung ei-
nes zur HV nicht erschienenen Zeugen gestellt wurde,
sein Einverständnis mit der (widerspruchslos hinge-
nommenen) Verlesung der früheren Angaben dieses
Zeugen anzunehmen.15)
Dem Verteidiger ist daher – obwohl keine Rügeob-

liegenheit besteht – zur Klarstellung jedenfalls geraten,
Verlesungen oder Vorträge, die die Verteidigungsinte-
ressen seines Mandanten tangieren könnten, nicht
bloß stillschweigend hinzunehmen, sondern sich expli-
zit gegen diese auszusprechen.
Unter dem Aspekt einer offenbar unzureichenden

Begründung des Urteils nach § 281 Abs 1 Z 5 vierter
Fall StPO wird bisweilen geltend gemacht, ein be-
stimmtes Protokoll, auf das sich das Urteil stützt, sei
in der HV nicht verlesen worden und daher nicht vor-
gekommen. Die Protokollierung „verlesen wird der
wesentliche Akteninhalt“ oder „vorgetragen wird der
wesentliche Akteninhalt“ mache nicht klar, was tat-
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sächlich verlesen oder vorgetragen worden sei. Diese
erst in der Nichtigkeitsbeschwerde vorgebrachte Kri-
tik scheitert daran, dass vom Verteidiger verlangt wird,
bereits in der HV darauf zu reagieren und eine Klar-
stellung des Protokollinhalts zu beantragen (§ 271
Abs 1 zweiter Satz StPO).16)

V. Wie ist ein Beweisantrag
zu gestalten?
(§ 281 Abs 1 Z 4 StPO)

§ 238 StPO normiert ein allgemeines Antragsrecht der
Verfahrensbeteiligten in der HV. Dieses ist nicht auf
Beweisanträge beschränkt, sondern bezieht sich auf
alle die Leitung des Verfahrens betreffenden Verfü-
gungen. In allen Fällen steht gegen die Nichterledi-
gung oder Antragsabweisung kein gesondertes Rechts-
mittel, wohl aber im Rahmen der Urteilsbekämpfung
die Nichtigkeitsbeschwerde aus dem Grund des
§ 281 Abs 1 Z 4 StPO offen.
Wie ist nun ein Beweisantrag zu stellen, der eine

Chance auf inhaltliche Erledigung haben soll und im
Fall seiner Nichterledigung oder Abweisung die er-
folgreiche Geltendmachung des genannten Nichtig-
keitsgrundes ermöglicht?
Ein Beweisantrag ist immer mündlich in der HV (bis

zum Schluss der Verhandlung, also spätestens im
Schlussvortrag) zu stellen. Ein allein schriftlich gestell-
ter Antrag genügt nicht, ebenso wenig dessen bloße
Verlesung durch das Gericht. Und – das wird auch
oft übersehen – auch ein in einer früheren HV, die
dann gem § 276a StPO neu durchgeführt wurde, ge-
stellter Antrag genügt nicht. Es bedarf in beiden Fällen
der ausdrücklichen Wiederholung des Antrags in der
der Urteilsfällung vorangehenden HV, diese kann
auch an mehreren Verhandlungstagen durchgeführt
worden sein, sofern keine Neudurchführung erfolgte.
Dabei ist es dem Verteidiger zwar unbenommen,
durch unmissverständlichen Verweis auf den Inhalt ei-
nes schriftlich oder in einer vor Neudurchführung
stattgefundenen HV mündlich gestellten Antrags zu
erklären, dass er diesen Antrag nunmehr neu stellt.
Die pauschale Formulierung, alle bisher gestellten Be-
weisanträge „aufrecht“ zu halten, genügt nach stRsp
hierfür nicht.17)
Der Verteidiger sollte sich mit seiner Antragstellung

nicht zu viel Zeit lassen. Wenngleich das Gesetz – an-
ders als bei der Rügeobliegenheit des § 281 Abs 1 Z 1
StPO – kein explizites zeitliches Limit für in der HV
gestellte Anträge vorgibt, wird eine der Verschleppung
dienende Verteidigungstaktik von der Rsp nicht gou-
tiert. Werden – wie nicht selten zu beobachten – nach
erheblicher Verhandlungsdauer erst gegen Ende der
HV umfangreiche Beweisaufnahmen beantragt, wer-

den die klare Fassung des Beweisthemas und dessen
Erheblichkeit besonders kritisch vom OGH geprüft.
Je mehr das Verhalten des Antragstellers eine bewusste
Verfahrensverzögerung erkennen lässt, desto einge-
hender muss seine Begründung sein, warum das ange-
strebte Beweisergebnis erwartet werden kann.18)

Unabdingbar ist daher auch, dass der Verteidiger
darauf dringt, von seinem Mandanten schon vor der
Verhandlung und auch während derselben stets umfas-
send informiert zu werden. Wenn der Angeklagte dem
Verteidiger wichtige Umstände verschweigt, sodass
dieser sie nicht rechtzeitig prozessordnungsgemäß gel-
tend machen kann, ist dies uU dafür ausschlaggebend,
dass die Nichtigkeitsbeschwerde erfolglos bleibt.
Welchen Inhalt muss ein Beweisantrag haben? § 55

Abs 1 und 2 StPO stellt seit 1. 1. 2008 – iSd schon zu-
vor stRsp – klar, wie ein Beweisantrag in der HV zu
fassen ist. Zu nennen sind Beweisthema, Beweismittel
und jene Informationen, die für die Durchführung
der Beweisaufnahme erforderlich sind (also zB eine
Ladungsadresse oder sonstige der Ausforschung die-
nende Daten eines noch nicht aktenkundigen Zeugen).
Soweit dies nicht offensichtlich ist, ist auch zu begrün-
den, weswegen das Beweismittel geeignet sein könnte,
das Beweisthema zu klären. Schließlich fordert die Rsp
auch, wenn es nicht offensichtlich ist, darzulegen, in-
wieweit das Beweisthema für die Schuld- oder Sub-
sumtionsfrage von Bedeutung sei.
Beweisthema kann immer nur eine Tatsache sein,

die durch das Beweismittel unmittelbar bestätigt oder
geklärt werden soll. Das Beweisthema ist dem Verfah-
rensziel (der Feststellung, ob die sog entscheidenden
Tatsachen vorliegen) oft nur vorgelagert, muss aber
für dieses erhebliche Umstände beinhalten. Beweis-
thema einer Zeugenvernehmung des Steuerberaters
des Angeklagten kann zB sein, dass dieser dem Ange-
klagten (oder der Angeklagte ihm) bestimmte Informa-
tionen erteilt hat, während das dahinterstehende Ziel
ist, plausibel zu machen, dass der Angeklagte das ihm
vorgeworfene Vermögensdelikt oder Finanzvergehen
nicht vorsätzlich begangen habe. Wird im Beweisan-
trag nur das Beweisthema, aber keine Beweisrelevanz
genannt, oder nur das Verfahrensziel, jedoch keine Be-
weistauglichkeit, darf sich der Verteidiger nicht wun-
dern, wenn sein Begehren erfolglos bleibt.
Das Beweisthema ist überdies nur dann eindeutig

formuliert, wenn dies in Form einer Behauptung,
„dass“ eine bestimmte Tatsache stattgefunden habe,
geschieht. Anträge des Inhalts, eine Zeugenverneh-
mung oder ein SV-Gutachten werde „zur Klärung,
ob diese und jene Umstände gegeben sind“, begehrt,
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klingen schon von der Formulierung her nach einem
(unzulässigen) Erkundungsbeweis.
Bei der Formulierung des Themas eines Zeugen-

beweises ist zu beachten, dass die Zeugenaussage ein
Bericht über sinnliche Wahrnehmungen von Tatsa-
chen ist, die der Vergangenheit angehören. Nur Tatsa-
chenbekundungen stellen eine Aussage dar. Subjektive
Meinungen, Ansichten, Wertungen, Schlussfolgerun-
gen, rechtliche Beurteilungen und ähnliche intellek-
tuelle Vorgänge können daher grundsätzlich nicht Ge-
genstand einer Zeugenaussage sein, sondern nur die
ihnen zugrunde liegenden tatsächlichen Prämissen.19)
Schlussfolgerungen könnten lediglich Thema eines
Sachverständigenbeweises, nicht aber eines Zeugen-
beweises sein, während Rechtsfragen niemals Gegen-
stand einer Beweisaufnahme sind.
Darauf, dass die Beweistauglichkeit (also der Kon-

nex Beweismittel/Beweisthema) und die Beweisrele-
vanz (der Konnex Beweisthema/Verfahrensziel) für
das Gericht offensichtlich sind und es daher keines
Vorbringens dazu bedarf, sollte sich der Verteidiger
nicht verlassen, sondern immer auch entsprechendes
Vorbringen dazu erstatten. Andernfalls darf er nicht
überrascht sein, wenn der Antrag und in der Folge
auch die Nichtigkeitsbeschwerde mit der Begründung
„Erkundungsbeweis“ abgewiesen werden. Wiewohl
dem Gericht die Abweisung eines Beweisantrags mit
vorgreifender Beweiswürdigung, also der Annahme,
das Gegenteil sei schon als erwiesen anzusehen, verbo-
ten ist, wird der Erklärungsbedarf des Verteidigers zur
Beweistauglichkeit umso größer sein müssen, je dich-
ter bereits die Beweislage für das Gegenteil ist oder
je unwahrscheinlicher es ist, dass die Beweisaufnahme
das behauptete Ergebnis erbringen werde.Warum sich
zB ein beantragter Zeuge an einen sehr lange zurück-
liegenden, für ihn alltäglichen Vorfall ohne besonde-
ren Aufmerksamkeitswert erinnern können soll, wird
besonders darzulegen sein.
Wenn der Verteidiger die Vernehmung eines Zeu-

gen beantragt und das Gericht diesen geladen hat, er
aber nicht erschienen ist, bedarf es eines neuen Antrags
des Verteidigers, wobei er etwa bei einem aus dem
Ausland geladenen Zeugen, der bekanntlich nicht vor-
geführt werden kann, dartun muss, wie dessen Erschei-
nen bewerkstelligt werden soll. Denn wurde einem
Antrag stattgegeben, die Verfügung aber nicht effek-
tuiert, liegt der Mangel nicht im Zwischenerkenntnis,
außer das Verhalten des Gerichtshofes läuft im Ergeb-
nis auf eine Täuschung des Antragstellers hinaus. So
gesehen muss der aus dem Zwischenerkenntnis Be-
rechtigte erforderlichenfalls auch dessen Umsetzung
verlangen, um in Hinsicht auf die Entscheidung über
dieses Begehren zur Anfechtung berechtigt zu sein.20)
Es ist nicht ausgeschlossen, die neuerliche Verneh-

mung eines bereits in der HV vernommenen Zeugen
zu begehren; dies allerdings nur dann, wenn im weite-

ren Verfahren Umstände hervorkommen, die eine
neuerliche Vernehmung geboten erscheinen lassen.
Dies setzt voraus, dass in dem darauf abzielenden Be-
weisantrag dargetan wird, aus welchen Gründen sich
die Notwendigkeit einer abermaligen Vernehmung ei-
nes Zeugen erst nachträglich ergeben hat.21)
Ein weitverbreiteter Irrtum ist zu glauben, der Ver-

teidiger könne eine Beweisaufnahme, die er im Schöf-
fenverfahren erster Instanz nicht beantragt hat, im
Nichtigkeitsverfahren dadurch begehren, dass er unter
dem Titel einer Aufklärungsrüge nach § 281 Abs 1
Z 5a StPO vorbringt, dass Gericht hätte diesen Beweis
aufgrund seiner Verpflichtung zur amtswegigenWahr-
heitsforschung von sich aus aufnehmen müssen. Nach
stRsp besteht Subsidiarität der Aufklärungsrüge gegen-
über der Verfahrensrüge aus Z 4, sodass der Verteidi-
ger mit seinem Rechtsmittelbegehren nur dann erfolg-
reich sein kann, wenn er deutlich macht, wodurch er an
der Ausübung seines Rechtes, die Beweisaufnahme in
der HV sachgerecht zu beantragen, gehindert war.22)

VI. Welche sonstigen Anträge und
Prozesserklärungen in der HV
sind zielführend?

" Ein wichtiges Instrumentarium der Verteidigung ist
die Ausübung des in § 249 Abs 1 StPO normierten
Rechts, an die vernommenen Personen – also Ange-
klagten, Zeugen, Sachverständige – Fragen zu stellen.
Dieses Recht besteht aber nicht uneingeschränkt. Der
Vorsitzende kann unzulässige Fragen zurückweisen
und ihm sonst unangemessen scheinende Fragen un-
tersagen. Zu letzteren zählen vor allem solche Fragen,
die bereits gestellt und beantwortet wurden. Die Ein-
schränkung seines Fragerechts kann der Verteidiger
im Nichtigkeitsverfahren nur bekämpfen, wenn er
die Nichtzulassung seiner Frage nicht stillschweigend
hinnimmt, sondern einen ausdrücklichen Antrag auf
Zulassung der Frage (im Schöffenverfahren an den Se-
nat) stellt, um die Verweigerung im Nichtigkeitsver-
fahren aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO relevieren zu kön-
nen.23) Dieser Antrag sollte jedenfalls auch begründet
werden, vor allem sollte eine – uU nicht erkennbare –
Relevanz der erwarteten Antwort für die Schuldfrage
dargetan werden.

" Wenn das Gericht beabsichtigt, den Anklagevorwurf
umzuqualifizieren, dh zB den wegen Untreue nach
§ 153 StGB Angeklagten statt dessen wegen Betrugs
nach §§ 146ff StGB zu verurteilen, oder aber auch
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nur den der unmittelbaren Täterschaft wegen betrü-
gerischer Krida nach § 156 StGB Angeklagten der
bloßen Beitragstäterschaft nach § 12 dritter Fall StGB
zu diesemDelikt, hat es die Beteiligten des Verfahrens
über den geänderten rechtlichen Gesichtspunkt zu
hören und über einen allfälligen Vertagungsantrag
zu entscheiden (§ 262 StPO). Für den Verteidiger
kann es nun – nach Besprechung mit seinemMandan-
ten – zur Wahrung der Verteidigungsrechte notwen-
dig sein, einen Vertagungsantrag zu stellen. Aber:
Aussicht auf Erfolg wird dieser nur haben, wenn er
mit einem iS der vorigen Ausführungen begründeten
Beweisantrag verknüpft ist, die bloße Berufung auf
die Notwendigkeit einer Vorbereitung oder das bloße
Vorbringen, man müsse erst überlegen, welche Be-
weisanträge noch gestellt werden können, genügt
nicht, steht doch eine Vorbereitungsfrist nur vor Be-
ginn des ersten Verhandlungstages einer HV zu.

" Im Fall der Ausdehnung der Anklage in der HV (§ 263
StPO) wegen einer mit einer – im Verhältnis zur An-
klagetat – strengeren Strafe bedrohten Tat bedarf es
der Zustimmung des Angeklagten zur Verhandlung
undUrteilsfällung auch über diese. Hier kann der Ver-
teidiger durch entsprechende Nichtzustimmung je-
denfalls erreichen, dass sich sein Mandant dem neuen
Vorwurf noch nicht aussetzen muss. Wenn keine
strengere Strafe droht, kann der Verteidiger hingegen
eine Urteilsfällung nur verhindern, indem er einen be-
gründeten Beweisantrag stellt, während seinem blo-
ßen Begehren nach einer weiteren Vorbereitungsfrist
ebenso wenig Erfolg beschieden sein wird wie im zu-
vor beschriebenen Fall der Umqualifizierung.

" Ohne große praktische Bedeutung für das Nichtig-
keitsverfahren ist ein nach § 229 StPO zustehender
Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit, dessen Ab-
weisung aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO bekämpfbar ist.
Denn es wird wohl sehr schwierig sein, eine Beein-
trächtigung der Verteidigungsinteressen durch den
Nichtausschluss der Öffentlichkeit plausibel zu ma-
chen. Ein ungerechtfertigter Ausschluss der Öffent-
lichkeit wiederum bedarf keiner Prozesserklärung
des Verteidigers, um im Nichtigkeitsverfahren aus
§ 281 Abs 1 Z 3 StPO releviert werden zu können.

" Einen Antrag auf Unterbrechung der HV (§ 273
StPO) sollte der Verteidiger stellen, wenn dies zu sei-
ner oder seines Mandanten Erholung nötig ist. Nach
zwei bis drei Stunden Verhandlung ist eine zumindest
zehnminütige Pause jedenfalls sachgerecht, einge-
schränkte Verhandlungsfähigkeit des Angeklagten
kann zu größeren Pausen berechtigen. Eine Unter-
brechung kann auch zum Zweck der Besprechung
des Verteidigers mit seinem Mandanten über die wei-
tere Verteidigungslinie beantragt werden. Ebenfalls
ein Unterbrechungsgrund kann die notwendige Vor-
bereitung des Verteidigers auf die mündliche Erörte-
rung eines erst unmittelbar vor der HV vorgelegten

komplexen schriftlichen SV-Gutachtens sein; auch
zur Vorbereitung seines Schlussvortrags kann der
Verteidiger eine Unterbrechung begehren.24) Von ei-
nem Antrag auf Unterbrechung ist der Antrag auf
Vertagung (§ 276 StPO) der HV zu unterscheiden,
Letzterer ist idR mit der Stellung eines nicht sofort
durchführbaren Beweisantrags verbunden, kann auch
aufgrund einer Erkrankung und damit verbundener
Verhandlungsunfähigkeit des Angeklagten notwendig
sein, ist aber auch dann sinnvoll, wenn der weiteren
Anwesenheit des Angeklagten oder Verteidigers ein
erhebliches Hindernis im Weg steht, wobei die Ver-
hinderung des Verteidigers im Fall der Möglichkeit
einer Substituierung kein Vertagungsgrund ist.

" In gegen mehrere Angeklagte geführten Großverfah-
ren ist es oft sinnvoll, dass der Verteidiger versucht,
seinem Mandanten Zeit und Kosten zu sparen, wenn
ein Gutteil des Gegenstands der HV diesen Angeklag-
ten gar nicht betrifft. In erster Linie ist an einen Antrag
auf Ausscheidung des ihn betreffenden Verfahrens zu
denken, in zweiter Linie daran, dass die Verhand-
lungsführung im Fall des persönlichen Einverständ-
nisses des Angeklagten auch in dessen Abwesenheit
möglich ist, dies auch im nicht von § 427 StPO um-
fassten Fall eines Verbrechens.25)

" Bei Überschreitung der Zwei-Monatsfrist nach Verta-
gung einer HV bis zum neuen Termin wäre die Ver-
handlung grundsätzlich gem § 276a StPO zu wieder-
holen, dh es wären ua alle bereits vernommenen Zeu-
gen neuerlich zu vernehmen. Dies ist aber nicht erfor-
derlich, wenn die Beteiligten ausdrücklich auf die
Neudurchführung verzichten. Oft ist es so, dass der
Vorsitzende bereits vor der Vertagung den Verteidi-
ger fragt, ob er im Fall einer Terminwahl außerhalb
der Zwei-Monatsfrist diese Verzichtserklärung ab-
gibt. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn eine zeit-
raubende Beweisaufnahme außerhalb der HV, zB im
Wege der Auslandsrechtshilfe, durchzuführen ist. Zu
beachten ist, dass die dabei abgegebene Erklärung
des Verteidigers in der Folge nicht widerrufen werden
kann.26) Ein Vorteil des Verzichts auf Neudurchfüh-
rung für den Verteidiger ist, dass er bereits gestellte
Anträge nicht neuerlich stellen muss und dass auch
allfällige Nichtigkeiten der bisherigen Verhandlung
nicht obsolet werden, sondern im Rechtsmittel rele-
vierbar sind.

" Wenn der Staatsanwalt einen Beweisantrag oder sons-
tigen Antrag stellt, dessen Stattgebung die Verteidi-
gungsinteressen unfair beeinträchtigen würde, muss
der Verteidiger – egal ob er vom Vorsitzenden formal
zu einer Äußerung aufgefordert worden ist (wie es
§ 238 Abs 2 StPO vorsieht) oder nicht – begründeten
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Widerspruch dagegen erklären, um das seinen Inte-
ressen zuwider laufende Zwischenerkenntnis aus
§ 281 Abs 1 Z 4 StPO anfechten zu können.

" Dies gilt sinngemäß auch für den Fall einer amtswegi-
gen prozessleitenden Verfügung des Vorsitzenden.
Hier ist ausdrücklich ein begründeter Antrag zu stel-
len, anders zu verfahren. ZB wenn der Vorsitzende
den Angeklagten gem § 250 StPO während der Ver-
nehmung eines Zeugen oder Mitangeklagten aus
dem Verhandlungssaal entfernen lässt, was nach dem
Gesetz nur ausnahmsweise zulässig ist. Sofern der
Verteidiger dadurch die Verteidigungsrechte beein-
trächtigt sieht, muss er den begründeten Gegenantrag
stellen, den Angeklagten im Verhandlungssaal zu be-
lassen, die Antragsabweisung kann er dann in der
Nichtigkeitsbeschwerde aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO re-
levieren. Zur abgesonderten Vernehmung nach § 250
StPO noch Folgendes: Wenn die dem Angeklagten
nach seiner Wiederzulassung zu erteilende Informa-
tion über das in seiner Abwesenheit Vorgefallene
vom Vorsitzenden zur Gänze unterlassen wurde, be-
darf es keiner Erklärung des Verteidigers, um dies in
der Folge aus dem Nichtigkeitsgrund des § 281 Abs 1
Z 3 StPO relevieren zu können.Wenn jedoch eine In-
formation des Angeklagten erfolgt, diese aber nur sehr
rudimentär ist, steht dem Verteidiger die Nichtig-
keitsbeschwerde (aus Z 4 leg cit) nur dann offen, wenn
er in der HV einen Antrag gestellt hat, dem Angeklag-
ten die (vom Verteidiger zu bezeichnenden, ihm not-
wendig erscheinenden) zusätzlichen Informationen zu
erteilen.

" Wenn über einen Antrag des Verteidigers in der HV
nicht (wie es § 238 StPO vorsieht) raschest möglich
entschieden wird, sondern etwa die Beschlussfassung
der Urteilsberatung vorbehalten wird, oder wenn eine
Antragsabweisung zwar verkündet, hierfür aber entge-
gen § 238 StPO keine Begründung gegeben wird,
kann sich der Verteidiger in der Nichtigkeitsbe-
schwerde gegen diese prozessualen Fehler nur weh-
ren, indem er in der HV einen weiteren Antrag stellt,
zu ersterem auf unverzügliche Entscheidung und zu
zweitem auf Verkündung der Begründung für die Ab-
weisung. Denn sein ursprünglicher Antrag wird vom
OGH nur auf seine inhaltliche Berechtigung geprüft,
die losgelöst vom Bestehen oder der Begründung ei-
nes erstinstanzlichen Beschlusses beurteilt wird. Ge-
rade bei Beweisanträgen scheitert der Verteidiger oft
schon in erster Instanz daran, dass er Beweistauglich-
keit und/oder Beweisrelevanz nicht dargetan hat.
Würde ihm diese Antwort vom ErstG sofort gegeben,
hätte er die Möglichkeit zur Nachbesserung in Form
einer Wiederholung des Antrags mit tauglicherer Be-
gründung.27)

" Auf Anträge, die der Beschwerdeführer nicht selbst
gestellt hat, kann er sich im Nichtigkeitsverfahren
nicht berufen, es sei denn, er hätte sich einem Antrag

eines anderen Beteiligten unmissverständlich ange-
schlossen. Das bloße Anschließen allein kann aber
auch zu wenig sein, denn wenn der Verteidiger eines
Mitangeklagten einen Zeugen nur zum Nachweis ei-
nes für seinen Mandanten sprechenden Umstands be-
antragt, kann jener Verteidiger, der sich diesem An-
trag bloß anschließt – nicht aber ein (auch) für seinen
Mandanten sprechendes Beweisthema nennt und Aus-
führungen zur Beweistauglichkeit und Beweisrelevanz
für seinenMandanten macht –, mit seiner Verfahrens-
rüge (§ 281 Abs 1 Z 4 StPO) nicht erfolgreich sein.

VII. Zur Protokollierung
der Prozesserklärung
des Verteidigers

Abschließend wird darauf verwiesen, dass der Verteidi-
ger in allen Fällen einer Rüge, eines Widerspruchs
oder eines Antrags darauf achten soll, dass seine
Prozesserklärung ordnungsgemäß protokolliert wird.
§ 271 Abs 1 letzter Satz StPO stellt ihm frei, die Fest-
stellung einzelner Punkte im Protokoll zur Wahrung
seiner Rechte zu verlangen. Dies betrifft nicht nur
die Förmlichkeiten des Verfahrens, die Bezeichnung
der verlesenen und vorgetragenen Schriftstücke sowie
die Anträge der Beteiligten und Entscheidungen darü-
ber, sondern auch die Protokollierung der Aussagen
des Angeklagten, der Zeugen und Sachverständigen.
Weiters kann auf diesem Weg auch die Feststellung
solcher Umstände begehrt werden, die gar nicht Ge-
genstand der amtswegigen Protokollierungspflicht
sind, so zB ungehöriger Bemerkungen des Richters,
die Basis für einen Ablehnungsantrag sein können.
Zu beachten ist noch, dass der Inhalt der Schlussvor-
träge – abgesehen von darin gestellten Anträgen –

nicht protokolliert werden muss. Solche sollten also
vom Antragsteller besonders betont werden, und es
sollte darauf geachtet werden, dass sie protokolliert
werden. Über den Antrag auf Feststellung einzelner
Punkte im Protokoll ist nach den Kriterien des § 238
StPO zu entscheiden, wodurch wiederum die Mög-
lichkeit einer Geltendmachung im Nichtigkeitsverfah-
ren aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO offen steht. Rechtzeitige
Antragstellung auf diese Weise in der HV erspart uU
auch die Notwendigkeit eines späteren Protokollbe-
richtigungsantrags oder eines Aufklärungsverfahrens
durch das Rechtsmittelgericht.
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Anwaltliche Verschwiegenheit und
ihre Durchbrechung, insbesondere
bei den Anwaltsgehilfen
Von RA Hon.-Prof. Mag. Dr. Peter Csoklich und RAin Dr. Nina Huber, Wien.

So unbestritten an sich im Grundsatz die berufliche Verschwiegenheit ist, so häufig tauchen doch im Detail im-
mer wieder Abgrenzungsfragen auf, insb im Hinblick auf Anwaltsgehilfen; bei der Bestimmung von Umfang und
Grenzen der anwaltlichen Verschwiegenheitspflichten ist es aber unverzichtbar, den grundrechtlichen Rahmen
zu beachten, sodass ein kurzer Überblick über die grundrechtliche Absicherung der anwaltlichen Verschwiegen-
heit der folgenden Untersuchung vorangestellt werden soll.

Die berufliche Verschwiegenheit ist zentraler, unver-
zichtbarer Bestandteil der Ausübung des Rechtsan-
waltsberufes: Sie ist nicht nur – aus der Treuepflicht
des Rechtsanwalts gegenüber seinem Klienten folgen-
de – gesetzlich normierte Pflicht, deren Verletzung
Schadenersatzpflichten auslösen und die auch standes-
rechtlich denknotwendig als Berufspflichtenverletzung
sanktioniert ist,1) sondern auch Recht jedes Rechtsan-
waltes, das gegenüber jedermann, auch und gerade ge-
genüber den Staatsorganen, besteht.2) Die anwaltliche
Verschwiegenheitspflicht wird auch von den interna-
tionalen beruflichen Organisationen einhellig als un-
verzichtbares Kernelement der Berufsausübung von
Rechtsanwälten angesehen (vgl etwa die CCBE Char-
ter of Core Principles of European Legal Profession,
lit b; IBA General Principles for the Legal Profession,
§ 4).
Diese Verschwiegenheitspflicht trifft jeden Rechts-

anwalt (§ 9 Abs 2 Satz 1 RAO). Schon seit jeher war
aber anerkannt, dass sich die rechtsanwaltliche Ver-
schwiegenheitspflicht auch auf alle Angestellten und
sonstige Hilfskräfte, daher insb auch auf die Rechtsan-
waltsanwärter3) und die Sekretariatsmitarbeiter be-
zieht,4) und zwar unabhängig davon, dass es selbstver-
ständlich zu den Pflichten jedes Rechtsanwaltes zählt,
alle Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner beruf-
lichen Aufgaben bedient (wie insb externe Dienstleis-
ter für EDV- und/oder Telekommunikationsleistun-
gen), vertraglich zur Verschwiegenheit zu verpflichten,
soweit diese nicht ohnedies schon kraft Gesetzes einer
Verschwiegenheitspflicht unterliegen.
Schon lange war es in Österreich gesetzlich aner-

kannt, dass diese berufliche Verschwiegenheit nicht
durch Zugriff auf Hilfspersonen des Rechtsanwaltes
umgangen werden kann (§ 9 Abs 3 RAO). Der Begriff
„Hilfskräfte“ wurde dabei seit jeher weit verstanden
und umfasst nicht nur die Personen, die in einem Be-
schäftigungsverhältnis zu einem Rechtsanwalt stehen,
wie Sekretariatspersonal, Berufsanwärter oder Prakti-
kanten, sondern auch dritte Personen, die aufgrund ei-

ner sonstigen vertraglichen Beziehung zum Rechtsan-
walt (eingeschränkten) Zugang zu bestimmten, der
Verschwiegenheit unterliegenden Daten haben, wie
etwa mit Aufbau und Wartung der IT einer Rechtsan-
waltskanzlei betraute Personen5) oder Personen, bei
denen der Rechtsanwalt seine Daten sicherungsweise
extern speichert.
Die Öffnung der Rechtsformen für Rechtsanwalts-

gesellschaften sowie die zunehmende Größe österrei-
chischer Rechtsanwaltsgesellschaften haben aber wei-
teren Anpassungsbedarf aufgezeigt.6) Da für Rechtsan-
waltsgesellschaften zwar standesrechtliche Sondervor-
schriften bestehen (etwa §§ 21a ff RAO), für diese
aber kein Sonder-Gesellschaftsrecht gilt, stehen Ge-
sellschaftern einer Rechtsanwaltsgesellschaft die nach
den jeweiligen anwendbaren gesellschaftsrechtlichen
Normen zustehenden Rechte zu, wie etwa bei einer
GmbH das Bucheinsichtsrecht nach § 22 GmbHG
oder auf Sonderprüfung nach §§ 45ff GmbHG: bei
Ausübung dieser Rechte können naturgemäß auch der
beruflichen Verschwiegenheitspflicht unterliegende
Informationen in Erfahrung gebracht werden.Hat eine
Rechtsanwalts-GmbH insgesamt mehr als 300 Dienst-
nehmer, ist sie kraft Gesetzes aufsichtsratspflichtig:
auch das AR-Mitglied einer Rechtsanwaltsgesellschaft
wird naturgemäß bei Ausübung seiner Funktion mit
der beruflichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen-
den Informationen konfrontiert werden. Es ist daher
zu begrüßen, dass der österreichische Gesetzgeber
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1) Vgl OBDK Bkd 92/98; 11 Bkd 4/99; 12 Bkd 2/08.
2) Vgl nur Csoklich/Scheuba, Standesrecht der Rechtsanwälte2 55 ff;
Zöchling-Jud, Die rechtsanwaltliche Verschwiegenheit – Recht
und Pflicht des Rechtsanwalts, Anwaltsrecht 11, 105 (118 ff).

3) OBDK 4 Bkd 1/02.
4) Vgl nur OGH 9 ObA 2165/96 i; 9 ObA 180/01p; OBDK Bkd 115/87.
5) So etwa ausdrücklich RV 2378 BlgNR 24. GP 3 (zu § 9 RAO).
6) Vgl hierzu – vor der Novelle des § 9 Abs 3 RAO – Zöchling-Jud, Die

rechtsanwaltliche Verschwiegenheit – Recht und Pflicht des Rechts-
anwalts, Anwaltsrecht 11, 105 (118 ff).
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durch das BRÄG 20137) für Rechtsanwaltsgesellschaf-
ten klargestellt hat, dass auch die Gesellschafter sowie
die Mitglieder von Aufsichtsorganen einer Rechtsan-
waltsgesellschaft derselben beruflichen Verschwiegen-
heit unterliegen wie der Rechtsanwalt selbst (§ 9 Abs 2
Satz 3 RAO; vgl auch § 28 RL-BA).

I. Grundrechtliche Absicherung der
anwaltlichen Verschwiegenheit

Trotz wiederholten Verlangens der österreichischen
Rechtsanwaltschaft8) ist die anwaltliche Verschwiegen-
heit nicht in der österreichischen Bundesverfassung
abgesichert.
Ungeachtet dessen ist es heute imGrunde unbestrit-

ten, dass das anwaltliche Berufsgeheimnis unabding-
bare Voraussetzung für einen funktionierenden, demo-
kratischen Rechtsstaat ist. ImEU-Recht wird dieWah-
rung der anwaltlichen Verschwiegenheit als essentiel-
les Grundrecht der Freiheit des Individuums und für
ein ordnungsgemäßes Justizsystem angesehen,9) sodass
„der Schutz des Anwaltsgeheimnisses im Unionsrecht den
Rang eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes mit Grund-
rechtscharakter hat“.10)
Auch in anderen demokratischen Staaten ist die

Wahrung der anwaltlichen Verschwiegenheit als
Grundpfeiler der Rechtsstaatlichkeit anerkannt.11)
Selbst die UNO hat in ihren Grundsätzen über die

Rolle der Rechtsanwälte12) klargestellt, dass die Staaten
die gesamte Kommunikation und Beratungen zwi-
schen den Rechtsanwälten und ihren Klienten im Rah-
men der Berufsausübung als vertraulich anzuerkennen
und zu respektieren haben („Governments shall recognize
and respect that all communications and consultations bet-
ween lawyers and their clients within their professional rela-
tionship are confidential“).
Der anwaltlichen Verschwiegenheit kommt hierbei

eine zweifache Funktion zu.
Einerseits als notwendige Voraussetzung für eine

Vertrauensbeziehung Klient – Anwalt, ohne die keine
für eine sachgerechte Beratung und Vertretung unab-
dingbare umfassende Sachverhaltsaufklärung denkbar
ist: Wenn der Klient Sorge haben muss, dass der Inhalt
seiner Gespräche oder Korrespondenz mit dem Anwalt
offengelegt wird oder dem Zugriff der Behörden/Ge-
richte offensteht, wird er im Zweifel den Anwalt nicht,
nicht vollständig oder nicht richtig informieren; ohne
umfassende Information kann der Rechtsanwalt aber
nicht den richtigen Rat geben. Plastisch wird dies in
den Erläuterungen zum CCBE Code of Conduct fest-
gehalten, wenn dort zur Verschwiegenheit ausgeführt
wird, dass es „zum Wesen der Berufstätigkeit des Rechts-
anwalts gehört, dass ihm sein Mandant Geheimnisse anver-
traut und er sonstige vertrauliche Mitteilungen erhält. Ist
die Vertraulichkeit nicht gewährleistet, kann kein Ver-

trauen entstehen. Aus diesem Grunde ist das Berufsgeheim-
nis gleichzeitig ein Grundrecht und eine Grundpflicht des
Rechtsanwalts von besonderer Bedeutung“.
Andererseits dient das Berufsgeheimnis der Absiche-

rung der persönlichen Freiheit jedes Menschen sowie
der Absicherung des Rechts jedes Manns/jeder Frau
auf ein faires Verfahren und des Rechts, sich nicht
selbst bezichtigen zu müssen.13) So wird in der Rsp
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
(EGMR) die Wahrung des anwaltlichen Berufsge-
heimnisses vom Recht auf Achtung des Privat- und Fa-
milienlebens (Art 8 Abs 1 EMRK)14) geschützt angese-
hen, und jüngst auch vor dem Hintergrund des Folter-
verbots (Art 3 EMRK)15) geprüft.
In der EGMR-Rsp ist dementsprechend anerkannt,

dass die in Art 8 Art 2 EMRK vorgesehenen Ein-
schränkungen bei Anwendung auf die anwaltliche Ver-
schwiegenheit restriktiv auszulegen sind: Deswegen
werden vom EGMR bspw die Voraussetzungen für
eine Hausdurchsuchung bei Rechtsanwälten streng ge-
prüft und kommt es regelmäßig zu Verurteilungen von
Staaten, weil zu leichtfertig oder zu weitgehend Haus-
durchsuchungen bei Rechtsanwälten vorgenommen
wurden, diese daher nicht verhältnismäßig waren. So
wurde etwa eine Hausdurchsuchung dann als nach
Art 8 EMRK unzulässig qualifiziert, wenn der Haus-
durchsuchungsbefehl von der Polizei, ohne Möglich-
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7) BGBl I 2013/159 (BRÄG 2013).
8) Etwa jüngst der Präsident des ÖRAK, Dr. Rupert Wolff, anwalt ak-

tuell 5/14, 9.
9) Generalanwalt Légér in seinem Schlussantrag in der Rs C-309/99,
Wouters, Rz 182; ähnlich EuG, Rs C-155/79, AM&S.

10) GA Kokott in EuGH C-550/07; vgl auch Prunbauer-Glaser, „Legal
Professional Privilege“ vs Schutz der anwaltlichen Verschwiegenheit,
in FS Benn-Ibler 289 ff.

11) Vgl etwa Court of Appeal of British Columbia 2013 BCCA 147,
Rz 103, 125 (mit der kanadische Vorschriften zu AML/ATF als
rechtswidrig aufgehoben wurden). Vgl auch die Empfehlung No R
(2000) 21 des Ministerkommittees des Europarats v 25. 10. 2000,
in der das Ziel festgehalten wird, die freie Berufsausübung der
Rechtsanwälte zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, insb bei der
Verteidigung der individuellen Freiheitsrechte, zu fördern und die
Notwendigkeit eines fairen Gerichtssystems zu betonen, das die
Unabhängigkeit der Rechtsanwälte bei der Ausübung ihrer berufli-
chen Pflichten ohne unangemessene Beschränkung garantiert.

12) Verabschiedet auf der Konferenz in Havanna vom 27. 8.–7. 9.
1990, Grundsatz 22 betrifft die anwaltliche Verschwiegenheit.

13) So etwa ausdrücklich EGMR 24. 7. 2008, 18603/03, André ua gegen
Frankreich; 31827/96, J.B. gegen Schweiz. Vgl auch Kirchbacher,
WK-StPO § 157 Rz 9 (Stand Oktober 2013).

14) Etwa EGMR 3. 7. 2012, 30457/06, R. gegen Österreich; 24. 7. 2008,
18603/03, André ua gegen Frankreich; 16. 10. 2007, 74336/01,
Wieser und Bicos Beteiligungen GmbH gegen Österreich; 27. 9.
2005, 19348/04, Sorvisto gegen Finnland; 16. 12. 1992, 13710/
88, Niemietz gegen Deutschland.

15) Unter diesem Gesichtspunkt in einem politisch sehr sensiblen Fall
allerdings – uE in bedenklichen Maßen – restriktiv die 2. Kammer
des EGMR im Erk v 13. 10. 2014, Öcalan gegen Türkei, Nr 2: Be-
dauerlicherweise wurde die Verweisung an die Große Kammer nicht
zugelassen.



keit einer Kontrolle durch eine unabhängige Stelle
oder ein Gericht, erlassen wurde,16) der Hausdurchsu-
chungsbefehl zu weit gefasst war und den ausführenden
Polizeiorganen zu weitgehende Befugnisse einräumte,
insb eine Durchsuchung sämtlicher Dokumente und
EDV-Daten ohne jegliche Filterkriterien,17) ohne An-
wesenheit sachkundiger, unabhängiger Zeugen,18) oder
weil nicht der Rechtsanwalt selbst der strafbaren
Handlung (Steuerhinterziehung) verdächtigt wurde,
sondern ein von ihm vertretener Klient.19)
Umgekehrt sah es der EGMR durchaus als mit der

EMRK vereinbar und verhältnismäßig an, dass eine
Rechtsanwaltskanzlei durchsuchtwird, wenn derHaus-
durchsuchungsbefehl in sachlicherWeise die zu unter-
suchenden Dokumente beschreibt und im Zuge der
Hausdurchsuchung von den Exekutivorganen am
Computer auch nur Dokumente mit den betreffenden
Stichworten gesucht und in der Folge beschlagnahmt
werden20) und auch weitere Sicherungsmaßnahmen
vorgesehen werden, wie die Beiziehung eines Vertre-
ters der zuständigen Rechtsanwaltskammer zur Haus-
durchsuchung und Versiegelung der Unterlagen über
dessen Antrag.21) Werden aber etwa Computer durch-
sucht undDaten kopiert, ohne dass der Kammervertre-
ter durchgehend bei diesem Vorgang anwesend ist,
wird der Bericht über die Art der Durchsuchung des
Computers (die angewendeten Suchkriterien, genaue
Auflistung der kopierten und beschlagnahmten Da-
teien) nicht – wie in § 142 Abs 3 StPO aF vorgesehen
gewesen – sofort amEnde derHausdurchsuchung, son-
dern erst später desselben Tages ausgefertigt und ver-
lassen die Exekutivorgane die durchsuchte Kanzlei,
ohne vorher den betroffenen Rechtsanwalt oder den
Kammervertreter zu informieren, so stellt dies ebenso
einen Verstoß gegen Art 8 Abs 1 EMRK dar,22) wenn
unterschiedslos die gesamten EDV-Daten des Rechts-
anwalts durchsucht und kopiert wurden, obwohl sich
der Tatverdacht nur gegen zwei namentlich genannte
Personen, darunter den Rechtsanwalt, richtete,23) oder
wenn – noch dazu ohne unabhängige oder richterliche
Überwachung – Dokumente eines tatverdächtigen
Rechtsanwaltes auf Informationen durchsucht werden,
die von einem nicht tatverdächtigen Klienten des
Rechtsanwaltes stammten.
Ebenso ist in der Rsp des EGMR anerkannt, dass

Art 8 EMRK einem Eingriff in die berufliche Ver-
schwiegenheit nicht entgegensteht, wenn der Rechts-
anwalt selbst an einer gerichtlich strafbaren Handlung
beteiligt ist: Selbst hier werden aber vom EGMR –

mit Recht – enge Grenzen gezogen: Zum einen muss
es schon glaubwürdige Beweise („credible evidence“)24)
bzw zumindest einen hinreichendenTatverdacht („rea-
sonable suspicion“)25) für eine Beteiligung des Rechtsan-
walts an einer gerichtlich strafbaren Handlung geben;
derUmstand allein, dass der Rechtsanwalt nachträglich
vom Gericht freigesprochen wird, lässt aber nicht auf

das Fehlen eines ausreichenden Tatverdachts bei Vor-
nahme der Hausdurchsuchung schließen.26)

II. Absicherung der anwaltlichen
Verschwiegenheit durch
die Verfahrensrechte

Wie einleitend dargestellt, ist die berufliche Ver-
schwiegenheit des Rechtsanwalts nicht nur eine Ver-
pflichtung, deren Verletzung zu zivil- und standes-
rechtlichen Sanktionen führen kann, sondern auch
ein Recht des Rechtsanwaltes. Dementsprechend ist
in den Verfahrensgesetzen die berufliche Verschwie-
genheit durch entsprechende Zeugnisverweigerungs-
rechte (§ 321 ZPO; § 157 StPO; § 49 Abs 2 AVG;
§ 24 VStG; § 104 Abs 2 FinStrG; § 171 Abs 2 BAO)
abgesichert.
Das Zeugnisverweigerungsrecht des Rechtsanwalts

ist nach § 157 Abs 1 Z 2 StPO27) auf die ihm bei der
Berufsausübung als Rechtsanwalt bekanntgewordenen
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16) EGMR 13. 1. 2009, 19348/04, Sorvisto gegen Finnland.
17) Siehe etwa EGMR 24. 7. 2008, 18603/03, André ua gegen Frank-

reich; 22. 5. 2008, 65755/01, Iliya Stefanov gegen Bulgarien: Hier
nutzte es den Polizeibehörden auch nicht, dass sie einige Tage nach
der Beschlagnahme der gesamten EDV des Rechtsanwaltes eine
„Key-Word-Suche“ durchführten, weil in der Zwischenzeit ein wei-
tergehender Zugriff auf die beschlagnahmten Daten nicht ausge-
schlossen war. Im Fall v 3. 7. 2012, 30457/06, R. gegen Österreich
hat der EGMR wegen des weit gefassten Untersuchungsbefehls,
der in einer generellen und unbegrenzten Weise die Durchsuchung
und Beschlagnahme von Dokumenten, Computern, Disketten, Spar-
büchern, Bankdokumenten und Vertragsdokumenten vorsah, dann
strenge Maßnahmen an die Art der tatsächlichen Durchführung
der Hausdurchsuchung gestellt und (weil auch diese unverhältnis-
mäßig waren) die EMRK-Widrigkeit der gesamten Hausdurchsu-
chung festgestellt.

18) EGMR 22. 5. 2008, 65755/01, Iliya Stefanov gegen Bulgarien: Die
Beiziehung zweier Nachbarn zur Hausdurchsuchung wurde als nicht
ausreichend qualifiziert.

19) EGMR 24. 7. 2008, 18603/03, André ua gegen Frankreich.
20) EGMR 16. 10. 2007, 74336/01, Wieser und Bicos Beteiligungen

GmbH gegen Österreich, Rn 59.
21) EGMR 16. 10. 2007, 74336/01, Wieser und Bicos Beteiligungen

GmbH gegen Österreich, Rn 62.
22) EGMR 16. 10. 2007, 74336/01, Wieser und Bicos Beteiligungen

GmbH gegen Österreich, Rn 63.
23) EGMR 3. 7. 2012, 30457/06, R. gegen Österreich.
24) EGMR 18603/03, André ua gegen Frankreich.
25) Vgl EGMR 22. 5. 2008, 65755/01, Iliya Stefanov gegen Bulgarien,

Rn 40; 16. 10. 2007, 74336/01, Wieser und Bicos Beteiligungen
GmbH gegen Österreich, Rn 58; 3. 7. 2012, 30457/06, R. gegen Ös-
terreich, Rn 45 f.

26) EGMR 3. 7. 2012, 30457/06, R. gegen Österreich, Rn 45 f.
27) Die Bestimmungen über das Zeugnisverweigerungsrecht in den ein-

zelnen Verfahrensgesetzen differieren dem Wortlaut und ihrer
Reichweite nach; da es aber stets um dasselbe Schutzobjekt –

Schutz der Vertrauensbeziehung Klient – Rechtsanwalt als Voraus-
setzung eines rechtsstaatlichen Verfahrens – geht, sind Unter-
schiede in den einzelnen Regelungen nicht gerechtfertigt: Insoweit
ist der Gesetzgeber gerufen, eine Harmonisierung herbeizuführen.



Tatsachen begrenzt: Erfasst sind daher nach der stän-
digen Judikatur des OGH all jene Umstände, die dem
Rechtsanwalt bei Tätigkeiten, die er bei der Berufsaus-
übung regelmäßig zu verrichten hat oder sonst in un-
mittelbarem Bezug dazu stehen, zur Kenntnis gelan-
gen.28) Dabei spielt es richtigerweise keine Rolle, ob
der Rechtsanwalt diese Information vom Mandanten
oder einem Dritten erhalten hat.29) Im Ergebnis gilt
dies – trotz des sich nur auf „dasjenige, was anvertraut
wurde“ beziehenden Wortlauts des § 321 Abs 1 Z 4
ZPO – auch für das Zivilverfahren, weil sich das Zeug-
nisverweigerungsrecht des Rechtsanwalts auf sämtli-
che von § 9 Abs 2 RAO erfassten Geheimnisse, daher
auch auf das bezieht, was dem Rechtsanwalt sonst in
seiner beruflichen Eigenschaft bekannt geworden ist.30)
Ganz iS der einleitend dargestellten grundrechtli-

chen Situation dient nach dem OGH das Zeugnisver-
weigerungsrecht der Sicherstellung einer vertrauens-
vollen und vertraulichen Kontaktaufnahme mit einem
Parteienvertreter ohne die Befürchtung der möglichen
Schaffung eines Beweismittels überhaupt, nicht nur die
des aktuellen oder künftigen Klienten.31) Daraus folgt
mit dem OGH, dass das Schutzobjekt des Zeugnisver-
weigerungsrechts daher der Klient und sein spezielles
Recht auf Hintanhaltung einer mit der Beiziehung
des Rechtsanwaltes notwendigerweise verbundenen
Selbstbelastung32) ist, nicht aber der Rechtsanwalt.
Dieser Schutzzweck ändert aber nichts daran, dass

das Zeugnisverweigerungsrecht des Rechtsanwaltes
auch dann besteht, wenn der Rechtsanwalt von seinem
Klienten von der Verschwiegenheitspflicht entbunden
wurde: Denn nur der Rechtsanwalt als unabhängiger,
rechtskundiger Vertreter kann die Entscheidung sach-
gerecht treffen, ob eine Zeugenaussage im besten Inte-
resse des Klienten liegt: selbst bei erfolgter Entbin-
dung ist der Rechtsanwalt daher zur Wahrung der
Verschwiegenheit (und damit zur Berufung auf sein
Zeugnisverweigerungsrecht) verpflichtet, wenn sonst
dem Mandanten Nachteile drohen.33)

III. Keine Umgehung der anwalt-
lichen Verschwiegenheit durch
Zugriff auf dessen Hilfskräfte

Die vorstehend dargestellte Bedeutung der anwaltli-
chen Verschwiegenheit nicht nur für die Anwalt-
Klienten-Beziehung, sondern für einen funktionieren-
den Rechtsstaat insgesamt setzt naturgemäß voraus,
dass diese umfassend geschützt wird und nicht umgan-
gen werden kann.
Eine ganz wesentliche Rolle bei der Wahrung der

beruflichen Verschwiegenheit kommt dabei den Mit-
arbeitern des Rechtsanwaltes zu, aber nicht nur diesen:
Auch in Rechtsanwaltskanzleien ist die Ausgliederung

bestimmter Tätigkeiten, wie etwa bei der Buchhaltung
oder der EDV, üblich, ja – wie etwa bei einer externen
Datensicherung – im Interesse der Datensicherung
und der Verhinderung von Datenverlusten heutzutage
nahezu unvermeidlich. Am Markt werden auch ver-
mehrt für Rechtsanwaltskanzleien maßgeschneiderte
Dienstleistungen, etwa von Schreibbüros oder Call-
Centern, angeboten, die kostengünstig die Auslage-
rung von Sekretariatsarbeiten ermöglichen sollen.
Die damit verbundenen standesrechtlichen Fragen
sind noch nicht abschließend geklärt; Einvernehmen
besteht aber wohl darin, dass ein solches Out-Sourcing
nicht generell unzulässig ist, der Rechtsanwalt, der sol-
che Dienstleistungen in Anspruch nimmt, aber ver-
pflichtet ist sicherzustellen, dass es dadurch nicht zu ei-
ner Verletzung seiner Berufspflichten, insb nicht der
Verschwiegenheitspflicht, kommt (vgl § 42a Abs 4
RL-BA)34) – eine Aufgabe, die vor allem bei Out-Sour-
cing an Dienstleister in anderen Ländern schwierige
Rechtsfragen aufwirft und den Rechtsanwalt zwingt
zu prüfen, ob im Ausland tatsächlich dieselben Garan-
tien der Wahrung der Verschwiegenheitspflicht, insb
gegenüber staatlichen Behörden, bestehen wie im In-
land.35)

Auch in diesen Fällen muss nach österreichischem
Recht der Umgehungsschutz des Rechtsanwalts jeden-
falls dann greifen, wenn die Unterlagen des Rechtsan-
walts an einen Dritten zur Erfüllung berufstypischer
Verpflichtungen übergeben werden (zB Übergabe
der Unterlagen an einen Sachverständigen) oder be-
stimmte Daten an Provider- und Hostingunterneh-
men ausgelagert werden.36) Der Sicherstellungsschutz
muss in diesen Fällen über die unmittelbare „Herr-
schaftssphäre des Aussageverweigerungsberechtigten“ hi-
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Im Folgenden wird primär auf die Regelung des § 157 StPO einge-
gangen.

28) OGH 13 Os 110/96; 11 Os 29/03; 11 Os 146/07 s; 14 Os 104/1y;
13 Os 102/13a.

29) OGH 11 Os 29/03.
30) So richtig Frauenberger in Fasching/Konecny, ZPO2 § 321 Rz 22.
31) So zu § 157 Abs 1 Z 2 StPO OGH 11 Os 146/07 s; 16 Os 15, 16/91.
32) OGH 16 Os 15, 16/91.
33) Dies ist im anwaltlichen Standesrecht ebenso unbestritten (vgl nur

Hofmann/Tades, RAO8 28; Csoklich/Scheuba, Standesrecht der
Rechtsanwälte2 59; OBDK 92/89 AnwBl 1993/4477, 429 [Strigl])
wie für das gerichtliche Strafverfahren (vgl nur Kirchbacher, WK-
StPO § 157 Rz 18 [Stand Oktober 2013], mwN), hingegen umstrit-
ten zu § 321 ZPO (vgl Frauenberger in Fasching/Konecny, ZPO2

§ 321 Rz 22 mwN).
34) Vgl CCBE Guidelines on Legal Outsourcing.
35) Vgl zur Datenverarbeitung etwa Wessels, Die anwaltliche Datenver-

arbeitung im Spannungsfeld von anwaltlicher Verschwiegenheit und
Datenschutz, RAK Hamm, KammerReport, Heft 4/2011; Spat-
scheck, Outsourcing trotz Anwaltsgeheimnis, Anwaltsblatt 2012,
478; Ewer, Outsourcing in Kanzleien und Verschwiegenheit, AnwBl
2012, 476.

36) Vgl dazu auch Zerbes, Durchsuchung und Beschlagnahme in Wirt-
schaftsstrafsachen, ÖJZ 2012, 847.



nausgehen.37) Da ein differenziertes Schutzniveau, je
nach Ort und Person, welche die Gewahrsame an der
jeweils geschützten Information hat, den Schutzzweck
des Umgehungsverbots unterlaufen wurde, kann es
letztlich keinen Unterschied machen, wo der Rechts-
anwalt die vom Schutzbereich umfassten Unterlagen
aufbewahrt und wer diese Unterlagen für den Rechts-
anwalt innehat.38)
In Österreich wurde die anwaltliche Verschwiegen-

heit schon lange durch ein solches Umgehungsverbot
dergestalt ergänzt und abgesichert, dass nach § 9 Abs 3
RAO die berufliche Verschwiegenheitspflicht insb
nicht durch Vernehmung von Hilfskräften oder die
Herausgabe bzw Beschlagnahme von Schriftstücken,
Bild-, Ton- oder Datenträgern umgangen werden
kann. Die Aussageverweigerungsrechte des Rechtsan-
waltes können daher nicht dadurch umgangen werden,
dass die gewünschte Aussage von Mitarbeitern oder
sonstigen Hilfskräften des Rechtsanwaltes eingeholt
wird: Vielmehr können sich (und aufgrund der ihnen
dienstvertraglich obliegenden Verschwiegenheitsver-
pflichtung39) müssen sich auch) die Mitarbeiter eines
Rechtsanwaltes ebenfalls an die Verschwiegenheits-
pflicht halten. Dass die berufliche Verschwiegenheits-
pflicht des Rechtsanwaltes notwendigerweise auch des-
sen Hilfskräfte trifft, ist übrigens seit jeher unbestritten
gewesen, und zwar auch schon vor der Einführung des
Umgehungsverbotes in § 9 Abs 3 RAO.40)
Wie aus dem letzten HS des § 9 Abs 3 RAO folgt,

steht dieses Umgehungsverbot aber insoweit unter ei-
nem Vorbehalt, als nicht in gesondert gesetzlich gere-
gelten Fällen die Einvernahme von Hilfspersonen oder
die Beschlagnahme von Unterlagen des Rechtsanwalts
doch erfolgen darf. In den Verfahrensgesetzen gibt es
aber insoweit keine besonderen gesetzlichen Ein-
schränkungen, sodass auch den Mitarbeitern und sons-
tigen Hilfskräften eines Rechtsanwaltes daher die in
Verfahrensrechten (§ 321 ZPO; § 157 StPO; § 49
Abs 2 AVG; § 24 VStG; § 171 BAO; § 104 FinStrG)
für Rechtsanwälte vorgesehenen Zeugnisverweige-
rungsrechte zukommen.41) Dies wird in der StPO noch
durch ein eigenes Umgehungsverbot (§ 144 Abs 2,
§ 157 Abs 2 StPO) des Aussageverweigerungsrechtes
eines Rechtsanwaltes (§ 157 Abs 1 Z 2 StPO) abgesi-
chert. Ein Verstoß gegen § 157 Abs 1 StPO ist mit
Nichtigkeit bedroht (§ 157 Abs 2, § 159 Abs 3 StPO);
nach richtiger Ansicht gilt dies auch für einen Verstoß
gegen das Umgehungsverbot nach § 144 Abs 2
StPO.42) Aus diesem Umgehungsverbot folgt daher,
dass das Zeugnisverweigerungsrecht auch für alle
Hilfskräfte des Rechtsanwalts gilt,43) seien diese nun
Mitarbeiter oder externe Hilfskräfte.
Schon früh hat der OGHweiters anerkannt, dass der

Schutzzweck des Zeugnis-Verbots über das Pressions-
Verbot hinaus zur Sach-Beweisführung mittels Be-
schlagnahme durchschlägt, und daher in der Beschlag-

nahme – weil dadurch derselbe Effekt erreicht würde,
wie durch die unzulässige Herbeiführung der Zeugen-
aussage einer von der Verbindlichkeit zu deren Able-
gung gesetzlich befreiten Person – auch eine Umge-
hung des Verbots der Erzwingung einer Herausgabe
von (insoweit gleichsam die Aussage substituierenden)
Gegenständen (also vor allem von Urkunden) erblickt
werden kann, zu deren Hintanhaltung die Unterstel-
lung der insoweit analogen Geltung eines Beschlag-
nahme-Verbots zulässig ist:44) Dieses Umgehungsver-
bot ist nunmehr in § 144 Abs 3 StPO positiv-rechtlich
verankert.

IV. Grenzen des Zeugnis-
verweigerungsrechts/Beschlag-
nahmeverbots bei Hilfskräften
des Rechtsanwaltes

Da die Einbeziehung der Hilfskräfte eines Rechtsan-
waltes in die Zeugnisverweigerungsrechte bzw Be-
schlagnahmeverbote eine Umgehung der dem Schutz
des Klienten dienenden Zeugnisverweigerungsrechtes
des Rechtanwaltes verhindern soll (vgl oben III.), kön-
nen sich naturgemäß die Hilfskräfte eines Rechtsan-
waltes genau in demselben Umfang wie ein Rechtsan-
walt berufen – aber eben auch nicht weiter als ein
Rechtsanwalt. Will man daher beurteilen, ob Hilfs-
kräfte eines Rechtsanwaltes einvernommen werden
oder bei ihnen Unterlagen beschlagnahmt werden
können, ist daher stets zu prüfen, ob und unter wel-
chen Voraussetzungen der Rechtsanwalt selbst zu die-
sem Thema einvernommen werden darf bzw ob und
unter welchen Voraussetzungen in welchem Umfang
Unterlagen des Rechtsanwaltes beschlagnahmt werden
dürfen.
Der Rechtsanwalt kann sich auf das Zeugnisverwei-

gerungsrecht nicht berufen, wenn und soweit er selbst
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37) Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz, WK-StPO, Vorbemerkungen zu
§§ 110–115 Rz 30.

38) Vgl dazu auch Prunbauer-Glaser, „Legal Professional Privilege“ vs
Schutz der anwaltlichenVerschwiegenheit, AnwBl 2013, 65.

39) Diese wird aus der Treuepflicht abgeleitet (vgl Spenling in KBB4

§ 1153 Rz 11), regelmäßig einem RA-Angestellten, aber auch
dienstvertraglich explizit überbunden. Auch bei sonstigen Hilfskräf-
ten (etwa bei Out-Sourcing von EDV-Dienstleistungen) ergibt sich
die Verschwiegenheitsverpflichtung als nebenvertragliche Pflicht;
jeder RA hat aber eine entsprechende vertragliche Verschwiegen-
heitsverpflichtung explizit zu überbinden.

40) Vgl Lohsing, Österreichisches Anwaltsrecht2 (1950) 117 f.
41) Vgl Zöchling-Jud, Die rechtsanwaltliche Verschwiegenheit – Recht

und Pflicht des Rechtsanwalts, Anwaltsrecht 11, 105 (116 ff); Schur,
AnwBl 2009, 259; Harbich, AnwBl 1983, 675, jeweils mwN.

42) So Reindl-Krauskopf, WK-StPO § 144 Rz 17; vgl auch Ratz, WK-
StPO § 281 Rz 222.

43) OGH 11 Os 29/03.
44) OGH 16 Os 15, 16/91.



tatverdächtig ist: Die Verschwiegenheitspflicht des
Rechtsanwalts dient (naturgemäß) nicht dazu, die Auf-
deckung eines strafrechtswidrigen Verhaltens des
Rechtsanwalts selbst zu verhindern.45) Primär ist hier
naturgemäß an jene Fälle zu denken, bei denen der
Rechtsanwalt Komplize des gleichzeitig verdächtigten
Klienten ist: Für einen solchen Fall ist – wie die vorste-
hend unter I. dargelegten EMGH-Erkenntnisse zeigen
auch grundrechtlich gebilligt – anerkannt, dass sich der
Rechtsanwalt insoweit nicht auf das Zeugnisverweige-
rungsrecht berufen kann:46) In einem solchen Fall sind
daher sämtliche Ermittlungshandlungen des 8. Haupt-
stückes der StPO zulässig.47)
Selbstverständlich dürfen die Ermittlungsbehörden

nicht leichtfertig einen Tatverdacht gegen einen
Rechtsanwalt annehmen, um auf diese Weise an sonst
nicht greifbare Informationen oder Unterlagen zu ge-
langen: vielmehr ist – wie aus der EGMR-Judikatur
grundrechtlich abgesichert folgt (vgl oben I., insb bei
FN 24 f) – ein begründeter Tatverdacht hinsichtlich
des betreffenden Rechtsanwaltes erforderlich. In Ös-
terreich ist eine Durchbrechung der Verschwiegen-
heitspflicht des Berufsgeheimnisträgers aber nicht
schon bei einem begründeten Tatverdacht zulässig,
sondern erst, wenn der Rechtsanwalt selbst der Tat
„dringend verdächtig“ ist (§ 144 Abs 3 StPO). Durch
die Strafprozessnovelle wurde der erforderliche Ver-
dachtsgrad vom Vorliegen eines begründeten Ver-
dachts auf das Vorliegen eines dringenden Tatver-
dachts gesteigert, weil der begründete Verdacht nicht
mit dringendem Tatverdacht gleichgesetzt werden
kann.48)
Soweit ersichtlich, haben sich die bisher veröffent-

lichten Gerichtsentscheidungen stets auf Fälle der (be-
gründet verdächtigten) Komplizenschaft eines Rechts-
anwaltes mit seinem Klienten bezogen.49) Fraglich
könnte daher sein, ob das Aussageverweigerungsrecht
gem § 157 Abs 1 Z 2 StPO (und das daraus abgeleitete
Umgehungsverbot) auch dann anwendbar ist, wenn
der Rechtsanwalt der Haupttäter oder einziger Tatver-
dächtiger ist, ohne dass ein Klient in die strafbare
Handlung seines Rechtsanwaltes involviert ist.
Aber wie aus den vorstehenden Ausführungen folgt,

kann sich der Rechtsanwalt in einem solchen Fall nicht
auf ein Zeugnisverweigerungsrecht nach § 157 Abs 1
Z 2 StPO berufen, weil der Rechtsanwalt, der auf-
grund eines begründeten Tatverdachts „Beschuldig-
ter“ wird, schon begrifflich kein Zeugnisverweige-
rungsrecht mehr haben kann,50) und zwar unabhängig
davon, ob er die Tat, deren Begehung er dringend ver-
dächtigt wird, gemeinsam mit einem Klienten oder al-
lein oder mit dritten Personen, die nicht seine Klienten
sind, begangen hat. Dies folgt zum einen schon daraus,
dass sich das Zeugnisverweigerungsrecht ja nur auf im
Rahmen der Berufsausübung erlangte Tatsachen be-
zieht: ist aber der Rechtsanwalt allein oder ohne Bezug

auf Vertretungshandlungen zu einem seiner Klienten
verdächtig, besteht kein Zusammenhang zu seiner Be-
rufsausübung. Hinzu kommt, dass – wie ausgeführt –
Schutzobjekt des Zeugnisverweigerungsrechts (und
des Umgehungsverbots) ein konkreter Klient ist; steht
aber die dem Rechtsanwalt mit hinreichend begründe-
tem Tatverdacht zur Last gelegte Tat in keinem Bezug
zu einem Klienten, besteht auch kein Bedarf für ein
entsprechendes Zeugnisverweigerungsrecht: Es wird
ja durch § 157 Abs 1 Z 2 StPO der Rechtsanwalt nicht
kraft seines Berufes, sondern als Vertrauensperson
konkreter Klienten geschützt. Es besteht ja auch kein
generelles Durchsuchungsverbot in Bezug auf Räum-
lichkeiten von Rechtsanwälten. Eine Durchsuchung
ist daher – bei dringendem Tatverdacht – zulässig,
wenn sich darin Beweismittel befinden, die nicht vom
Berufsgeheimnis erfasst werden.51) Die Aufhebung
der Verschwiegenheitsbeziehung gilt aber nur hin-
sichtlich jener Taten, denen der Träger der berufli-
chen Verschwiegenheitsverpflichtung dringend ver-
dächtig ist.
Auch diese Ausnahme schlägt naturgemäß auf die

Hilfskräfte des Rechtsanwaltes zu: Kann sich schon
dieser nicht auf das Zeugnisverweigerungsrecht und
Beschlagnahmeverbot berufen, kann durch einen Zu-
griff auf dessen Hilfskräfte naturgemäß auch keine
Umgehung erfolgen, sodass dann auch für die Hilfs-
kräfte kein Zeugnisverweigerungsrecht nach § 157
Abs 1 Z 2, § 157 Abs 2, § 144 Abs 2 StPO (oder nach
den anderen Verfahrensgesetzen) zusteht: Denn in
den Fällen, in denen der Berufsgeheimnisträger selbst
die Stellung eines Beschuldigten (und daher keines
Zeugen mehr) hat, greifen die Regelungen zumUmge-
hungsverbot nicht.52)

Selbstverständlich steht in einem solchen Fall aber
dem Rechtsanwalt das Zeugnisverweigerungsrecht
nach § 157 Abs 1 Z 1 StPO (Recht, sich nicht selbst be-
lasten zumüssen) zu. Für diesesZeugnisverweigerungs-
recht gilt aber das Umgehungsverbot nicht (§ 144
Abs 3 StPO), sodass insoweit auch Beschlagnahmen
oder die Einvernahme der Hilfskräfte zulässig ist, die-
sen daher kein Zeugnisverweigerungsrecht zukommt,
außer gegebenenfalls auch nach § 157 Abs 1 Z 1 StPO,
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45) Vgl Csoklich/Scheuba, Standesrecht der Rechtsanwälte2 56; VwGH
96/15/0225, 0226.

46) Vgl EB 25 BlgNR 22. GP, 192 ff (zu BGBl I 2004/19); Ohrnhofer in
Schmölzer/Mühlbacher, StPO (März 2003) § 144.

47) Reindl-Krauskopf in Fuchs/Ratz, WK-StPO § 144 Rz 18.
48) Reindl-Krauskopf in Fuchs/Ratz, WK-StPO § 144 Rz 20; ebenso

Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz, WK-StPO Vor §§ 110–115 Rz 34.
49) OGH 13 Os 21/01; 13 Os 28/97.
50) Ratz, Entscheidungsanmerkung zu OGH 13 Os 66/12y, ÖJZ 2013,

233; McAllister/Schmoller, Glosse JBl 2013, 543.
51) OGH 13 Os 66/12y JBl 2013, 539.
52) Reindl/Krauskopf in Fuchs/Ratz, WK-StPO § 144 Rz 19.
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soferne auchdiese sichdurchdieAussage selbst belasten
würden.
Auch in einem solchen Fall sind aber die von § 157

Abs 1 Z 2, § 144 Abs 3 StPO geschützten Klientenin-
teressen zu respektieren: Selbstverständlich müssen
(und dürfen) daher in einem solchen Fall weder der
Rechtsanwalt noch seine Hilfskräfte zu der beruflichen
Verschwiegenheit unterliegenden Tatsachen einver-
nommen oder Unterlagen in der Kanzlei des Rechts-
anwaltes, die iZm Mandanten stehen, beschlagnahmt
werden. Wird bei einer solchen Beschlagnahme auch
belastendes Material von Klienten gefunden, unter-
liegt dies einem Beweisverwertungsverbot.53)

Hier können naturgemäß nicht immer leicht zu lö-
sende Abgrenzungsfragen entstehen, insb wenn die
dem Rechtsanwalt zur Last gelegte Tat in einem Zu-
sammenhang mit der Ausübung des Rechtsanwaltsbe-
rufes steht, wie es etwa bei Begünstigung eines Klien-
ten, bei Geldwäscherei oÄ wäre.54) In diesen Fällen
kann sich der Rechtsanwalt naturgemäß sowohl auf
das Zeugnisverweigerungsrecht nach § 157 Abs 1 Z 1
als auch nach 2 StPO berufen, weswegen insoweit auch
die Einvernahme der Hilfskräfte nach § 144 Abs 3
StPO nur zulässig ist, wenn der Rechtsanwalt dringend
tatverdächtig ist und vorher die Ermächtigung des
Rechtsschutzbeauftragten eingeholt wurde.
Besonders deutlich zeigt sich die Problematik dieser

Verschränkung auch im Rahmen des § 112 StPO, wel-
ches das Widerspruchsrecht von Berufsgeheimnisträ-
gern gegen die Sicherstellung von schriftlichen Auf-
zeichnungen und Datenträgern unter Berufung auf
das jeweilige Berufsgeheimnis regelt. Ein Wider-
spruchsrecht gegen die Einsicht in Aufzeichnungen
steht dem Rechtsanwalt grundsätzlich nur in den Fäl-
len zu, in denen das Gesetz davon ausgeht, dass der
Schutz des Geheimnisbereichs den Strafverfolgungsin-
teressen vorgeht, dh nur dann, wenn sich der Rechts-

anwalt auf ein gesetzlich anerkanntes Recht zur Ver-
schwiegenheit stützen kann. Während die entspre-
chende Regierungsvorlage zur Novelle des § 112 StPO
noch vorsah, dass nur einem „Betroffenen, der nicht selbst
der Tat beschuldigt ist“, ein Widerspruchsrecht zu-
kommt und Widerspruch ursprünglich als „exklusives
Recht für gerade nicht selbst beschuldigte Personen“55) ange-
sehen wurde, steht dieses Recht nunmehr auch dem
der Tat dringend verdächtigen Berufsgeheimnisträger
zu.56) Die dem Berufsgeheimnisträger anvertrauten
Tatsachen, die in keinem Zusammenhang mit dem
Verdacht stehen, sind dadurch weiterhin geschützt.57)

Damit ist aber umgekehrt klar, dass in den Fällen, in
denen der Rechtsanwalt sich gerade nicht auf seine
Verschwiegenheitsverpflichtung stützen kann, weil
kein Zusammenhang mit dem bzw einem Klientenver-
hältnis besteht, sondern vielmehr ausschließlich eigene
Rechte, nämlich die Gefahr der Selbstbelastung iSd
§ 157 Abs 1 Z 1 StPO, geltend gemacht werden, ein
solches Recht auf Versiegelung nicht zukommt. Die
Problematik der Abgrenzung, welche Informationen
mit einem Klientenverhältnis in Zusammenhang ste-
hen und welche nicht, stellt sich daher auch in diesem
Zusammenhang und ist im konkreten Fall sorgfältig zu
prüfen.

53) Venier in Bertel/Venier, Kommentar zur StPO (November 2012)
§ 144 Rz 3.

54) Vgl Venier in Bertel/Venier, Kommentar zur StPO (November 2012)
§ 144 Rz 2; Zerbes, Durchsuchung und Beschlagnahme in Wirt-
schaftsstrafsachen, ÖJZ 2012, 846.

55) RV 1677 BlgNR 24. GP; abrufbar unter www.parlament.gv.at/
56) § 112 StPO in der geltenden Fassung: „Widerspricht die von der Si-

cherstellung betroffene oder anwesende Person, auch wenn sie
selbst der Tat beschuldigt ist (. . .)“; s dazu auch 13 Os 130/10g
iZm Redaktionsgeheimnis.

57) Tipold/Zerbes in Fuchs/Ratz, WK-StPO § 112 Rz 9 unter Verweis
auf JAB 1700 BlgNR 24. GP in Abweichung von der RV.
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Praxisfragen des Europäischen Nachlasszeugnisses,
insbesondere im Verhältnis zu Drittstaaten*)

Von RA Dr. Alexander Wittwer, LL.M., Dornbirn und Ulm. Der Autor ist Rechtsanwalt in Dornbirn (Ö) und Ulm (D) bei
Thurnher Wittwer Pfefferkorn Rechtsanwälte GmbH (www.twp.at) und Lehrbeauftragter an der FH Vorarlberg. Dr.Wittwer
war von 2003 bis 2005 wissenschaftlicher Assistent am Institut für Europäisches und Internationales Wirtschaftsrecht bei
Prof. Dr. Carl Baudenbacher an der Universität St. Gallen HSG und dort von 2003 bis 2013 Lehrbeauftragter.

I. Einleitung
Die EuErbVO,1) die am 17. 8. 2015 in Kraft tritt, führt
in ihrem VI. Kapitel das Europäische Nachlasszeugnis
ein (nachfolgend kurz „ENZ“; Art 62–74 EuErbVO).
Über die EuErbVO und seine Bestimmungen zur in-
ternationalen Zuständigkeit, zur Rechtswahl und da-
mit zusammenhängenden Gestaltungsmöglichkeiten2)

und insb auch zum Europäischen Nachlasszeugnis
(ENZ)3) ist bereits viel geschrieben und darüber be-
richtet worden.
Im Nachfolgenden sollen daher nicht so sehr diese

bereits erörterten Fragen wiederholt werden, sondern
eine Problemerörterung für die Praxis versucht wer-
den. Der Vortragende kann dabei freilich nur einen
kursorischen Überblick und keine abschließende Dar-
stellung bieten. In der Literatur4) wird besonders da-

rauf hingewiesen, dass die beispiellose Vielfalt des in-
ternationalen Erbrechts der EU-Mitgliedstaaten eine
Behinderung der grenzüberschreitenden Mobilität
sein kann. Verwiesen wird etwa auf die einheitliche
und gespaltene Anknüpfung für Immobilien und be-
wegliches Vermögen, für die Anknüpfung des an-
wendbaren Erbrechts an die Staatsangehörigkeit,
den gewöhnlichen Aufenthalt, den Wohnsitz oder
an das Common Law Domicile, unterschiedliche
Rechtswahlmöglichkeiten und alle Varianten bei der
Behandlung des Renvoi.5) Daraus ergäbe sich unter
Umständen die Konsequenz, dass in verschiedenen
Staaten separate Nachlassverfahren durchzuführen
sind, um einen landesüblichen Erbnachweis zu erhal-
ten. Auf die besonderen Schwierigkeiten, die sprachli-
che und juristische Unterschiede und verfahrens-
rechtliche Erfordernisse mit sich bringen, wird eben-
falls hingewiesen. Die Vorstellung eines internationa-
len Erbenausweises, der in jedem Mitgliedstaat den
Zugriff auf den Nachlass ermöglicht, ist daher wie
eine Verwirklichung eines europäischen Wunsch-
traums.6)

II. Zur Zuständigkeit der Gerichte,
um ein ENZ auszustellen

1. Internationale Zuständigkeit

Die (internationale)Zuständigkeit derGerichte, umein
ENZ zu beantragen, richtet sich nach den Zuständig-
keitsvorschriften der EuErbVO (Art 64 EuErbVO).
Nach Art 4 EuErbVO sollen die Gerichte des

Staats, in dem der Erblasser seinen gewöhnlichen Auf-

*) Dieser Beitrag ist der (vor allem um Fußnoten) erweiterte Vortrags-
text, den der Verfasser am 1. 7. 2014 an der Universität Zürich an-
lässlich der Veranstaltung „Europäische Erbrechtsverordnung – Aus-
wirkungen auf das Fürstentum Liechtenstein und die Schweiz“ gehal-
ten hat. Bei der gegenständlichen Publikation handelt es sich um
eine Zweitpublikation. Der Erstbeitrag wird im Tagungsband des
„Zentrums für liechtensteinisches Recht“ der Universität Zürich
(ZLR) demnächst erscheinen. Der Verfasser dankt dem DIKE-Verlag
für die Genehmigung der Zweitpublikation.

1) VO (EU) 650/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates v
4. 7. 2012 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die An-
nahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie
zur Einführung eines Europäischen Nachlasszeugnisses, ABl (EU) L
201/107 ff.

2) Ohne Anspruch auf Vollständigkeit aus der deutschsprachigen Lite-
ratur zur EuErbVO etwa Herzog, ErbR 2013, 2 ff; Müller-Lukoschek,
Die neue EU-Erbrechtsverordnung; Dörner, ZEV 2010, 221 ff; der-
selbe, ZEV 2012, 505 ff; Frodl, ÖJZ 2012/108, 950 ff; Rudolf, NZ
2013/103, 225 ff; Kunz, GPR 2012, 208 (253 ff); Wilke, RIW 2012,
601 ff; Simon/Buschbaum, NJW 2012, 2393 ff; Schauer, JEV 2012,
78; Scheuba, ecolex 2014, 210 ff; Fischer-Czermak, EF-Z 2013/38;
Cach/Weber, ZfRV 2013, 263 ff; dieselben, JEV 2013, 90 ff;
Schoppe, IPRax 2014, 27 ff; Steiner, NZ 2012, 104 ff; die Beiträge
in Schauer/Scheuba (2012).

3) Zum ENZ etwa Kleinschmidt, RabelsZ 77/2013, 723 ff; Rechberger,
ÖJZ 2012, 14 ff; Süß, ZEuP 2013, 725; Buschbaum/Simon, ZEV
2012, 525 ff; Schauer, EF-Z 2012, 245 ff.

4) Etwa Süß, ZEuP 2013, 727; Kleinschmidt, RabelsZ 77/2013, 727 ff;
Rechberger, ÖJZ 2012, 14 f. Angeführt werden als Beispiele etwa
das Modell des (deklarativ wirkenden) Erbscheins in Deutschland,
Griechenland, Polen, der Schweiz, im Elsass und in den von Öster-

reich abgetretenen oberitalienischen Gebieten, die (konstitutive)
Einantwortungsurkunde nach österreichischem Recht, die – eben-
falls konstitutiv wirkende – gerichtliche Einsetzung eines personal
representative nach englischem, irischem oder zypriotischem Recht
sowie die notarielle Praxis in einigen romanischen Rechtsordnungen
(actes de notoriété) und den Niederlanden; teilweise ist der Erb-
nachweis –wie in Italien und Spanien – ungeregelt (siehe Süß, ZEuP
728 f mwN; ausführlich mit vielen Nachweisen auch Kuhn, Aner-
kennung und Wirkungen ausländischer Erbausweise im schweizeri-
schen Recht, SZIER 2002, 1 ff).

5) Süß, ZEuP 2013, 727.
6) Süß, ZEuP 2013, 728.
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enthalt hatte, international zuständig sein. Das Erbsta-
tut knüpft primär gem Art 21 Abs 1 EuErbVO an den
letzten gewöhnlichen Aufenthalt an. Dies bewirkt den
auch oft beschworenen Gleichlauf von Forum und
Lex.7) Die Gerichte eines einzigen Staats sollen für
den gesamten Nachlass zuständig sein; die ausschließ-
liche Zuständigkeit soll verhindern, dass Gerichte in
derselben Sache unterschiedliche Entscheidungen (wi-
dersprechende ENZ) ausstellen (Nachlasseinheit).8)
Die autonome Determination des „gewöhnlichen Auf-
enthalts“ lässt freilich viele Fragen offen. Der EuGH9)

hat sich zur EuFamVO10) bereits mit den Determinan-
ten des gewöhnlichen Aufenthalts auseinandergesetzt.
Zum Ausdruck kommt darin eine gewisse soziale und
familiäre Integration; abzustellen ist insb auf die
Dauer, die Regelmäßigkeit und die Umstände des Auf-
enthalts in einem Mitgliedstaat sowie die Gründe für
diesen Aufenthalt und den Umzug der Familie in die-
sen Staat, die Staatsangehörigkeit der Person, Orte
und Umstände der Einschulung, Sprachkenntnisse, fa-
miliäre und soziale Bedingungen.11)
Auch ErwGr 23 EuErbVO beruht auf diesen

Grundlagen: Danach soll die Bestimmung des ge-
wöhnlichen Aufenthalts von einer Gesamtbeurteilung
der Lebensumstände des Erblassers in den Jahren vor
seinem Tod und im Zeitpunkt seines Todes vorge-
nommen und dabei alle relevanten Tatsachen berück-
sichtigt werden, insb die Dauer, die Regelmäßigkeit
des Aufenthalts des Erblassers in den betreffenden
Staaten sowie die damit zusammenhängenden Gründe
und Umstände.12) Die „berühmten Mallorca-Rent-
ner“,13) die einen Teil des Jahres auf der Baleareninsel
verbringen, regelmäßig aber nach Hause zurückkeh-
ren, vermögen daher nach herrschender Ansicht kei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland zu begrün-
den.14) Unter bestimmten Umständen können gem
Art 7 Eu-ErbVO auch Gerichte des „Heimatstaats“
das ENZ erteilen, wenn der Erblasser gem Art 22
EuErbVO für die Erbfolge sein Heimatrecht gewählt
hatte; subsidiär, wenn weder der gewöhnliche Aufent-
halt noch seine Staatsangehörigkeit zur Zuständigkeit
der Gerichte eines Mitgliedstaats führen, so sind gem
Art 10 Abs 2 EuErbVO die Gerichte des Mitglied-
staats für das jeweils im Hoheitsgebiet belegene Ver-
mögen zuständig.15)
Denkbar ist freilich die Ausstellung divergierender

Zeugnisse in unterschiedlichen Mitgliedstaaten. So
kann etwa ein deutsches Nachlassgericht der Ansicht
sein, der Erblasser hatte seinen letzten Wohnsitz in
Deutschland; in Österreich wird ein europäisches
Nachlasszeugnis ausgestellt, weil die österreichischen
Gerichte der Meinung sind, der Erblasser hatte dort
seinen gewöhnlichen Aufenthalt.16) Negative wie posi-
tive Kompetenzkonflikte sind möglich.17) Legen die
Gerichte dabei auch divergierende Erbstatute zu
Grunde, ist das Chaos vorprogrammiert.18)

2. Weitere verfahrensrechtliche Fragen

Von der EuErbVO nicht berührt sind weitere verfah-
rensrechtliche Fragen außerhalb der internationalen
Zuständigkeit. Somit richten sich alle weiteren ver-
fahrensrechtlichen Fragen nach nationalem Recht. In
Deutschland ist daher gem§ 343Abs 1 FamFGdas ört-
lich zuständige Nachlassgericht zur Ausstellung des
ENZ zuständig; vorrangig am letzten Wohnsitz des
Erblassers.19) Bei deutschen Erblassern ohneWohnsitz
im Inland ist das Amtsgericht Schöneberg in Berlin zu-
ständig; § 343 Abs 2 FamFG. Die örtliche Zuständig-
keit bei einer Nachlassbegebenheit in Deutschland
richtet sich aber ebenfalls nach § 343 Abs 1 FamFG
nach dem inländischen Wohnsitz. Der deutsche Ge-
setzgeber plant ein Begleitgesetz zur Umsetzung; ein
Referentenentwurf liegt vor.20)

Nach österreichischem Recht richtet sich das Ver-
fahren (und die innerstaatliche, örtliche und sachliche
Zuständigkeit) nach der Jurisdiktionsnorm (JN) und
dem Außerstreitgesetz (AußStrG).21) ME ist das teils
langwierige Verlassenschaftsverfahren für die Ausstel-
lung des ENZ nicht geeignet; daher bin ich der Mei-
nung, dass die allgemeinen Normen des AußStrG an-
zuwenden sind, sofern in Österreich ein ENZ bean-
tragt wird. Hier ist noch vieles ungeklärt. Soweit er-
sichtlich hat der österreichische Gesetzgeber sich
noch nicht bemüßigt gefühlt, Regelungen im Zivilver-
fahrensrecht vorzusehen.22)

Problematisiert wird auch das Verhältnis des ENZ
zu nationalen Erbrechtsausweisen; für das ENZ ist
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7) Vgl etwa Herzog, ErbR 2013, 5; Süß, ZEuP 2013, 731; Rudolf, NZ
2013, 226; Bajons, ecolex 2014, 204.

8) Siehe etwa Süß, ZEuP 2013, 731; Frodl, ÖJZ 2012, 951; Klein-
schmidt, RabelsZ 77/2013, 768.

9) EuGH 2. 4. 2009, C-523/07, Slg 2009, 2805.
10) VO (EG) 2201/2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung

und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfah-
ren betreffend die elterliche Verantwortung, ABl (EU) L 2003/338,
1 ff.

11) Süß, ZEuP 2013, 732.
12) Dazu etwa Rudolf, NZ 2013, 234; Süß, ZEuP 2013, 732; Herzog,

ErbR 2013, 6.
13) Vgl zur EuErbVO und zum deutsch-spanischen Verhältnis Stein-

metz/Löber/Alcázar, ZEV 2010, 234 ff.
14) Süß, ZEuP 2013, 733. Ebenso Herzog, ErbR 2013, 6, zu Menschen,

die aus beruflichen oder wirtschaftlichen Gründen längere Zeit in
einem Staat wohnen, zu ihrem Herkunftsstaat aber eine enge, feste
(familiäre und soziale) Bindung aufrechterhalten (zB Pflegekräfte).

15) Süß, ZEuP 2013, 734 f.
16) Herzog, ErbR 2013, 13.
17) Siehe Kleinschmidt, RabelsZ 77/2013, 768 FN 234 mwN zu Lö-

sungsvorschlägen in der Literatur.
18) Herzog, ErbR 2013, 13.
19) Süß, ZEuP 2013, 734. Siehe auch Herzog, ErbR 2013, 14.
20) Dazu Lehmann, ZEV 2014, 232 ff.
21) Dazu und zur Lückenhaftigkeit der EuErbVO (vor allem zu Recht kri-

tisch) Schauer, EF-Z 2012, 248 ff, und ders in Schauer/Scheuba
(2012).

22) Vgl auch Giesinger 28 ff.



ein grenzüberschreitender Bezug erforderlich (Art 62
Abs 1 EuErbVO), somit die Belegenheit von Nach-
lassgegenständen in einem anderen Mitgliedstaat.23)
Als optionales Instrument ist das ENZ nicht ver-
pflichtend zu verwenden und tritt daher nicht an die
Stelle der nationalen Erbausweise (Art 62 Abs 2 und
3 EuErbVO). Auch hier sind Konfliktsituationen vor-
programmiert.24)

III. Inhalt des ENZ
Die jeweils zuständige Behörde stellt, sobald sie die zu
bezeugenden Umstände von Amts wegen (Art 66
Abs 1 EuErbVO) festgestellt hat, gem Art 67 Abs 1
Satz 1 EuErbVO unverzüglich das ENZ aus. Dabei
hat sie das Formblatt zu verwenden.25) In der Praxis of-
fen ist die Rechtsfolge, wenn das Formblatt nicht ver-
wendet worden ist. Nach einer in der Literatur bereits
vertretenen Ansicht26) soll das ENZ nicht wirksam er-
teilt worden sein. An anderer Stelle wird vertreten,
dass ein ENZ immer individuell aufgebaut ist und ver-
schiedene Kategorien nicht ausgefüllt werden oder
fehlen, sodass ein weniger formalistischer Ansatz ge-
wählt wird. Jedenfalls soll die Verwendung des nicht
aktuellen Formblatts nicht zur Nichtigkeit führen.27)
Die Verordnung erlaubt auch, unrichtige Zeugnisse
von Amts wegen oder auf Antrag eines Betroffenen
zu korrigieren (Art 71 EuErbVO).
Art 68 EuErbVO enthält 15 Punkte, die Inhalt eines

Nachlasszeugnisses sind. Die ersten sieben Punkte
(lit a bis g) betreffen das „Rubrum“ (Daten zum Erb-
lasser, Antragsteller, Gericht etc). Die zweite Gruppe
(lit h bis k) listet detailliert die rechtlichen Grundlagen
für das ausgewiesene Erbrecht auf (Eheverträge, Erb-
statut, Verfügungen von Todes wegen etc).28) Manche
fordern, dass das ausgewiesene Erbrecht, also die Quo-
ten der Erben, die gegebenenfalls Erben oder Ver-
mächtnisnehmern zustehenden Rechte und ihre Be-
schränkungen angeführt werden.29)
Dabei ist beachtlich, dass nach Art 63 Abs 2

EuErbVO das ENZ als Nachweis „für einen oder
mehrere der folgenden speziellen Aspekte verwendet“
wird. Daraus ist abzuleiten, dass das Zeugnis auch bloß
nur einzelne Aspekte enthalten kann, etwa die Erben
mit ihren Quoten oder nur die Erbquote eines einzel-
nen oder einzelner Erben, nur ein Vermächtnis oder
auch nur die Person und Befugnisse des Testaments-
vollstreckers.30)
Problematisiert wird vor allem in der deutschen Li-

teratur das Verhältnis des Erbstatus zum Ehegatten-
erbrecht. Leben etwa die Eheleute im gesetzlichen
Güterstand der Zugewinngemeinschaft nach deut-
schem Recht und kommt im Todesfall eines Ehegatten
ausländisches Erbrecht zur Anwendung, kann die
Summe der Erbquoten letztlich 100% übersteigen;31)

dies deshalb, weil bei Eheleuten in Zugewinngemein-
schaft der Ehegatte eine Erbquote im Ausmaß der
Hälfte erlangen kann („güterrechtliches Viertel“).32)

IV. Auswirkungen des ENZ
auf das Registerrecht

Das ENZ entfaltet eine Beweisfunktion, Legiti-
mationswirkungen und einen Gutglaubensschutz:33)
Insb wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet,
dass das ENZ diese Umstände zutreffend ausweist
(Art 69 Abs 2 Satz 1 EuErbVO; Beweisfunktion). Fer-
ner wird vermutet, dass die Person, die im Zeugnis als
Erbe, Vermächtnisnehmer oder Testamentsvollstre-
cker genannt ist, diese Rechtsstellung hat (Art 69 Abs 2
Satz 2 EuErbVO; Legitimationswirkung). Überdies
wird derjenige von einer Verbindlichkeit frei, der gut-
gläubig an eine im ENZ als zur Entgegennahme der
Leistung bezeichnete Person leistet (Art 69 Abs 3
EuErbVO; Gutglaubenswirkung). Bei grob fahrlässi-
ger Unkenntnis der Unrichtigkeit kann die Legitima-
tions- und Gutglaubenswirkung entfallen (vgl im Ein-
zelnen Art 69 Abs 3 und 4 EuErbVO). Den Fragen,
welche Wirkungen das ENZ in der Praxis bei Regis-
tereintragungen entfalten kann, wird im Folgenden
nachgegangen:

1. Die Verwendung des ENZ
im Grundbuchsverfahren

Gem Art 1 Abs 2 lit l EuErbVO ist die Eintragung von
Rechten an beweglichen oder unbeweglichen Vermö-
gensgegenständen in einem Register, einschließlich
der gesetzlichen Voraussetzungen für eine solche Ein-
tragung, sowie die Wirkung der Eintragung oder der
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23) Umfassend statt vieler Kleinschmidt, RabelsZ 77/2013, 746 ff.
24) Zum möglichen „Overruling“ einer österr Einantwortung zu einem

ENZ s unten Pkt IV.3.
25) Vgl Süß, ZEuP 2013, 738. Das Formblatt liegt noch nicht vor; gem

Art 80 EuErbVO kann die Kommission dazu Durchführungsrechts-
akte im Beratungsverfahren annehmen.

26) Zur deutschen Grundbuchspraxis etwa Wilsch, ZEV 2012, 530: mit
Zurückweisung ist zu rechnen.

27) Süß, ZEuP 2013, 738.
28) Vgl auch Herzog, ErbR 2013, 13.
29) Süß, ZEuP 2013, 740.
30) Süß, ZEuP 2013, 740.
31) Süß, ZEuP 2013, 741 f. Das Ehegüterrecht ist gem Art 1 Abs 2 lit d

EuErbVO von der Verordnung ausgenommen. Siehe auch Dörner,
ZEV 2012, 512: Ein in Deutschland ausgestelltes ENZ mit einer sol-
chen Erbquote könne im Ausland nur Verwirrung stiften.

32) Vgl § 1931 Abs 3 und § 1371 Abs 1 deutsches BGB. Ausführlich
dazu jüngst Mankowski, ZEV 2014, 121 ff; ferner Kleinschmidt, Ra-
belsZ 77/2013, 752 ff.

33) Siehe dazu im Detail Süß, ZEuP 2013, 745 ff, und Kleinschmidt, Ra-
belsZ 77/2013, 774 ff mwN.



fehlenden Eintragung solcher Rechte in einem Regis-
ter, von der EuErbVO ausgenommen.34)

Mit dieser Ausnahme versucht die Verordnung die
Abgrenzung zwischen dem Erbstatut und dem Sachen-
rechtsstatut.35) Das anwendbare Sachenrecht (also das
Recht am Lageort des Grundstücks oder der bewegli-
chen Sache; lex rei sitae) bestimmt dabei, welche ding-
lichen Rechte überhaupt an der Sache entstehen kön-
nen (numerus clausus); aber auch, wie ein dingliches
Recht an der Sache entsteht.36) Die Problematik stellt
sich insb dann, wenn das anwendbare Erbrecht und
das anwendbare Sachenrecht nicht einer Rechtsord-
nung zu entnehmen sind, sondern verschiedenen
Rechtsordnungen.37)

Denkbar ist dies etwa,wenneinePersonmit gewöhn-
lichem Aufenthalt in Deutschland verstirbt und eine
Liegenschaft in Österreich hinterlässt.38) Nach der Be-
reichsausnahme gemArt 1 Abs 2 lit l EuErbVObedeu-
tet dies, dass die nationalen Erfordernisse für die Ein-
tragung im Register ebenfalls aufrechtbleiben. Nach
Art 69 Abs 5 EuErbVO soll das ENZ zwar Grundlage
für eine Registereintragung in einem anderen Staat
sein. Auch die ErwGr 18, 19 und 69 EuErbVO spre-
chen dafür. Das widerspricht aber der Ausnahme in
Art 1 Abs 2 lit l EuErbVO.39)

All dies führt jedenfalls zu einem beachtlichen Span-
nungsverhältnis zwischen dem ENZ und den jeweili-
gen nationalen Registererfordernissen:

a. Die Verwendung des ENZ im
deutschen Grundbuchsverfahren

Gem § 29 GBO kann im deutschen Grundbuchsver-
fahren ein Nachweis der Erbfolge nur durch öffentli-
che Urkunde geführt werden. Gem § 35 Abs 1 Satz 2
GBO kann dies auch durch ein öffentlich beurkundetes
Testament samt gerichtlicher Eröffnungsniederschrift
erfolgen. Regelmäßig wird die Erbfolge auch durch
Erbschein nachgewiesen.40)

Von § 35 Abs 1 Satz 2 GBO erfasst war bislang ein
vom deutschen Nachlassgericht ausgestellter Erb-
schein. Aus Art 69 Abs 5 EuErbVO ergibt sich die Le-
gitimationswirkung eines ENZ europaweit;41) damit ist
auch dieses grundsätzlich vom deutschen Grundbuch
anzuerkennen.42) Beachtlich ist, dass das ENZ – was
sehr wahrscheinlich ist, wenn dieses von einer auslän-
dischen Behörde ausgestellt wird – keine sogenannte
„Auflassung“ enthält. Die Lehre fordert daher teils,
dass neben dem ENZ eine Erklärung über die Auflas-
sung (§§ 19, 20 GBO) in grundbuchstauglicher Form
(§ 29 GBO) nachgewiesen wird, wenn nicht bereits
aufgrund Universalsukzession (§ 1922 BGB) eine
Rechtsübertragung nach deutschem Recht erfolgte.43)
Dies ist etwa bedeutsam für einen Erblasser mit
letztem gewöhnlichen Aufenthalt in Österreich, der
eine deutsche Liegenschaft hinterlässt.

Aufgrund der Vermutung der Richtigkeit und Voll-
ständigkeit (Art 69 Abs 2 EuErbVO) ist das Grund-
buchamt nicht berechtigt oder verpflichtet, die Rich-
tigkeit des ENZ zu überprüfen.44) Allerdings besteht
für neue Tatsachen, die die Ausstellungsbehörde des
ENZ noch nicht würdigen konnte, eine Prüfungskom-
petenz.45) Insoweit ist auch zu empfehlen, im Grund-
buchsverfahren einen Sachvortrag zu erstatten.46)

Beachtlich ist auch, dass die beschränkte Gültig-
keitsdauer des ENZ von bloß sechs Monaten in der
Grundbuchpraxis weitere Probleme mit sich bringen
kann.47) So soll das deutsche Grundbuchamt48) eine so-
genannte Zwischenverfügung (iSv § 18 GBO) erlas-
sen, weil einem abgelaufenen ENZ keine Rechtswir-
kung mehr zukommt. Dies kann durch Übersendung
eines Beschlusses oder durch die Verlängerung der
Gültigkeitsfrist oder durch Übersendung einer neuen
beglaubigten Abschrift behoben werden (Art 70 Abs 3
Satz 3 EuErbVO).49) Für den Fall, dass das deutsche
Grundbuchamt den Fristablauf nicht realisiert und
trotzdem eine Eintragung im Grundbuch vornimmt,
kommt die Eintragung eines Amtswiderspruchs nur
dann in Betracht (§ 53 Abs 1 Satz 1 GBO), wenn
das Grundbuch unrichtig geworden ist. Nach Eintra-
gung im Grundbuch soll nach einer Ansicht der Frist-
ablauf jedoch unbeachtlich sein, weil das deutsche
Grundbuchverfahren (und der dieses Verfahren be-
herrschende Beibringungsgrundsatz) einem „Dauer-
abschriftenfeuer ad infinitum“ entgegenstehe.50) Es
ist daher auch nicht notwendig, dass die Erben nach
Fristablauf eine neue Abschrift beantragen müssen,
um weiter über die Immobilie verfügen zu können.51)
Kraft der gesetzlichen Vermutung des § 891 Abs 1
BGB ist der eingetragene Berechtigte Rechtsinhaber.
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34) Müller-Lukoschek Rz 99; Verweijen, Verlassenschaftsverfahren
(2014) 63.

35) Siehe zu dieser Frage etwa Lechner, IPRax 2013, 497 ff.
36) Müller-Lukoschek Rz 99.
37) Müller-Lukoschek Rz 99.
38) Vgl auch Lechner, IPRax 2013, 497 ff.
39) Siehe auch Verweijen, Verlassenschaftsverfahren (2014) 63 f.
40) Süß, ZEuP 2013, 748.
41) Kleinschmidt, RabelsZ 77/2013, 775.
42) So Süß, ZEuP 2013, 748, jedoch ohne Berücksichtigung der

Bereichsausnahme für die registerrechtlichen Voraussetzungen
gem Art 1 Abs 2 lit l EuErbVO.

43) So Buschbaum/Simon, ZEV 2012, 529.
44) Wilsch, ZEV 2012, 531.
45) Wilsch, ZEV 2012, 531.
46) Wilsch, aaO.
47) Wilsch, ZEV 2012 533.
48) Gemeint dürfte sein: im anhängigen Grundbuchsverfahren, wenn

das ENZ ausläuft.
49) Wilsch, ZEV 2012, 532.
50) Wilsch, ZEV 2012, 532.
51) Dies ist freilich strittig; s Wilsch, aaO unter Hinweis auf die gegen-

teilige Ansicht von Lange, DNotZ 2012, 178.



b. Das ENZ im österreichischen Grundbuchsverfahren

Die ähnlichen Probleme stellen sich auch im österrei-
chischen Grundbuchsverfahren: Eine Eintragung in
ein österreichisches Grundbuch ohne „Aufsandungser-
klärung“ gem § 32 Abs 1 lit b GBG ist grundsätzlich
nicht möglich.52) Ausgenommen sind davon nur öffent-
liche Urkunden (§ 31 GBG). Auch bei Vergleichen ist
es zwar nach der Rsp nicht erforderlich, eine Auf-
sandungserklärung aufzunehmen.53) In der Praxis ge-
schieht dies freilich üblicherweise.
Bislangwar die Praxis – etwa bei deutschenErbschei-

nen betreffend eine österreichische Liegenschaft – so,
dass in Österreich (trotzdem) eine eigene Verlassen-
schaftsabhandlung über die inÖsterreich belegeneLie-
genschaft durchgeführt wurde; damit konnte der (deut-
sche) Erbe am Ende eine Einantwortungsurkunde er-
langen, die taugliche Grundlage für die Registerum-
schreibung war. Nebenbei bemerkt sei erwähnt, dass
der deutsche Erbschein für den Zugriff auf in Öster-
reich belegenes, bewegliches Vermögen – soweit nicht
vorher eine Anerkennung erfolgte – durch ein Ausfol-
gungsverfahren gem § 150 AußStrG erfolgte.54)

AuchAmtsbestätigungennach § 182Abs 3AußStrG,
die dasVerlassenschaftsgericht ausstellt, umVermächt-
nisnehmern den Registereintrag zu ermöglichen, sind
taugliche Grundlagen.55) Erfahrungsgemäß enthalten
aber auch diese Amtsbestätigungen (zumindest im
Spruch) eine einer Aufsandung ähnliche Formulierung,
damit ein Registereintrag ermöglicht wird.
Da auch das Grundbuchsverfahren in Österreich

von einem strengen Formzwang beherrscht wird, sind
die im GBG genannten Formerfordernisse zu berück-
sichtigen; so ist etwa auch bei der grundbücherlichen
Durchführung einer Eigentumsübertragung einer (zB
deutschen) Gesellschaft im ENZ die Handelsregis-
ternummer anzuführen (vgl § 27 Abs 2 GBG). Darauf
wäre etwa bereits bei der Antragstellung eines ENZ
in Deutschland hinzuwirken, dass dieses richtig
ausgefüllt wird, damit dann eine allenfalls grundbü-
cherliche Durchführung in Österreich auch erfolgen
kann.
In der Literatur56) wird in Folge der Bereichsaus-

nahme des Art 1 Abs 2 lit l EuErbVO und der strengen
Formerfordernisse des GBG (und auch der Praxis der
Grundbuchsgerichte) davon ausgegangen, dass trotz
Art 69 Abs 5 EuErbVO ein im Ausland ausgestelltes
ENZ keine taugliche Eintragungsgrundlage für eine
Registerumschreibung ist (trotz § 33 GBG).57) Am
ehesten könnte eine Vormerkung58) im Grundbuch
aufgrund eines ENZ in Betracht kommen.59) Dies wi-
derspricht freilich dem Zweck des ENZ und der An-
ordnung in Art 69 Abs 5 EuErbVO.
Auf jeden Fall scheinen Diskussionen und Dispute

mit dem österreichischen und auch dem deutschen
Grundbuch vorprogrammiert, wenn auf Basis von im

Ausland ausgestellten ENZ grundbücherliche Ände-
rungen durchgeführt werden sollen.

2. Die Verwendung des ENZ im Handelsregister-
und Firmenbuchverfahren

Ähnliche Fragen stellen sich auch iZm der Eintragung
in handels- und unternehmensrechtliche Register:
Neben der bereits oben behandelten Bereichsaus-
nahme für Eintragungen im Register betreffend
Rechte an beweglichen Sachen60) existiert auch eine
Bereichsausnahme für gesellschaftsrechtliche Fragen.
Nach Art 1 Abs 2 lit h EuErbVO sind Fragen des Ge-
sellschafts- und des Vereinsrechts vom Erbstatut nach
der EuErbVO ausgenommen. Damit ist die Abgren-
zung zwischen Erb- und Gesellschaftsstatut erforder-
lich, die im Normalfall keine allzu großen Probleme
bereitet.61)

a. Deutsches Handelsregister

Das ENZ soll aufgrund der Legitimationswirkung des
Art 69 Abs 5 EuErbVO und der Tatsache, dass es we-
gen Art 66 Abs 5 EuErbVO wie ein deutscher Erb-
schein zu behandeln ist, eine ausreichende Urkunde
gem § 12 Abs 1 Satz 3 deutsches HGB62) sein, um eine
Rechtsnachfolge für eine Registerumschreibung zu
beweisen.63) Gleichwohl bleibt das Erfordernis ent-
sprechender Anmeldeerklärungen aller Erben gem
§ 108 deutsches HGB unberührt (Art 1 Abs 2 lit l
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52) Dazu ausführlich Weigand in Kodek, Grundbuchsrecht (2007)
Rz 21 ff zu § 32.

53) VglWeigand, aaO Rz 6 zu § 33 unter Hinweis auf die höchstgericht-
liche Rsp, etwa 5 Ob 3/80, wonach das Fehlen einer Aufsandungs-
erklärung in einer öffentlichen Urkunde kein Grund zur Abweisung
des Grundbuchsgesuchs sei.

54) Dazu umfassend jüngst Schilchegger/Brucker, ZErb 2014, 153 ff.
55) Vgl Weigand, aaO Rz 16 zu § 33.
56) Verweijen, Verlassenschaftsverfahren 63 f.
57) Siehe auch Rechberger, ÖJZ 2012, 15; daran anschließend, jedoch

dies bezweifelnd Kleinschmidt, RabelsZ 77/2013, 741.
58) Nach § 8 Z 2 GBG sind Vormerkungen bedingte Rechtswerbe oder

Löschungen, die nur unter der Bedingung ihrer nachfolgenden
Rechtfertigung eine Registeränderung (Erwerbung, Übertragung,
Löschung etc) bewirken können; im Detail s §§ 35–50 GBG.

59) Verweijen, Verlassenschaftsverfahren 64.
60) Der Begriff der beweglichen Sache wird vermutlich autonom auszu-

legen sein. Nach österreichischem Recht erfüllen jedenfalls die (un-
körperlichen) österreichischen Gesellschafterrechte den Tatbestand
des weiten Sachbegriffs in § 285 österreichisches ABGB.

61) Vgl Müller-Lukoschek Rz 93: das Gesellschaftsstatut bestimmt zu-
nächst, welche Positionen überhaupt in den Nachlass fallen und
welche Rechte daran begründet werden können; das Erbstatut re-
gelt, wem der Nachlass und damit auch die durch das Gesellschafts-
recht in den Nachlass eingestellten Positionen zustehen und auch in
welchem Umfang; s auch Leitzen, ZEV 2012, 520.

62) Dieser lautet: „Rechtsnachfolger eines Beteiligten haben die Rechts-
nachfolge soweit tunlich durch öffentliche Urkunden nachzuwei-
sen.“

63) Leitzen, ZEV 2012, 522; Roth in Koller/Roth/Morck, Handelsgesetz-
buch7 (2011) Rz 7 zu § 12.



EuErbVO). Ausländische Urkunden (Erbnachweise)
für § 12 Abs 1 Satz 3 HGB reichen nach hA dafür
aber nicht aus.64) Da jedenfalls bei den Personenge-
sellschaften Anmeldungen von sämtlichen Gesell-
schaftern zu bewirken sind, kann selbst ein ENZ nicht
zu einer Eintragung im Handelsregister ausreichen,
wenn etwa bei Familiengesellschaften die Erben un-
tereinander über die Erbfolge streiten und sie zu-
gleich Gesellschafter sind. Dann wird auch in diesem
Fall ein strittiges Verfahren zu führen sein.

b. Österreichisches Firmenbuch

Vergleichbare Probleme stellen sich auch im österrei-
chischen Recht: Während der deutsche Erbschein
nach meiner Erfahrung taugliche Berichtigungsgrund-
lage – auch ohne Ausfolgungsverfahren nach § 150
AußStrG65) – im FB ist, gilt dies auch für das ENZ;
diese ist mE taugliche Eintragungsgrundlage gem
§ 11 Abs 2 UGB und § 16 Abs 1 FBG. § 11 Abs 2
UGB enthält eine gem § 12 deutsches HGB vergleich-
bare Fassung, wonach die Rechtsnachfolger eines Be-
teiligten die Rechtsnachfolge soweit tunlich durch öf-
fentliche Urkunden nachzuweisen haben. Nach herr-
schender Praxis sind bei ausländischen Beglaubigun-
gen die in internationalen Abkommen vorgesehenen
Formvorschriften zu beachten; bei Zweifeln kann eine
Überbeglaubigung verlangt werden.66) Für das ENZ
sind dies Formvorschriften obsolet, weil keine weite-
ren Beglaubigungen gefordert werden dürfen.
Besondere Erklärungen – wie eine Aufsandungser-

klärung im Grundbuchsrecht – sind im österreichi-
schen FB nicht vorgesehen. Gleichwohl benötigt der
Anmelder freilich meistens bei Kapitalgesellschaften
die Anmeldungserklärung durch den Geschäftsführer
und Vorstand67) sowie bei Personengesellschaften
durch alle Gesellschafter (§ 107 UGB).68) Auch hier
sind daher insb Dispute unter den Erben, die zugleich
Gesellschafter und/oder Geschäftsführer sind, vorpro-
grammiert. Es wird uU eine zivilgerichtliche Geltend-
machung der Zustimmung zur Registereintragung
notwendig sein, in welchem die erbrechtliche Stellung
als Vorfrage zu klären ist.69)

3. Rechtsbehelfe und Anfechtung
(Art 72 EuErbVO)

Lückenhaft und unklar sind die Fragen des Rechts-
schutzes iZm der Ausstellung des ENZ oder auch der
Verweigerung der Ausstellung. Art 72 EuErbVO ent-
hält bezüglich der Rechtsbehelfe eine Verweisung
auf das Recht des Mitgliedstaats der Ausstellungsbe-
hörde.70) ME sind in Österreich die allgemeinen Be-
stimmungen des AußStrG – jedoch nicht jene des Ver-
lassenschaftsverfahrens – anzuwenden; dies deshalb,
weil das ENZ „unverzüglich“ (Art 67 EuErbVO) aus-
zustellen und daher ein rasches (Außerstreit-)Verfah-

ren durchzuführen ist, in dem lediglich eine Bescheini-
gung71) der Erbenstellung verlangt werden kann.72) Das
langwierige Verlassenschaftsverfahren, das in Öster-
reich oft mehrere Jahre dauert,73) erscheint diesbezüg-
lich nicht tauglich. Eine Anhörung ist nur vorgesehen,
soweit dies erforderlich ist (Art 66 Abs 4 EuErbVO).
Es gilt der Amtsermittlungsgrundsatz (Art 66 Abs 1
EuErbVO).
Daran anschließend stellt sich dann die Frage, wel-

che Rechtsmittel erhoben werden können. Gegen ein
unrichtiges ENZ wird das Rechtsmittel des Rekurses
binnen 14 Tagen notwendig sein (vgl § 46 österreichi-
sches AußStrG). Ob dies eine (un)zulässige Einschrän-
kung des europäischen Rechtsanspruchs ist (durch eine
zu kurze Rechtsmittelfrist), wird nach den effet-utile-
Grundsätzen,74) den Prinzipien der Gleichwertigkeit
und Äquivalenz75) sowie der Effizienz76) iS der ständi-
gen EuGH-Rsp letztlich der EuGH zu entscheiden
haben (vgl auch Art 19 Abs 1 Unterabs 2 EUV: wirksa-
mer nationaler Rechtsschutz).
In Deutschland wird das „Erbscheinsverfahren“

nach §§ 343ff FamFG anzuwenden sein.77) Der deut-
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64) Leitzen, ZEV 2012, 522 unter Hinweis auf einen Umkehrschluss aus
Art 66 Abs 5 EuErbVO, wonach Kapitel V EuErbVO nur die Befrei-
ung von Förmlichkeiten (etwa der Apostille) vorsieht, nicht aber
eine inhaltliche Anerkennung erfolge; ähnlich Simon/Buschbaum,
NJW 2012, 2393.

65) Dazu vor allem in Bezug auf Sparvermögen bei österreichischen
Banken: Schilchegger/Brucker, ZErb 2014, 153 (156).

66) Burgstaller/Pilgerstorfer in Jabornegg/Artmann, UGB I2 (2010)
Rz 30 ff zu § 11.

67) Vgl zu den Grenzen der Vertretungsmöglichkeit, wenn nämlich der
Anmeldende für den Inhalt der Anmeldung haftet (etwa auch beim
Übergang eines Geschäftsanteils nach § 26 GmbHG), Burgstaller/
Pilgerstorfer, aaO Rz 44 zu § 11.

68) Dies gilt für sämtliche Gesellschafter, somit auch für Kommanditis-
ten bei KG-Anmeldungen; Jabornegg/Artmann in Jabornegg/Art-
mann, aaO Rz 9 zu § 107.

69) Siehe zu den damit zusammenhängenden Fragen im Erbschaftskol-
lisionsrecht zur selbständigen und unselbständigen Vorfragenan-
knüpfung etwa Dörner, ZEV 2012, 512 f.

70) Vgl dazu bereits Schauer, EF-Z 2012, 249; ders in Schauer/Scheuba
(2012).

71) Art 67 EuErbVO verwendet diesen Begriff. ME ist dieser autonom
auszulegen, sodass der Begriff der Bescheinigung nach nationalem
Verfahrensrecht nur beschränkt tauglich ist; mangels näherer Kon-
kretisierung wird dieser nationale Begriff aber zunächst Maßstab
sein.

72) Siehe zu diesen Fragen auch Kleinschmidt, RabelsZ 77/2013, 780 ff.
73) Siehe zur Dauer nationaler Verfahren Kleinschmidt, RabelsZ 77/

2013, 780 f.
74) Statt vieler Schwarze in Schwarze, EU-Kommentar3 (2012) Rz 38 zu

§ 19 EUV.
75) Statt vieler Borchardt, Die rechtlichen Grundlagen der Europäischen

Union4 (2010) Rz 603: Für unionsrechtliche Ansprüche dürfen keine
kürzeren Fristen gelten als für Ansprüche nach nationalem Recht.

76) Borchardt, aaO: Die Anwendung nationalen Verfahrensrechts darf
die Wirksamkeit des EU-Rechts nicht beeinträchtigen (praktisch un-
möglich machen). So dürfen keine zu kurzen Verfahrensfristen vor-
gesehen werden.

77) Siehe Kleinschmidt, RabelsZ 77/2013, 773.



sche Gesetzgeber plant ein Begleitgesetz zur Umset-
zung; ein Referentenentwurf liegt vor.78)
Darüber hinaus stehen unter anderem zivilprozes-

suale Mittel zur Verfügung; etwa vor den Zivilgerich-
ten weiterhin eine (zeitlich – bis auf die Verjährungs-
vorschriften – nicht befristete) Klage auf Feststellung
als Erbe oder auf Feststellung der Unrichtigkeit/Un-
wirksamkeit des ENZ oder gar eine Leistungsklage
aus der Erbenstellung, einem Legat oder einem
Pflichtteilsanspruch. Hier sind die Praxisfragen, insb
die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen und die
Wirkungen, völlig ungeklärt. Man wird auf die zivil-
prozessualen Normen zurückgreifen müssen.
Denkbar ist etwa auch, dass ein vorab ausgestelltes

ENZ eines österreichischen Bezirksgerichts mit einer
nachträglich erlassenen Einantwortungsurkunde (des-
selben) nicht in Einklang zu bringen ist. In diesem Fall
müsste eine Berichtigung der Register möglich sein,
weil die Einantwortungsurkunde als konstitutiv wir-
kende Rechtsfigur den „stärkeren“ Rechtstitel mit sich
bringt als ein ENZ, welches bloß deklaratorisch wirkt
und aufgrund eines „Bescheinigungsverfahrens“ erlas-
sen wird. Mir scheint das Verhältnis ähnlich einem
Provisorialverfahren iSd EO und einem strittigen
Hauptverfahren nach der ZPO.

V. Die Verwendung des ENZ
in Drittstaatenfällen
(Liechtenstein und Schweiz)

Vom internationalen Zuständigkeits- und Kollisions-
recht der EuErbVO sind auch Drittstaatenfälle er-
fasst.79) In der Literatur wurde dies bereits allgemein,80)
aber auch etwa im Verhältnis zum deutsch-britischen
Rechtsverkehr81) erörtert, weil – neben Dänemark –

England und Irland trotz ihrer EU-Mitgliedschaft
nicht unter den örtlichen Anwendungsbereich der
EuErbVO fallen. Das Verhältnis der EuErbVO wurde
etwa auch zu anderen Drittstaaten, wie der Türkei,82)
im Verhältnis Deutschland – Iran83) und im Verhältnis
Deutschland – Sowjetunion84) erörtert.85)
Ausschlaggebend ist, dass nach Art 75 EuErbVO die

Anwendung internationaler Übereinkommen unbe-
rührt bleibt, denen ein oder mehrere Mitgliedstaaten
zum Zeitpunkt der Annahme der Verordnung ange-
hörten.86) Nach Art 75 Abs 2 EuErbVO genießt die
EuErbVO aber Vorrang vor Übereinkommen, die le-
diglich zwischen Mitgliedstaaten geschlossen worden
sind; dies gilt auch zwischen Deutschland und Öster-
reich,87) sodass ein deutscher Erbschein über Art 59
EuErbVO (Anerkennung öffentlicher Urkunden) an-
zuerkennen sein wird.88) Somit bleibt es im Verhältnis
zu Drittstaaten beim Vorrang der bilateralen Staats-
verträge.89) Es ist auch im Verhältnis Deutschland

und Österreich einerseits und der Schweiz und Liech-
tenstein andererseits zu prüfen, ob das ENZ aufgrund
von bilateralen Staatsverträgen – oder subsidiär nach
autonomem Verfahrensrecht – allenfalls anzuerken-
nen ist. Die Anerkennungswirkung des ENZ wird in
der EuErbVO selbst nur zwischen denMitgliedstaaten
festgeschrieben (vgl Art 69 Abs 1 EuErbVO).

1. Liechtenstein – Österreich

Das zwischen Österreich und Liechtenstein geltende
Abkommen über die Anerkennung und Vollstreckung
von gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen,
Vergleichen und öffentlichen Urkunden90) sieht in
Art 1 Abs 3 Z 3 vor, dass Entscheidungen in Erb-
und Verlassenschaftssachen weder anerkannt noch
vollstreckt werden.
Damit erscheint eine Anerkennung eines in Öster-

reich ausgestellten ENZ in Liechtenstein auf Basis die-
ses Staatsvertrags ausgeschlossen; selbst wenn es als
„Entscheidung in Zivilsachen“ iSd Art 1 Abs 1 dieses
Abkommens anzusehen ist. Eine Anerkennung kann da-
her nur nach autonomem liechtensteinischem Verfah-
rensrecht erfolgen; somit über die Zuständigkeit nach
§ 54 liechtensteinischer JN und der Verlassenschaftsab-
handlung nach liechtensteinischem AußStrG.91)

2. Österreich – Schweiz

Im Verhältnis Österreich – Schweiz gilt – anders als im
Verhältnis zu Liechtenstein – das Lugano-Überein-
kommen 2007. Eine Anerkennung eines österreichi-
schen ENZ – sofern man von einer „gerichtlichen Ent-
scheidung“ ausgeht, was in der Literatur teilweise be-
zweifelt wird – auf Basis des LugÜ 2007 scheidet aus,
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78) Dazu Lehmann, ZEV 2014, 232 ff.
79) Vgl Majer, ZEV 2011, 445 ff.
80) Siehe die Beispiele bei Majer, ZEV 2011, 445 ff.
81) Richters, ZEV 2012, 476 ff.
82) Majer, ZEV 2012, 182; Müller-Lukoschek Rz 378 ff.
83) Müller-Lukoschek, Rz 384 ff.
84) Müller-Lukoschek, Rz 386.
85) Dazu nun auch jüngst Lehmann, ZEV 2014, 233 ff.
86) Siehe auch die Auflistung der bestehenden Staatsverträge von

EU-Mitgliedstaaten bei Lehmann, ZEV 2014, 234 uH jeweils auf
die Länderberichte bei Ferid/Firsching/Dörner/Hausmann, Interna-
tionales Erbrecht.

87) Siehe den deutsch-österreichischen Anerkennungs- und Vollstre-
ckungsvertrag v 6. 6. 1959 öBGBl 1960/105 = dBGBl 1960 II
1246; dazu Schilchegger/Brucker, ZErb 2014, 153 ff.

88) Umfassend dazu Kleinschmidt, RabelsZ 77/2013, 735 ff.
89) Vgl für Deutschland etwa Müller-Lukoschek, Rz 377.
90) Siehe öBGBl 1975/114.
91) Zur alten Rechtslage nach dem AVAG s ausführlich Frick, Die Aner-

kennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Zivil-
sachen im Fürstentum Liechtenstein – unter Berücksichtigung des
schweizerischen, österreichischen und deutschen Rechts (1992)
315 ff.



weil Erbschaftsachen nach dessen Art 1 Abs 2 lit a aus-
genommen sind.
Gem Art 67 Abs 1 LugÜ 2007 lässt das LugÜÜber-

einkünfte unberührt, denen die Vertragsparteien und/
oder die durch diese Übereinkommen gebundenen
Staaten angehören und die für besondere Rechtsge-
biete die gerichtliche Zuständigkeit, Anerkennung
oder Vollstreckung von Entscheidungen regeln. Nach
Art 66 LugÜ 2007 bleiben die zwischenstaatlichen
Übereinkünfte jedenfalls dann wirksam, wenn sie für
Rechtsgebiete anzuwenden sind, auf die das LugÜ
2007 nicht anzuwenden ist (zB das Erbrecht). Nach
Anh VII LugÜ 2007 wäre das deutsch-österreichische
Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstre-
ckung gerichtlicher Entscheidungen durch das LugÜ
2007 ersetzt; dies gilt aber gem Art 66 LugÜ 2007
eben nicht für das Familien- und Erbrecht.
Anders als aber der liechtensteinisch-österreichische

Staatsvertrag enthält der Staatsvertrag zwischen
Österreich und der Schweiz92) keine Ausnahme für
Erbrechtsentscheidungen. Art 9 dieses Staatsvertrags
beschränkt die Ausnahmen vor allem auf das Insol-
venzrecht. Fraglich ist daher, ob der Anwendungsbe-
reich des Art 1 dieses Staatsvertrags insoweit eröffnet
ist, als bei einem ENZ von einer „gerichtlichen Ent-
scheidung“ in einer Zivilsache gesprochen werden
kann. Voraussetzung ist jedenfalls gem Art 1 Z 3, dass
die Entscheidung nach dem Recht des Staats, in dem
sie gefällt wurde, die Rechtskraft erlangt hat. Im Ver-
hältnis Schweiz – Italien ist die Rechtslage übrigens
vergleichbar.93)
Da (in Österreich) überhaupt strittig ist, ob ein ENZ

der Rechtskraft fähig ist, ist das ENZ auch auf dieser
Basis nicht anerkennungsfähig.
Sollte der österreichische Gesetzgeber oder die (ge-

richtliche) Praxis eine Rechtsschutzmöglichkeit gegen
das ENZ vorsehen (zB einen Rekurs gegen ein falsch
ausgestelltes ENZ), ist wohl auch davon auszugehen,
dass das ENZ rechtskraftfähig werden kann; infolge
der beschränkten Dauer von höchstens sechs Monaten
freilich mit Ablaufdatum versehen.
Insoweit kann jedenfalls argumentiert werden, dass

eine Anerkennung des ENZ im Verhältnis zur Schweiz
denkbar ist. Da jedoch der historische Gesetzgeber bei
Abschluss des Staatsvertrags jedenfalls nicht von einem
ENZ ausgegangen ist, kann freilich argumentiert wer-
den, dass bei der gebotenen historischen Auslegung le-
diglich gerichtliche Entscheidungen zu verstehen sind,
die zum Zeitpunkt des Abschlusses des Staatsvertrags
als gerichtliche Entscheidungen angesehen wurden.
Sollte das ENZ nicht unter den österreichisch-

schweizerischen Staatsvertrag fallen, ist denkbar, dass
eine Anerkennung nach Art 96 und Art 31 iVm Art 25
bis 29 schweizerisches IPRG erfolgt.94) Obwohl aber
Art 96 schweizerisches IPRG unter anderem ausländi-
sche Urkunden, die den Nachlass betreffen, großzügig

anerkennen will,95) wird gefordert, dass diese die Vo-
raussetzungen der Art 25 bis 27 schweizerisches IPRG
erfüllen.96) In diesem Fall wird aber auch die Rechts-
kraft und Endgültigkeit der Entscheidung vorausge-
setzt (Art 25 lit b schweizerisches IPRG), was auf-
grund der Befristung des ENZ – selbst wenn man
ihm Rechtkraftfähigkeit nach nationalem (Verfah-
rens-)Recht zubilligen würde – nicht der Fall ist.97)
Die Legitimationswirkung gegenüber einem Schwei-
zer Register wird das ENZ daher nicht entfalten kön-
nen.98)

Die Schweiz – das Bundesamt für Justiz – unterhält
eine Liste an anerkennungsfähigen ausländischen Erb-
ausweisen.99) Das ENZ soll – nach derzeitiger Mei-
nung – in Zukunft nicht in diese Liste aufgenommen
werden. Auf Basis des Anerkennungsrechts im schwei-
zerischen IPRG ist dies mE schlüssig, auch wenn es in
der Praxis uU anders wünschenswert wäre. Jedenfalls
wird das – im Verhältnis zu Drittstaaten wie der
Schweiz – zu einem Wettbewerb des ENZ mit natio-
nalen Erbausweisen führen; auch das (letztlich noch
nicht gelöste) Spannungsverhältnis des nationalen
Erbausweises zum ENZ wird dadurch nicht verein-
facht.

Weiss/Bigler100) sind der Ansicht, dass das ENZ sehr
wohl in der Schweiz anzuerkennen ist und sogar taug-
liche Eintragungsgrundlage für ein Schweizer Grund-
buch sein kann.101) Auf die hier erörterten Erforder-
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92) Vertrag v 16. 12. 1960 zwischen der Republik Österreich und der
schweizerischen Eidgenossenschaft über die Anerkennung und Voll-
streckung gerichtlicher Entscheidungen öBGBl 1962/125 = SR
0.276.191.632.

93) Siehe Art 1 Z 3 Abkommen zwischen der Schweiz und Italien über
die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen v
3. 1. 1933, SR 0.276.194.541.

94) Ausländische Erbscheine fallen unter Art 31 schweizerisches IPRG; s
etwa Schramm/Buhr in Amstutz ua, Handkommentar zum Schwei-
zer Privatrecht2 (2012) Rz 4 zu Art 31 IPRG; Walter/Domej, Interna-
tionales Zivilprozessrecht der Schweiz5 (2012) 421.

95) Göksu/Olano in Amstutz ua Rz 1a zu Art 96 IPRG.
96) Siehe Kuhn, Anerkennung und Wirkungen ausländischer Erbaus-

weise im schweizerischen Recht, SZIER 2002, 1 (6 f).
97) Schramm/Buhr, aaO Rz 20 zu Art 25 IPRG: kumulativ zur Endgültig-

keit müssen ordentliche Rechtsmittel fehlen; es muss sich um einen
den Streit beendenden Endentscheid handeln; ebenso Kuhn, aaO
15: Erbausweise sind typischerweise nur provisorische Legitima-
tionspapiere, welche nur beschränkte Bestandskraft aufweisen
und die materielle Rechtslage nicht zu verändern vermögen (unter
Hinweis auf die Möglichkeit, dass der deutsche Erbschein jederzeit
eingezogen und für kraftlos erklärt werden kann). Vgl auch Wal-
ter/Domej, Internationales Zivilprozessrecht der Schweiz 428 ff.

98) Vgl Kuhn, aaO 18 ff, der für die Legitimationswirkung eines auslän-
dischen Erbscheins die Anerkennung voraussetzt, was aber beim
ENZ wegen Art 25 lit b schweizerisches IPRG nicht möglich ist.

99) www.bj.admin.ch/dam/data/bj/wirtschaft/grundbuch/
erbfolgezeugnisse-d.pdf

100) So vor allem Weiss/Bigler, successio 2014, 163 (192 f).
101) Weiss/Bigler, successio 2014, 193.



nisse des Art 25 IPRG gehen Weiss/Bigler aber nicht
ein.

3. Liechtenstein – Deutschland

Da Liechtenstein nur mit der Schweiz und Österreich
Staatsverträge über die Anerkennung und Vollstre-
ckung gerichtlicher Entscheidungen hat, ist eine Aner-
kennung eines in Deutschland ausgestellten ENZ aus-
geschlossen.102) Eine Anerkennung kann daher nur
nach autonomem liechtensteinischem Verfahrensrecht
erfolgen; somit über die Zuständigkeit nach § 54 liech-
tensteinischer JN und der Verlassenschaftsabhandlung
nach liechtensteinischem AußStrG.103)

4. Deutschland – Schweiz

Nach dem deutsch-schweizerischen Abkommen über
die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von
gerichtlichen Entscheidungen und Schiedssprüchen
vom 2. 11. 1929104) sind Entscheidungen der bürgerli-
chen Gerichte über vermögensrechtliche Ansprüche,
die im Prozessverfahren ergangen sind, anzuerkennen.
Voraussetzung ist, dass die Zuständigkeitsvorschriften
gem Art 2 deutsch-schweizerisches Abkommen gege-
ben sind.105)
Da das ENZ nicht in einem „Prozessverfahren“ iSd

Art 1 dieses Abkommens ergangen ist, ist eine Aner-
kennung im Verhältnis Deutschland – Schweiz eines
von einer deutschen Behörde ausgestellten ENZ auf
Basis des Staatsvertrags nicht möglich. Maßgeblich
sind dann wieder Art 96 und Art 31 iVm 25 bis 29
schweizerisches IPRG, sodass sich insb wiederum die
Frage der Rechtskraft/Endgültigkeit eines ENZ stellt
(Art 25 lit b schweizerisches IPRG). Das ist begrifflich
schon nicht der Fall;106) auch der deutsche Erbschein
erwächst nicht in Rechtskraft.107)

VI. Zusammenfassung und Thesen
1. Das ENZ bringt im Rechtsverkehr zwischen EU-
Staaten Erleichterungen mit sich, um eine Erbenstel-
lung im EU-Ausland zu beweisen. Seine Wirkung
sollte in allen EU-Mitgliedstaaten gleichermaßen an-
erkannt werden. Gem Art 69 Abs 5 EuErbVO gilt dies
auch für Registereintragungen.
2. Im Bereich des Registerrechts bleiben – aufgrund

der Bereichsausnahme in der EuErbVO – zahlreiche
nationale Vorbehalte. So können trotz eines (ausländi-
schen) ENZ sowohl österreichisches als auch deut-
sches Grundbuch und auch österreichisches FB und
deutsches Handelsregister weitere Formerfordernisse
verlangen, um eine Registerumschreibung durchzu-
führen.
3. Völlig ungeklärt ist noch die wichtige Praxisfrage,

welche Rechtsbehelfe und Rechtsmittel gegen ein

ENZ ergriffen werden können und welche Auswirkun-
gen ein (streitiger) Zivilprozess auf das ENZ hat. Un-
klar ist auch, nach welchem (Verfahrens-)Recht in Ös-
terreich ein ENZ auszustellen ist und welche Auswir-
kungen ein nachträglich dem ENZ widersprechender
Einantwortungsbeschluss hat.
4. ME gelten die allgemeinen Bestimmungen des

AußStrG – außerhalb des Verlassenschaftsverfahrens
– und „overruled“ ein widersprechender Einantwor-
tungsbeschluss ein allenfalls gegenteiliges ENZ.
5. Das ENZ zeitigt im Verhältnis zu Drittstaaten

keine Wirkung:
a) Im liechtensteinisch-österreichischen Verhältnis

gilt eine Ausnahme der Anerkennung nach dem Staats-
vertrag für Erbschaftssachen. Eine Anerkennung kann
daher nur nach autonomem liechtensteinischem Ver-
fahrensrecht erfolgen.
b) Eine Anerkennung im schweizerisch-österreichi-

schen Verhältnis könnte aufgrund des Staatsvertrags in
Betracht kommen, wenn dem ENZ in Österreich
Rechtskraft zukommt.
c) Eine Anerkennung im deutsch-schweizerischen

Verhältnis ist ausgeschlossen, weil das ENZ nicht
im „Prozessverfahren“ gemäß Staatsvertrag ergangen
ist.
d) Eine Anerkennung nach autonomem schweizeri-

schen IPRG scheidet mangels Endgültigkeit/Rechts-
kraft des ENZ aus. Ein Teil der jüngeren Lehre befür-
wortet aber diese Anerkennung des ENZ nach schwei-
zerischem IPRG und plädiert dafür, dass das ENZ so-
gar taugliche Eintragungsgrundlage für ein Schweizer
Grundbuch sein kann.
e) Eine Anerkennung im deutsch-liechtensteini-

schen Verhältnis kann nur nach autonomem liechten-
steinischem Verfahrensrecht erfolgen.
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102) Vgl auch Wittwer, Liechtenstein und das europäische Zivilprozess-
recht, in Festschrift Delle Karth (2013) 1035 ff.

103) Zur alten Rechtslage nach dem AVAG s ausführlich Frick, Die An-
erkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Zi-
vilsachen im Fürstentum Liechtenstein – unter Berücksichtigung
des schweizerischen, österreichischen und deutschen Rechts
(1992) 315 ff.

104) SR 0.276.191.361.
105) Nach Lehmann, ZEV 2014, 233 f, besteht zwischen Deutschland

und der Schweiz kein bilaterales Abkommen, welches das Erbrecht
erfassen würde; anders freilich (im Ergebnis) die deutsch-österrei-
chische Praxis: s Schilchegger/Brucker, ZErb 2014, 153 ff, zum
deutschen Erbschein.

106) Siehe oben Nachweise Pkt 2.
107) Lediglich gem § 352 FamFG ist denkbar, dass das Nachlassgericht

einen Beschluss erlässt, der die zur Erteilung eines Erbscheins er-
forderlichen Tatsachen feststellt. Dieser Beschluss kann rechtskräf-
tig werden.
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Europa aktuell

Der EuGH bremst den Beitritt der EU zur
Europäischen Menschenrechtskonvention

D ie Bemühungen der EU, der Europäischen Kon-
vention zum Schutz der Menschenrechte und

Grundfreiheiten (EMRK) beizutreten, werden sich
noch etwas verzögern. Der EuGH stellte am 18. 12.
2014 in seinem Gutachten fest, dass der derzeit vorlie-
gende Entwurf einer Übereinkunft über den Beitritt
der EU zur EMRK nicht mit dem Unionsrecht verein-
bar ist.
Bereits 1996 sprach sich der EuGH in einem Gut-

achten zur EMRK gegen einen Beitritt der EU aus,
da es der Union zum damaligen Zeitpunkt, unter ande-
rem mangels Rechtspersönlichkeit, an der entspre-
chenden Rechtsgrundlage fehlte. Seitdem haben das
Europäische Parlament (EP), der Rat der EU und die
Europäische Kommission (EK) im Jahr 2000 die
Charta der Grundrechte der EU (Charta) proklamiert,
der im Vertrag von Lissabon der gleiche rechtliche
Rang zuerkannt wurde wie den Verträgen. Durch
den Vertrag von Lissabon wurde darüber hinaus auch
Art 6 Vertrag über die Europäische Union (EUV) ge-
ändert, welcher nunmehr ausdrücklich den Beitritt der
EU zur EMRK vorsieht.
Dementsprechend beauftragte der Rat im Jahr 2010

die Kommission, mit dem Europarat ein Abkommen
über den Beitritt auszuhandeln. Nachdem EK und Eu-
roparat in Folge eine Einigung über die Entwürfe der
Beitrittsinstrumente erzielen konnten, ersuchte die
Kommission den EuGH im Juli 2013 um ein Gutach-
ten über die Vereinbarkeit des Übereinkunftsentwur-
fes mit dem Unionsrecht.
In seinem Gutachten vom 18. 12. 2014 weist der

EuGH darauf hin, dass das Problem der fehlenden
Rechtsgrundlage für den Beitritt der Union zur
EMRK durch den Vertrag von Lissabon gelöst worden
sei. Der EuGH hebt jedoch hervor, dass es laut Verträ-
gen eine der Bedingungen für den Beitritt der EU zur
EMRK sei, dafür Sorge zu tragen, dass die besonderen
Merkmale der Union und des Unionsrechts erhalten
bleiben und sichergestellt würde, dass der Beitritt der
Union ihre Zuständigkeiten und die Befugnisse ihrer
Organe unberührt ließe.
Der EuGH hält fest, dass der Beitrittsentwurf in ver-

schiedenen Punkten nicht mit Art 6 Abs 2 EUV ver-
einbar sei. Unter anderem bemängelt der EuGH, dass
die EMRK und die Charta der Grundrechte der EU
nicht aufeinander abgestimmt seien. Der Gerichtshof
hebt hervor, dass die EMRK den Vertragsparteien
die Befugnis einräume, höhere als die durch die EMRK
gewährleisteten Schutzstandards für die Grundrechte
vorzusehen. Dies mache eine Abstimmung zwischen

EMRK und Charta unerlässlich. Wenn die durch die
Charta anerkannten Rechte den durch die EMRK ge-
währleisteten Rechten entsprechen würden, müsste
die den Mitgliedstaaten durch die EMRK eingeräumte
Befugnis auf das Nötigste beschränkt werden, was er-
forderlich sei, um eine Beeinträchtigung des in der
Charta vorgesehenen Schutzniveaus sowie des Vor-
rangs, der Einheit und der Wirksamkeit des Unions-
rechts zu verhindern. Der Übereinkunftsentwurf sehe
aber keine Bestimmung vor, die eine solche Abstim-
mung sicherstelle.
Die im Übereinkunftsentwurf gewählte Herange-

hensweise, die darin besteht, die Union einem Staat
gleichzustellen und ihre Rolle in jeder Hinsicht ge-
nauso auszugestalten wie die jeder anderen Vertrags-
partei, verkenne dasWesen der EU. Die EU dürfe sich
anders als jeder Mitgliedstaat nicht komplett der
EMRK und damit der Kontrolle eines unionsexternen
Organs unterwerfen.
Problematisch sieht der EuGH auch die in der

EMRK niedergelegte Verpflichtung, die vorschreibt,
dass die Union und die Mitgliedstaaten nicht nur in ih-
ren Beziehungen zu den Vertragsparteien, die nicht
Mitgliedstaaten der Union seien, sondern auch in ih-
ren gegenseitigen Beziehungen die Beachtung der
Grundrechte durch andere Mitgliedstaaten zu prüfen
habe, obwohl das Unionsrecht die Mitgliedstaaten zu
gegenseitigem Vertrauen verpflichte. Aus der Sicht
des EuGH sei demnach der Beitritt zur EMRK geeig-
net, das Gleichgewicht der EU sowie die Autonomie
des Unionsrechts zu beeinträchtigen. Die geplante
Übereinkunft enthalte jedoch keine Vorkehrungen,
um eine solche Entwicklung zu verhindern.
Darüber hinaus vertritt der EuGH in seinem Gut-

achten die Ansicht, dass die Möglichkeit der Mitglied-
staaten, den Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) umGutachten über die Auslegung der
EMRK zu ersuchen, die Wirksamkeit und Autonomie
des Vorabentscheidungsverfahrens beeinträchtigen
könnte und dadurch den EuGH in seinen Rechten be-
schränken würde.
Zudem stellt der EuGH fest, dass sich die Mitglied-

staaten gem Art 344 AEUV verpflichten, Streitigkei-
ten über die Auslegung oder die Anwendung der Ver-
träge nicht anders als in den Verträgen vorgesehen zu
regeln. Somit habe der EuGH die ausschließliche Zu-
ständigkeit über das Unionsrecht. Der Übereinkunfts-
entwurf räume jedoch den Mitgliedstaaten und der
Union die Möglichkeit ein, den EGMRmit einer Ver-
letzung der EMRK durch einen anderen Mitgliedstaat
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oder durch die EU selbst im Zusammenhang mit
Unionsrecht zu befassen. Unter Berücksichtigung der
ausschließlichen Kompetenz müssten jedoch aus Sicht
des EuGH Rechtsstreitigkeiten, welche das Unions-
recht betreffen, ausdrücklich ausgeschlossen werden.
Zusätzlich stößt sich der EuGH daran, dass dem

EGMR die gerichtliche Kontrolle im Bereich der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU
(GASP) zukommen solle, welche dem EuGH jedoch
bei bestimmten Handlungen im Rahmen der GASP
entzogen sei. Dies liefe laut Gerichtshof darauf hinaus,
dass die gerichtliche Kontrolle in diesem Bereich aus-
schließlich einem unionsexternen Organ überlassen
würde, was wiederum gegen die besonderenMerkmale
des Unionsrechts verstoßen würde.

In Anbetracht dieser identifizierten Probleme
kommt der EuGH zum Ergebnis, dass der derzeitige
Entwurf der Übereinkunft über den Beitritt der EU
zur EMRK nicht mit den Bestimmungen des Unions-
rechts vereinbar ist. Demnach kann das geplante Bei-
trittsabkommen nur in Kraft treten, wenn der Entwurf
dem Gutachten des EuGH entsprechend angepasst
wird oder die Verträge entsprechend geändert werden.
Eine Änderung der Verträge erscheint jedoch als nicht
sehr wahrscheinlich und es liegt demnach bei der Eu-
ropäischen Kommission, das Beitrittsabkommen mit
dem Europarat nachzuverhandeln.

Mag. Stefanie Mühl,
ÖRAK Büro Brüssel
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Aus- und Fortbildung

Anwaltsakademie
Terminübersicht Februar 2015 bis April 2015

Februar 2015

6. und 7. 2. GRAZ
Special
„Die 12 Geschworenen“ – Strafrecht II
Seminarnummer: 20150206/5

6. und 7. 2. INNSBRUCK
Basic
Wohnungseigentumsrecht
Seminarnummer: 20150206/6

6. und 7. 2. LINZ
Basic
Verkehrsunfall
Seminarnummer: 20150206/3

10. und 17. 2. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
2. Unternehmenssteuerrecht
Seminarnummer: 20150210/8

11. 2. WIEN
Update
Professionelle Schriftsätze an den Verfassungsge-
richtshof
Seminarnummer: 20150211/8

13. und 14. 2. WIEN
Basic
Strafverfahren I
Seminarnummer: 20150213/8

19. bis 21. 2. WIEN
Key qualifications
Verhandeln bei Gericht für Rechtsanwaltsanwärter
– alles, was Sie noch können sollten!
Seminarnummer: 20150219/8

20. und 21. 2. INNSBRUCK
Special
VwG-Beschwerden, VwGH-Revision und VfGH-
Beschwerden
Seminarnummer: 20150220/6

20. und 21. 2. WIEN
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20150220/8

20. und 27. 2. WIEN
Special
Insolvenzrecht
Seminarnummer: 20150220A/8

23. 2. WIEN
Privatissimum
Mietrechtsgesetz – Das Ende des Mietverhältnisses:
Befristung – Kündigung – Räumung
Seminarnummer: 20150223/8

26. und 27. 2. WIEN
Special
Intellectual Property
Seminarnummer: 20150226/8

27. 2. WIEN
Special
Anglo-amerikanisches Zivil- und Wirtschaftsrecht
(Schwerpunkt Vertragsrecht)
Seminarnummer: 20150227/8

27. und 28. 2. SALZBURG
Update
Rechtsentwicklung im Abgabenrecht/Rechtsände-
rungen
Seminarnummer: 20150227/4

März 2015

3. 3. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
3. Internationales Steuerrecht
Seminarnummer: 20150303/8

6. und 7. 3. GRAZ
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20150306/5

6. und 7. 3. WIEN
Special
Versicherungsvertragsrecht
Seminarnummer: 20150306/8

6. und 7. 3. WIEN
Special
Der Anwalt als Vertragsverfasser am Beispiel des
Liegenschaftsvertrages (für Einsteiger)
Seminarnummer: 20150306A/8

6. und 7. 3. WIEN
Basic
Strafprozess interaktiv
Seminarnummer: 20150306B/8
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6. und 7. 3. WIEN
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Mediation und Kommunikation
Seminarnummer: 20150306C/8

10. 3. GRAZ
Privatissimum
Praxistipps für Rechtsmittel in Strafsachen:
Der Einstieg in die Nichtigkeitsbeschwerde
Seminarnummer: 20150310/5

11. 3. WIEN
Privatissimum
Rechtsschutz im Ermittlungsverfahren – Möglich-
keiten und Praxistipps
Seminarnummer: 20150311/8

12. und 13. 3. WIEN
Special
Einführung in das Umgründungsrecht
Seminarnummer: 20150312A/8

12. bis 14. 3. WIEN
Basic
Europäisches Wirtschaftsrecht
Seminarnummer: 20150312/8

13. 3. WIEN
Update
Zivilprozess (mit Lugano-Abkommen/Brüssel-Ver-
ordnungen), Exekution und Insolvenz
Seminarnummer: 20150313/8

13. und 14. 3. INNSBRUCK
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20150313/6

18. 3. WIEN
Update
Rechtsentwicklung imRecht derKapitalgesellschaften
Seminarnummer: 20150318/8

19. bis 21. 3. WIEN
Extra
Litigation
Seminarnummer: 20150319/8

20. und 21. 3. ATTERSEE
Basic
Zivilverfahren I
Seminarnummer: 20150320/3

20. und 21. 3. INNSBRUCK
Basic
Ausgewählte Themen aus dem Arbeitsrecht
Seminarnummer: 20150320/6

20. und 21. 3. WIEN
Special
Kapitalmarktrecht
Seminarnummer: 20150320/8

24. 3. WIEN
Privatissimum
Anlegerrecht
Seminarnummer: 20150324/8

27. und 28. 3. WIEN
Key qualifications
Plädoyer: Rhetorik und Körpersprache I
Seminarnummer: 20150327/8

27. und 28. 3. BREGENZ
Special
Steuern und Abgaben – „must knows“
Seminarnummer: 20150327/7

27. und 28. 3. WIEN
Special
Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtliches
Verfahren Teil III: Die Verfahren vor den Verwal-
tungsgerichten (LVwG, BVwG, BFG, VwGH,
VfGH)
Seminarnummer: 20150327A/8

April 2015

9. bis 11. 4. IGLS
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20150409/6

10. und 11. 4. ATTERSEE
Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminarnummer: 20150410/3

10. und 11. 4. GRAZ
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20150410/5

10. und 11. 4. WIEN
Special
Bauvertrag und Bauverfahren
Seminarnummer: 20150410/8

10. und 11. 4. WIEN
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Vom Konflikt zum Konsens
Seminarnummer: 20150410A/8

14. 4. GRAZ
Update
Update Leistungsstörungen
Seminarnummer: 20150414/5
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14. und 21. 4. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht: 4. Umsatzsteuer
Seminarnummer: 20150414/8

16. und 17. 4. WIEN
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminarnummer: 20150416/8

17. 4. DORNBIRN
Update
ImmoSteuer, Grunderwerbsteuer und Gerichtsge-
bühren – Gesetzliche Neuerungen und neue Richt-
linien der Finanzverwaltung
Seminarnummer: 20150417/7

17. und 18. 4. WIEN
Special
Arbeitsrecht
Seminarnummer: 20150417/8

20. 4. WIEN
Update
Das Verfahren vor den neuen Verwaltungsgerichten
– erste Erfahrungen
Seminarnummer: 20150420/8

24. und 25. 4. LINZ
Update
Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht
Seminarnummer: 20150424/3

24. und 25. 4. GRAZ
Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminarnummer: 20150424/5

24. und 25. 4. WIEN
Basic
Standesrecht
Seminarnummer: 20150424/8

Gesellschaftsrecht I

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar ist als Basisseminar für Anwälte und
Rechtsanwaltsanwärter konzipiert, die einen Über-
blick über das aktuelle Gesellschaftsrecht suchen. Im
Seminar werden auch die jüngsten gesetzgeberischen
Änderungen (zB die Gründungsprivilegierung bei
der GmbH mit E 10.000,– Stammkapital durch das
AbgÄG 2014) behandelt.
In drei Halbtagen wird ein praxisnaher Gesamtüber-
blick über das österreichische Gesellschaftsrecht unter
Einschluss des GesbR (die im Herbst 2014 grundle-
gend reformiert wurde) von den Personengesellschaf-
ten (OG, KG) und der stillen Gesellschaft über die
GmbH bis zur AG geboten.
Das Seminar bietet eine Zusammenstellung des aktuel-
len Normenbestandes, Hinweise auf die wichtigsten
Entscheidungen der letzten Jahre und weiterführende
Literaturangaben.
Es ist ein wichtiges Seminar für alle, die ihren Tätig-
keitsbereich als Anwälte nicht speziell auf das Gesell-

schaftsrecht fokussieren, aber ein solides Fundament
in diesem Fachbereich auf aktueller Gesetzesgrundlage
benötigen; für die Teilnehmer besteht jederzeit die
Möglichkeit, den Referenten zu unterbrechen und
fachbezogene Fragen zu stellen.
Dieses Seminar wird gesponsert von der Steier-
märkischen Sparkasse.
Planung: Univ.-Prof. Dr. Gunter Nitsche, Universität
Graz, Institut für Österreichisches und Internationales
Unternehmens- und Wirtschaftsrecht
Referenten: Univ.-Prof. Dr. Gunter Nitsche, Universi-
tät Graz, Institut für Österreichisches und Internatio-
nales Unternehmens- und Wirtschaftsrecht
StB Mag. Peter Stanzenberger, Steuerberater, Prokurist
der BDO Graz GmbH Wirtschaftsprüfungs- und
Steuerberatungsgesellschaft und Vortragender an der
Universität in Graz
Termin: Freitag, 6. 3. 2015 und Samstag, 7. 3. 2015 =
3 Halbtage
Veranstaltungsort: Graz, Steiermärkische Sparkasse
Seminarnummer: 20150306/5
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Praxistipps für Rechtsmittel in Strafsachen:
Der Einstieg in die Nichtigkeitsbeschwerde
Privatissimum
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel des Seminars ist die Schärfung des Blicks von
Praktikern für die Verschiedenheit der einzelnen
Rechtsmittel im Strafverfahren, insbesondere unter
dem Aspekt des unterschiedlichen Formzwangs bei
Nichtigkeitsbeschwerde und Berufung.
Besonderes Gewicht wird auf die Anfechtungskatego-
rien der einzelnen Nichtigkeitsgründe gelegt werden.
Zudemwerden die nachNichtigkeitsgründen orientier-
ten Anfechtungskriterien der Grundrechtsbeschwerde
dargelegt.

Planung: Dr. Martin Piaty, RA in Graz
Referenten: Dr. Peter Bartl, RA in Graz
Sen.-Präs. Dr.Hans Valentin Schroll,Richter des OGH,
Hon.-Prof. an derUniversitätWien – Institut für Straf-
recht und Kriminologie
Sen.-Präs. Dr. Christoph Sutter, Richter des OLGGraz
Termin: Dienstag, 10. 3. 2015 = 2 Halbtage
Veranstaltungsort: Graz, HOTEL WIESLER
Seminarnummer: 20150310/5

Zivilprozess (mit Lugano-Abkommen/Brüssel-Verordnungen),
Exekution und Insolvenz
Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Unser Seminar bringt Ihnen umfassende, kompakte
und kompetente Informationen über
– Rechtsprechung und
– Rechtsentwicklung
im Zivilprozessrecht, Exekutionsrecht und Insolvenz-
recht. Der Schwerpunkt liegt auf den Entwicklungen
im letzten Jahr vor dem Seminar.
Im Mittelpunkt stehen die aktuelle Rechtsprechung
und aktuelle Rechtsänderungen.
Schwerpunkte:
– Judikaturbasierter und kommentierter Gesamtüber-
blick über den Zivilprozess und das Exekutionsverfahren
– Judikaturorientierte Information über Hauptfragen
des neuen Insolvenzrechts mit besonderer Berücksich-
tigung der Gläubiger-Perspektive, der Sanierung und
des Anfechtungsrechts
– Exekutionsordnungs-Novelle 2014
–Gesetzes- und Verordnungsbeschwerde anlässlich ei-
nes Rechtsmittels
–Änderungen desGerichtsorganisationsrechts (Auflas-
sung einiger Bezirksgerichte, Änderungen von Wert-
grenzen)

–Überblick über praxisrelevanteEntwicklungen imEU-
Zivilverfahrensrecht (EuGVVO neu, ErbrechtsVO, . . .)
– Weitere Änderungen des Zivilverfahrensrechts, so-
weit eine Beschlussfassung im Parlament bereits er-
folgt ist oder mit Sicherheit zu erwarten sein wird – zi-
vilprozessual wichtige Erkenntnisse des Verfassungs-
gerichtshofs
Dieses Seminar unterstützt alle Kolleginnen und
Kollegen, die trotz unerlässlicher Spezialisierung
als Allrounder durch übergreifende Information
auf dem Laufenden bleiben wollen und müssen.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die
Teilnehmerzahl auf 80 Personen beschränkt ist.
Planung: ao. Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in
Wien
Referent: O. Univ.-Prof. em. Dr.Wolfgang Jelinek, Be-
rater und Autor in den Rechtsgebieten österreichisches
und internationales Zivilverfahrensrecht, Exekutions-
recht und Insolvenzrecht, Liegenschafts- und Kreditsi-
cherungsrecht, Schiedsgerichtsbarkeit
Termin: Freitag, 13. 3. 2015 = 2 Halbtage
Veranstaltungsort: Wien, MODUL
Seminarnummer: 20150313/8

Zivilverfahren I
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar vermittelt insbesondere dem (Neu-)
Einsteiger praxisorientiertes Know-how zum Zivilver-
fahren I. Instanz.

Beispiele insbesondere zu den Themen Zuständig-
keit, Beweismittel und Prozesskosten ermöglichen
die Transparenz des Erkenntnisverfahrens. Dargestellt
und diskutiert werden die Vorgänge von der Erstinfor-
mation des Klienten über Erstellung der Klage und
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Klagebeantwortung bis zum Urteil. Die Teilnehmer
erhalten ein praxisbezogenes Fundament für den Ab-
lauf des Gerichtsprozesses I. Instanz.
Planung: Dr. Andreas Schweizer, Richter des LG Salz-
burg
Referenten: Dr. Iris Harrer-Hörzinger, RA in Salzburg
Mag. Bettina Knötzl, RA in Wien

Dr. Andreas Schweizer, Richter des LG Salzburg
Termin: Freitag, 20. 3. 2015 und Samstag, 21. 3. 2015
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Attersee, HOTEL SEEGAST-
HOF OBERNDORFER
Seminarnummer: 20150320/3

Ausgewählte Themen aus dem Arbeitsrecht

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Es werden arbeitsrechtliche Basics aus der Praxis für
die Praxis vermittelt:
Abgrenzung, Abschluss und Befristung von Dienstver-
trägen, Betriebsübergang, Ende von Dienstverhältnis-
sen, Verzicht, Vergleich, Verfall, Verjährung, arbeits-
rechtliche Klauseln, Urlaub, Dienstnehmerhaftpflicht,
Dienstzeugnis und Konkurs samt Insolvenzentgeltsi-
cherung.

Planung: Dr. Stephan Rainer, RA in Innsbruck
Referenten: Dr. Stephan Rainer, RA in Innsbruck
Dr. Peter Wallnöfer, LL. M., RA in Innsbruck
Termin: Freitag, 20. 3. 2015 und Samstag, 21. 3. 2015
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Innsbruck, Villa Blanka
Seminarnummer: 20150320/6

Anlegerrecht

Privatissimum
Warum Sie teilnehmen sollten:
Im Rahmen dieses Seminares wird auf Besonderheiten
der Anlegerprozesse für Rechtsanwälte, mögliche An-
spruchsgegner und Anspruchsvoraussetzungen (samt
aktueller Fälle), formelle „Fallen“ und Verjährungs-
probleme sowie die Problematik Anlegerrecht und
Rechtsschutzversicherung eingegangen.
AMIS, Meinl, Immofinanz, Madoff, Schiffsfonds und
zuletzt A-Tec und Alpine, die Anlegerskandale reißen
nicht ab. Alleine am Handelsgericht Wien und am Be-
zirksgericht für Handelssachen Wien sind rund 9.000
Verfahren in Anlegerangelegenheiten anhängig, auch
an anderen Gerichten häufen sie sich. Was ist das Be-
sondere bei Anlegerverfahren? Was ist für Rechtsan-

wälte zu beachten? Welche aktuellen Entscheidungen
gibt es?
Das Seminar ist vor allem für jene gedacht, die Anle-
ger, die Geld verloren haben, gegen Banken, Berater,
Emittenten, deren Vorstände und Aufsichtsräte sowie
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vertreten möchten.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die
Teilnehmerzahl auf 40 Personen beschränkt ist.
Planung: ao. Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in
Wien
Referenten: Mag. Michael Poduschka, RA in Linz
Univ.-Prof. Mag. Dr. Andreas Riedler, Johannes Kepler
Universität Linz – Institut für Zivilrecht
Termin: Dienstag, 24. 3. 2015 = 1 Halbtag
Veranstaltungsort: Wien, HOTEL DE FRANCE
Seminarnummer: 20150324/8

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle
Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unterwww.awak.atGelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!



Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Am 27. 11. 2014 fand die ordentliche Generalver-
sammlung der „AVM, Anwaltliche Vereinigung für
Mediation und kooperatives Verhandeln“ statt.
Die langjährige und geschätzte Präsidentin der

AVM, Frau RA Dr. Ingrid Auer, berichtete über die in-
tensive Tätigkeit der AVM der letzten drei Jahre, die
zwar imWesentlichen vom Schwerpunkt des Collabo-
rative Law (CL) getragen waren, in denen aber auch
das Mediationsthema nicht vernachlässigt wurde.
Die AVM veranstaltete zahlreiche Fortbildungsse-

minare im Bereich derMediation, organisierte Vernet-
zungstreffen und pflegte nationale und internationale
Kontakte in der Mediations- und CL-Szene. Beson-
ders zu erwähnen ist der von der AVM veranstaltete
und österreichweit erste CL-Lehrgang, der im No-
vember 2014 angelaufen ist und die Zahl der CL-An-
wälte in Österreich wachsen lässt. Es mögen noch viele
dieser – den internationalen Standards entsprechenden
– Lehrgänge und Fortbildungen der AVM folgen und
zahlreiche Kolleginnen und Kollegen diese Methoden
als Zusatzkompetenz der Streitbeilegung pflegen.
Aufgrund des Endes der Funktionsperiode des „al-

ten“ AVM-Vorstandes und der Rechnungsprüfer fan-
den anlässlich der Generalversammlung auch Neu-
wahlen statt. Frau RA Dr. Ingrid Auer, seit der Grün-
dung in der AVM engagiert, die meisten Jahre im Vor-
stand aktiv und seit neun Jahren deren Präsidentin, hat
sich entschlossen, sich aus dieser Funktion zurückzu-
ziehen. Dies nicht nur, um sich anderen Aufgaben wid-
men zu können, sondern insbesondere, um der AVM
Raum für neue Ideen und Entwicklungen zu geben.
Zugleich beendeten auch die anderen Vorstandsmit-
glieder ihre Tätigkeit in der AVM, insbesondere die

engagierte Generalsekretärin der letzten drei Jahre,
Frau RA Mag. Anna-Maria Freiberger.
Der neue Vorstand wurde in der Generalversamm-

lung einstimmig gewählt und setzt sich nun wie folgt
zusammen:

Präsidentin: RA Dr. Karin Gmeiner
Vizepräsident: RA Mag. Georg Brandstetter
Generalsekretärin: RA Dr. Eva Wexberg
Kassier: RA Dr. Hartmut Schmidtmayr
Schriftführerin: RA Dr. Barbara-Cecil Prasthofer-

Wagner
Zu Rechnungsprüfern wurden einstimmig RA

Dr. Stefan Messner und RA Dr. Manfred Dimmy ge-
wählt.
Der neue Vorstand bedankt sich für das große Enga-

gement und die erfolgreiche Tätigkeit der früheren
Vorstandsmitglieder und hofft, die AVM ebenso er-
folgreich fortsetzen zu können. Die Freude über die
neuen Aufgaben und Herausforderungen im Rahmen
der AVM wird von allen getragen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Vorstand der

AVM ist offen und bereit für alle Anregungen, Ideen
und Fragen aus der Kollegenschaft und hofft auf ein
weiteres Wachsen des Interesses an den außergericht-
lichen Methoden der Konfliktlösung als Ergänzung
und Zusatzkompetenz zur klassischen anwaltlichen
Vertretung.

Dr. Karin Gmeiner, Präsidentin
Dr. Eva Wexberg, Generalsekretärin

AVM, Anwaltliche Vereinigung für Mediation und
kooperatives Verhandeln,

1010 Wien, Wollzeile 1–3
E-Mail: office@avm-mediation.at
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Attraktive Unternehmen sind familienfreundliche Unternehmen!
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist ein Schlüsselthema für attraktive Arbeitgeber und solche, 
die es werden wollen. Demografi sche Veränderungen, komplexe rechtliche Rahmenbedingungen, 
aber auch eine neue Werthaltung der Generationen „Y“ und „Z“ erfordern eine Beschäftigung mit der 
Work-Life-Balance. Was bedeutet es, ein familienfreundliches Unternehmen zu sein? Wo anfangen? 
Wie umsetzen?

Peter Rieder, Anna Mertinz und Elisabeth Wenzl schildern in ihrem Buch, welche Möglichkeiten und 
Handlungsfelder es gibt, um ein Unternehmen familienfreundlich zu gestalten. Neben Beschreibun-
gen und Best Practices fi nden Sie auch rechtliche Tipps und Muster für eine gelungene Umsetzung. 
Coach für zahlreiche internationale Unternehmen.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
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Dieser Taschenkommentar bietet eine aktuelle (inkl AbgÄG 2014), umfassende und praxisorientierte 

Darstellung des Organisationsrechts des Bundesfi nanzgerichts, das mit 1. 1. 2014 seine Arbeit 

aufgenommen hat, und umfasst:

• europa-, unions- und verfassungsrechtliche Grundlagen

• den aktuellen Gesetzestext des BFGG

•  die Entwicklung vom Ministerialentwurf über die Regierungsvorlage bis zum Gesetz einschließlich der 

Gesetzesmaterialien

•  eine detaillierte Kommentierung jedes Paragrafen samt zahlreicher weiterführender Judikatur- und 
Literaturverweise

•  Geschäftsordnung, Kanzleiordnung, Präsidialverfügungen sowie umfangreiche Auszüge aus der Ge-

schäftsverteilung des BFG

• Rechtsvergleiche zum Bundesverwaltungsgericht

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Seminar für Bankrecht 2015
D as Institut für Bankrecht an der Johannes Kepler

Universität Linz veranstaltet im Sommersemester
2015 wieder ein Seminar für Bankrecht.
Programm:
24. 3. 2015: Dr. Martina Eliskases: „Rechtsprobleme

der Geschäftsunfähigkeit bei altersbedingten Krank-
heitsbildern“
OA Dr. med. univ. Walter Struhal: „Demenzhin-

weise bei älteren Bankkunden im Geschäftskontakt“
5. 5. 2015: MMMag. Dr. Stephan Klinger: „MiFID II

– Zukunft oder Ende der Anlageberatung“
Die Seminarveranstaltungen finden jeweils um

17.00 Uhr in der Wirtschaftskammer OÖ, Hessen-
platz 3, 4020 Linz statt (Änderungen vorbehalten).
Seminarbeitrag (für die gesamte Veranstaltungs-

reihe): insgesamtE 2.760,– für beliebig viele Mitarbei-

ter/innen eines Bankinstituts;E 264,– für Einzelperso-
nen (ermäßigt E 132,–). Für Justiz- und Universitäts-
angehörige sowie für Studierende ist die Teilnahme
kostenlos.
Das Seminar wird von der Rechtsanwaltskammer

OÖ als Ausbildungsveranstaltung für Rechtsanwalts-
anwärter/innen anerkannt.
Anmeldungen werden bis 17. 3. 2015 erbeten an

Frau Maria Hochstöger, Institut für Bankrecht, Jo-
hannes Kepler Universität Linz, 4040 Linz-Auhof;
E-Mail: bankrecht@jku.at oder unter
www.bankrechtsinstitut.at/anmeldung.php
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte unserer

Homepage www.bankrechtsinstitut.at

Menschenrechte als Fundament aller Rechtsmaterien

D ie mexikanische Anwaltsvereinigung bewältigte
bei ihrer Jahrestagung ein Mammutprogramm

auf höchstem Niveau.
14 Arbeitsgruppen und knapp 300 Referate, dazu

Vorträge und Podiumsdiskussion im Plenum ver-
dichtet auf zwei Tage – das sind die Dimensionen
des nationalen Anwaltskongresses, den die Barra
Mexicana, eine der traditionsreichsten mexikanischen
Anwaltsvereinigungen, gemeinsam mit dem nationa-
len Obersten Gerichtshof in Puebla, der Hauptstadt
des gleichnamigen Bundesstaates, im November ver-
anstaltete.
Eine Verfassungsänderung im Jahr 2011 hatte die

Berücksichtigung der Menschenrechte als grundlegen-
des Prinzip in allen Rechtsmaterien festgeschrieben,
damit stand die Praxis – Anwälte ebenso wie Richter
– vor der gewaltigen Herausforderung, zur bestehen-
den Judikatur, Lehre und Gesetzgebung nunmehr die
Beachtlichkeit von menschenrechtsrelevanten Bestim-

mungen zu integrieren. Dabei sind, so diese Verfas-
sungsbestimmung, nicht nur die nationalen mexikani-
schen Regelungen und Entscheidungen zu berücksich-
tigen, sondern auch darüber hinaus relevante inter-
und supranationale Grundlagen.
Der Bogen der Erörterungen, die sich auf sehr ho-

hem fachlichem Niveau hielten, war dabei von den –

näherliegenden – Auswirkungen menschenrechtlicher
Bestimmungen in den Materien des Straf-, Verfas-
sungs- oder Arbeitsrechtes beginnend über Verwal-
tungs-, Zivil- und Handelsrecht bis hin zu Fragen
des Umwelt-, Steuer- oder Urheberrechts gespannt.
In einem Beitrag meinerseits habe ich die in Mexiko

aktuell beschlossene Gesetzesänderung aufgegriffen,
die nunmehr eine verpflichtende Organisation der
Freien Berufe, so natürlich auch der Rechtsanwälte,
vorsieht und die vor allem die Regelung der Berufszu-
lassung und der Disziplinaraufsicht den bestehenden
Strukturen überträgt. Diese gesetzliche Bestimmung
stelle, wie ich betonte, eine wesentliche Stärkung der
Position des Rechtsanwaltes dar, durch die gerade
seine Rolle in der Verteidigung der Menschenrechte
in allen Rechtsbereichen deutlich ausgebaut wird. In
der Diskussion wurde dabei mit Interesse die österrei-
chische Erfahrung mit dem bestehenden System der
Selbstverwaltung erörtert. Die Barra Mexicana ist auch
deshalb an einer Vertiefung der Zusammenarbeit mit
der österreichischen Anwaltschaft sehr interessiert,
wie deren Präsident, Ricardo Rios Ferrer, betonte.

Christian J. Winder
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Beseitigung der Diskriminierung bei Erbschafts-
und Schenkungssteuer für Nichtsteuerresidenten
(EuGH 3. 9. 2014, C-127/12, Kommission/Spanien)

D en österreichischen Staatsbürgern eröffnet
sich die Möglichkeit, bei der spanischen Fi-

nanzverwaltung dieRückerstattung derErbschafts-
und Schenkungssteuer zu beantragen.
Die Zuständigkeit für die Erbschafts- und Schen-

kungssteuerwurde in Spanien auf die verschiedenen au-
tonomen Regionen übertragen, was bei der Besteue-
rung zu großen Unterschieden zwischen den verschie-
denen autonomenRegionen führt.Der sog „ConsejoGe-
neral de Economistas“ hat in diesem Zusammenhang das
Beispiel eines 30 Jahre alten Andalusiers genannt, der
eine Erbschaft im Wert von E 800.000,– aus dem
Nachlass seinesVaters erhaltenhat.E 200.000,– entfal-
len dabei auf denWert desWohnhauses des Verstorbe-
nen, so dass der Erbe E 164.049,– Erbschaftssteuer
hätte zahlen müssen. Hätte es sich bei dem Erben um
einenGalicier gehandelt, so hätte dieser nur ein Drittel

zahlenmüssen, nämlichE 55.180,–, und inMadrid läge
der Erbschaftssteuerbetrag bei nur E 1.586,–.
Für Nichtsteuerresidenten wurde die Zuständigkeit

bei der Erbschaftssteuer nicht auf die autonomen Re-
gionen abgetreten, sondern sie wird von der sog „Ofi-
cina Nacional de Gestión Tributaria“ in Madrid erhoben
und unterliegt der staatlichen Gesetzgebung. Das hat
zu einer deutlichen Diskriminierung der Nichtresi-
denten geführt. Der Unterschied zB auf den Balearen
war sehr groß, denn während von einem Steuerresi-
denten nur eine Steuer in Höhe von 1% der Bemes-
sungsgrundlage abverlangt wurde, konnte dieser
Steuersatz bei einem Nichtsteuerresidenten bis auf
34% der Bemessungsgrundlage ansteigen. Die staatli-
che Gesetzgebung sieht ein progressives Ansteigen
des Steuersatzes in Abhängigkeit von dem zu ver-
steuernden Betrag gemäß folgender Tabelle vor:

Steuerpflichtiger Er-
werb bis zu Euro

Grundbetrag der
Steuer in Euro

Restbetrag bis zu Euro Steuersatz in %

0 0 7.993,46 7,65

7.993,46 611,50 7.987,45 8,50

15.980,91 1.290,43 7.987,45 9,35

23.968,36 2.037,26 7.987,45 10,20

31.955,81 2.851,98 7.987,45 11,05

39.943,26 3.734,59 7.987,46 11,90

47.930,72 4.685,10 7.987,45 12,75

55.918,17 5.703,50 7.987,45 13,60

63.905,62 6.789,79 7.987,45 14,45

71.893,07 7.943,98 7.987,45 15,30

79.880,52 9.166,06 39.877,15 16,15

119.757,67 15.606,22 39.877,16 18,70

159.634,83 23.063,25 79.754,30 21,25

239.389,13 40.011,04 159.388,41 25,50

398.777,54 80.655,08 398.767,54 29,75

797.555,08 199.291,40 usw 34,00



Wie schon vor einigen Jahren, als die Diskriminierung
von Nichtsteuerresidenten bei der Erhebung der Ver-
mögensgewinnsteuer beim Immobilienverkauf von der
Europäischen Gemeinschaft beseitigt wurde, erging
am vergangenen 3. 9. 2014 das lang erwartete Urteil
des EuGH (C-127/12) zur Beseitigung der Diskrimi-
nierung bei der Erhebung der Erbschafts- und Schen-
kungssteuer bei Nichtsteuerresidenten in Spanien.
Dieses Urteil stellt eine Ungleichbehandlung der
Nichtresidenten bei der Entrichtung der Erbschafts-
steuer zu den Residenten fest, da, sollte es sich bei
dem Erblasser und dem Erben um einen Steuerresi-
denten handeln, die autonomen Gesetze angewandt
werden. So beträgt bei Residenten der Erbschaftssteu-
ersatz auf den Balearen nur 1%.
In ihrer Klage beantragte die EU-Kommission beim

EuGH festzustellen, dass das Königreich Spanien da-
durch seine Verpflichtungen nach Art 21 und 63 des
AEU-Vertrages und nach Art 28 und 40 des Abkom-
mens über den europäischen Wirtschaftsraum v
2. 5. 1992 (ABl L 1994/1, 3 nachfolgend „EWR-Ab-
kommen“) verletzt hat, indem es in der steuerrechtli-
chen Behandlung von Schenkungen und Erbschaften
Unterschiede eingeführt hat zwischen in Spanien an-
sässigen und gebietsfremden Rechtsnachfolgern und
Beschenkten, zwischen in Spanien ansässigen und ge-
bietsfremden Erblassern sowie zwischen Schenkungen
und ähnlichen Verfügungen über in Spanien und au-
ßerhalb Spaniens belegenes unbewegliches Vermögen.
In dem Urteil heißt es: „Es wird festgestellt, dass das

Königreich Spanien dadurch seine Verpflichtungen
nachArtikel 63 des AEU-Vertrages und nachArtikel 40
des Abkommens über den europäischen Wirtschafts-
raum vom 2. Mai 1992 verletzt hat, indem es in der
steuerrechtlichen Behandlung von Schenkungen und
Erbschaften Unterschiede eingeführt hat zwischen in
Spanien ansässigen und gebietsfremden Rechtsnachfol-
gern und Beschenkten, zwischen in Spanien ansässigen
und gebietsfremden Erblassern sowie zwischen Schen-
kungen und ähnlichen Verfügungen über in Spanien
und außerhalb belegenes unbewegliches Vermögen.“
Mit dem Urteil kommt ein 2007 eingeleitetes Ver-

fahren zum Abschluss und es bestätigt die Verletzung
des europäischen Rechts. Das Gericht ist der Auffas-
sung, dass die Regeln über gesetzgebende Kompetenz
der autonomen Gesetzgebung den Grundsatz des
freien Kapitalverkehrs verletzen, da sie EU-Bürger
von ihrer Anwendung ausschließen und bedeutende
Unterschiede bei der steuerrechtlichen Behandlung
der Steuerpflichtigen festlegen, in Abhängigkeit da-
von, ob sie in Spanien ansässig sind oder nicht.
Das Urteil verpflichtet Spanien, die Steuergesetze in

der Weise zu ändern, dass die nicht in Spanien ansässi-
gen Bürger die Freibeträge der autonomen Gemein-
schaften ebenfalls in Anspruch nehmen können. ImNo-
vember wurde vom Senat ein Abänderungsantrag ge-

stellt, um dem Urteil des EuGH über Erbschafts- und
Schenkungssteuer Genüge zu tun, das feststellte, dass
die Steuer europarechtswidrig ist, weil Nichtsteuerre-
sidente gezwungen werden, mehr zu zahlen als Steuer-
residente, welche die von den autonomenGemeinschaf-
ten gewährten Freibeträge genießen. Mit der Änderung
des Senats bekommen Gebietsfremde ebenfalls Zugriff
zu den in der entsprechenden Region gültigen Freibe-
trägen, so dass das Urteil des EuGH erfüllt wird.
Diese Gesetzesänderung ist noch nicht in Kraft ge-

treten und es ist die Veröffentlichung der neuen Be-
stimmung im Amtsblatt abzuwarten.
Wir erachten jedoch die Anwendung des neuen Ur-

teils und dieBeantragung derRückforderungdesÜber-
schusses, der von den Nichtsteuerresidenten in den
letzten Jahren gezahlt wurde, schon jetzt für möglich.
Jene österreichischen Staatsbürger, die nicht in Spa-

nien ansässig sind und in den letzten Jahren eine Erb-
schaft angenommen haben, können also die Rücker-
stattung beantragen, sofern die Frist zur Einreichung
dieses Antrags noch nicht abgelaufen ist. Die allge-
meine Frist zur Rückforderung von unrechtmäßig ent-
richteten Steuern beträgt vier Jahre, wobei nach Auf-
fassung des Verfassers die Frist mit der Abgabe der
Erbschaftssteuererklärung und nicht mit dem Erbfall
(Todestag) zu laufen beginnt, sofern die Erbschafts-
steuer in der gesetzlich vorgesehenen Frist von sechs
Monaten – bei einem gestellten Verlängerungsantrag
innerhalb einer Frist von zwölf Monaten – gerechnet
ab dem Todestag des Erblassers abgegeben wurde.
Auch wenn für diese Fälle noch kein spezielles Ver-

fahren ausgearbeitet worden ist, so regeln die Steuer-
gesetze ein Standardverfahren für die Rückerstattung
von zu Unrecht geleisteten Steuerzahlungen.
Außerdem ist es wahrscheinlich, dass die spanischen

Finanzbehörden ab Januar 2015 den Nichtsteuerresi-
denten ein Formular zur Verfügung stellen werden,
damit sie die zu viel gezahlten Steuerbeträge zurück-
fordern können und der Rückerstattungsvorgang so-
mit vereinfacht wird.
In den Fällen, in denen der Anspruch auf Rücker-

stattung verjährt ist, besteht die Möglichkeit, binnen
eines Jahres, gerechnet ab Veröffentlichung des Urteils
des EuGH, den spanischen Staat haftbar zu machen
und die Rückzahlung der Differenz zwischen dem ein-
gezahlten Betrag und dem unter Anwendung der in
den autonomen Gemeinschaften festgelegten Freibe-
träge fällig gewordenen Betrag zu verlangen.
Das lang erwartete Urteil des EuGH ist eine gute

Nachricht für alle Nichtsteuerresidenten, welche die
Erbschafts- und Schenkungssteuer in den letzten Jah-
ren haben zahlen müssen, und macht einen Antrag
auf Rückerstattung beim Finanzamt möglich.
Abogada Antonia Vidal Coll, Palma de Mallorca, Spanien.
Antonia Vidal Coll ist spanische Rechtsanwältin (Abogada)

der Rechtsanwaltskanzlei Antonia Vidal Abogada.
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Rechtsprechung

Disziplinarrecht

§ 1 Abs 1 2. Fall DSt – Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des Standes durch mutwillige Klage-
führung; zu den Voraussetzungen für die Anwendung des § 3 DSt (hier nicht gegeben)

Wurden einem RA von der Rechtsschutzversicherung die Verteidigungskosten in seiner eigenen Ver-
waltungsstrafsache refundiert, so ist die von ihm auf den Ersatz dieser Kosten gerichtete Amtshaf-
tungsklage disziplinär, wenn er sie im eigenen Namen einbringt; keine Anwendung des § 3 DSt bei
mutwilliger Prozessführung oder mutwilligem Vorbringen in eigener Sache.

OGH 8. 10. 2014, 24 Os 5/14m

Sachverhalt:

Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde der DB des
DisV der Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des
Standes (§ 1 Abs 1 zweiter Fall DSt) schuldig erkannt.
Danach hat er das von ihm für seine eigene Vertre-

tung in dem gegen ihn bei der Bezirkshauptmannschaft
B***** geführten Verwaltungsstrafverfahren verzeich-
nete Honorar iHv E 1.158,– im eigenen Namen als
Amtshaftungsanspruch gegen das Land Steiermark
mit Klage vom 20. 4. 2012 des LG für Zivilrechtssa-
chen Graz geltend gemacht, obwohl ihm dieses bereits
am 22. 9. 2011 von seiner Rechtsschutzversicherung
bezahlt worden war.
Über den DB wurde hiefür eine Geldbuße von

E 1.400,– verhängt.
Gegen dieses Erkenntnis richtet sich seine Berufung

wegen Schuld und Strafe.
Der Berufung gab der OGH mit folgender Begrün-

dung nicht statt:
Zunächst werden die einzelnen Rügen anhand von

Nichtigkeitsgründen des § 281 StPO verworfen, näm-
lich: Die Verfahrensrüge (Abs 1 Z 4), weil sie sich
nicht auf einen vom DB in der mündlichen Verhand-
lung gestellten Antrag bezieht (einem Antrag des KA
hatte sich der DB nicht angeschlossen); der Mängel-
rüge (Abs 1 Z 5 2. Fall), weil der DR den vom Beru-
fungswerber behaupteten Inhalt der Korrespondenz
(konkludente Abtretung der Forderung) gerade nicht
angenommen hatte; offenbar unzureichende Begrün-
dung (Abs 1 Z 5 4. Fall), weil der DR bei seinen Fest-
stellungen zur subjektiven Tatseite nicht gegen die
Kriterien logischen Denkens und grundlegender Er-
fahrungen verstieß; und die Rechtsrüge (Abs 1 Z 9 lit a
StPO), weil sie prozessordnungswidrig nicht vom DR
festgestellten Sachverhalt ausging.
Die vom Berufungswerber aus seiner Korrespon-

denz mit der Versicherung ARAG abgeleitete (im
Amtshaftungsverfahren nicht vorgebrachte!) Forde-
rungsabtretung kann sich im Übrigen weder auf den
Wortlaut des am 20. 9. 2011 bei ihm eingelangten
Schreibens der ARAG stützen („[. . .] geben wir [. . .]
Kostendeckung [Lokaltarif] für die Amtshaftungs-
klage“) noch auf das von ihm mit Äußerung vom
14. 3. 2014 vorgelegte Schreiben („[. . .] dass wir mit
Kostendeckung für die Amtshaftungsklage die Erwar-

tung verbunden haben, die von uns erlegten Kosten re-
fundiert zu erhalten“).
Die Nichtigkeits- und Schuldberufung blieb auch

erfolglos, soweit Einstellung gem § 3 DSt begehrt
wurde. Denn ein Vorgehen nach § 3 DSt (§ 281 Abs 1
Z 9 lit b StPO) setzt ein im Vergleich zu den Durch-
schnittsfällen der Deliktsverwirklichung deutlich ab-
fallendes Gewicht der Pflichtverletzungen voraus
(RIS-Justiz RS0056585). Dies liegt hier nicht vor.
Schließlich versagt auch die Strafberufung. Ihr zuwi-

der hat der DR das Fehlen von Schuldeinsicht nicht als
erschwerend gewertet. Eine Pflicht zur sorgfältigen
Prüfung des eigenen Prozessvorbringens wird nicht
erst durch Einwendungen der Gegenseite ausgelöst.
Mit Blick auf die vom DR zutreffend angeführten ein-
schlägigen disziplinären Vorbelastungen des DB ist die
in erster Instanz ausgemessene Sanktion sachgerecht
und nicht korrekturbedürftig.

Anmerkung:
Wie bei strafrechtlichen Erkenntnissen des OGH üblich,
beschränkt sich die Darstellung des Sachverhalts auf das
für das Rechtsmittelverfahren absolut Notwendige (ver-
gleiche O-Ton im RIS). Folgende Erläuterung erscheint
zweckmäßig: Der DB hatte sich in einem Verwaltungs-
strafverfahren selbst vertreten. Die Verteidigungskosten
refundierte ihm seine Rechtsschutzversicherung und gab
– nahezu zeitgleich – Kostendeckung für die gerichtliche
Geltendmachung des Rückersatzes im Wege einer Amts-
haftungsklage (warum diese zielführend schien, ist dem
OGH-Erkenntnis nicht zu entnehmen). Die Amtshaf-
tungsklage selbst brachte der DB einige Monate später
ein, und zwar im eigenen Namen. Der Rechtslage auf-
grund des § 67 VersVG hätte es vermutlich entsprochen,
die Klage im Namen der Versicherung einzubringen.
Ob die erstinstanzliche Verurteilung wegen Beeinträchti-
gung von Ehre und Ansehen des Standes auf dem Vor-
wurf basierte, der DB habe „zweimal kassieren wollen“,
lässt das Berufungsurteil nicht erkennen. Möglicherweise
um diesen Verdacht zu zerstreuen, legte der DB, uzw erst
im Rechtsmittelverfahren, eine Bestätigung des Rechts-
schutzversicherers vor, wonach dieser damals die Refun-
dierung der ausgelegten Kosten „erwartet“ habe.

Resümee: Es widerspricht zwar der Lebenserfahrung,
dass die Rechtsschutzversicherung dem DB ein aus dem Ti-
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tel der Amtshaftung ersiegtes Realisat für Kosten, die sie
gedeckt und bezahlt hatte, überlassen hätte. Dem DB
wurde (disziplinarrechtlich) zum Verhängnis, dass er dies

nicht – zugunsten der Versicherung – rechtzeitig klarge-
stellt hatte.

Hahnkamper

Mietrecht

§ 30 MRG; § 562 ZPO – Verbesserung der Bezeichnung des Bestandgegenstandes im Aufkündigungs-
verfahren

Nach § 562 Abs 1 Satz 2 ZPO hat die gerichtliche Aufkündigung unter anderem die Bezeichnung des Be-
standgegenstandes so zu enthalten, dass dieser auch für einen Dritten (das Vollstreckungsorgan) ob-
jektiv erkennbar ist. Nur so ist das Vollstreckungsorgan in der Lage, dem Bewilligungsbeschluss die
zu erzwingende Leistung zu entnehmen, ohne dass es weiterer Erhebungen oder Nachweise bedürfte.

Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob im Verfahren ab Einbringung der Aufkündigung bis zur Schaf-
fung des Exekutionstitels Änderungen zulässig sind und in welchem Umfang: Eine mangelhafte Be-
zeichnung des Bestandobjekts in der Aufkündigung kann auch nach Erhebung von Einwendungen
durch die kündigende Partei berichtigt oder präzisiert werden, somit verbessert und damit der Man-
gel saniert werden, sofern nur die gekündigte Partei von Anfang an keine Zweifel über die Identität
des aufgekündigten, zunächst unzureichend bezeichneten Bestandobjekts haben konnte, somit
wusste oder als redlicher Erklärungsempfänger zumindest wissen musste, welches Bestandobjekt
in der Aufkündigung gemeint war.

OGH 22. 10. 2014, 1 Ob 133/14m (LG für ZRS Wien 22. 5. 2014, 40 R 43/14 s; BG Innere Stadt Wien 18. 6. 2013,
42 C 589/11x)

Aus den Entscheidungsgründen:

Die Klägerin stützte ihre Aufkündigung auf einen er-
heblich nachteiligen Gebrauch des Mietgegenstandes.
Im Schriftsatz benannte sie in der Rubrik „Rechts-
sache“ die „gekündigte Partei/Beklagter“, und zwar
führte sie seinen Familiennamen und einen dem rich-
tigen ähnlichen Vornamen, sein Geburtsdatum sowie
die genaue Wohnadresse (einschließlich der Türnum-
mer) an. Die Klägerin brachte ua vor, der Beklagte füt-
tere in seinerWohnung und auch in derWohnhausan-
lage Tauben, deswegen kündige sie der Gegenseite den
gegen einmonatige Kündigung abgeschlossenen Miet-
vertrag „für die Wohnung im Hause“ gerichtlich auf.
Der Beklagte bestritt und brachte vor, ein solcher

nachteiliger Gebrauch liege nicht vor. Nach seinen
persönlichen Angaben wurde sein Vorname von Her-
bert auf Hubert (geringfügig) berichtigt. Den Ein-
wand, es sei nicht klar, welchen Bestandgegenstand
die Aufkündigung betreffe, erhoben weder er persön-
lich noch später sein ihm in der Folge beigegebener
Verfahrenshelfer.
Nach Durchführung des Beweisverfahrens über das

Vorliegen des behaupteten Kündigungsgrundes hob
das ErstG die Aufkündigung als rechtsunwirksam auf
und wies das Klagebegehren ab. Der dagegen von
der Klägerin erhobenen Berufung gab das BerG nicht
Folge, wobei es sich mit den von der Klägerin vorge-
tragenen Berufungsgründen nicht auseinandersetzte.
Es ging vielmehr davon aus, dass die Aufkündigung un-
bestimmt sei, sodass derenWirksamkeit schon aus die-

sem Grunde nicht in Betracht komme. In der Aufkün-
digung werde lediglich eine Wohnadresse des Beklag-
ten angegeben, hingegen weder im Vorbringen der
Aufkündigung noch im beantragten Übergabeauftrag
der Bestandgegenstand bezeichnet. Die Aufkündigung
bloß „für die Wohnung im Haus“ verstoße gegen die
klare Vorschrift des § 562 Abs 1 ZPO. Es fehle die Be-
zeichnung des Bestandgegenstands völlig.
Die außerordentliche Revision der Klägerin ist zu-

lässig und iS einer Aufhebung des Urteils des BerG be-
rechtigt.
Die Aufkündigung soll einerseits das Bestandver-

hältnis durch eine rechtsgestaltende Erklärung been-
den und andererseits dem Aufkündigenden einen Exe-
kutionstitel verschaffen. Nach § 562 Abs 1 Satz 2 ZPO
hat die gerichtliche Aufkündigung unter anderem die
Bezeichnung des Bestandgegenstands so zu enthalten,
dass dieser auch für einen Dritten (das Vollstreckungs-
organ) objektiv erkennbar ist. Nur so ist das Vollstre-
ckungsorgan in der Lage, dem Bewilligungsbeschluss
die zu erzwingende Leistung zu entnehmen, ohne dass
es weiterer Erhebungen oder Nachweise bedürfte
(1 Ob 217/98p; 8 Ob 60/02k).
Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob im Verfah-

ren ab Einbringung der Aufkündigung bis zur Schaf-
fung des Exekutionstitels Änderungen zulässig sind
und in welchem Umfang:
Eine mangelhafte Bezeichnung des Bestandobjekts

in der Aufkündigung kann auch nach Erhebung von
Einwendungen durch die kündigende Partei berichtigt
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oder präzisiert werden, somit verbessert und damit der
Mangel saniert werden, sofern nur die gekündigte Par-
tei von Anfang an keine Zweifel über die Identität des
aufgekündigten, zunächst unzureichend bezeichneten
Bestandobjektes haben konnte, somit wusste oder als
redlicher Erklärungsempfänger zumindest wissen
musste, welches Bestandobjekt in der Aufkündigung
gemeint war. Bei Vorliegen dieser Voraussetzung ist
eine Verbesserung innerhalb der prozessualen Schran-
ken des § 235 ZPO zulässig (RIS-Justiz RS0111666).
Dabei hat der OGH bereits zu 1 Ob 217/98p klar-

gestellt, dass in der Frage nach den Grenzen der Be-
richtigung einer mangelhaften Aufkündigung (nach
Einwendungen) ganz überwiegend auf das subjektive
Element abgestellt wird und nicht, wie bei der for-
mell-rechtlichen Prüfung der Aufkündigung als Exe-
kutionstitel, auf den objektiven Standpunkt eines
Dritten (etwa des Vollstreckers), nämlich darauf, ob
der Kündigungsgegner Zweifel hat oder doch haben
könnte, welcher Bestandgegenstand in der Aufkündi-
gung gemeint ist. Der Gekündigte muss sich zeitge-
recht über alle relevanten Elemente der Beendigung
des Bestandverhältnisses im Klaren sein. Insoweit ist
dann eine ungenaue oder unrichtige Bezeichnung
des Bestandgegenstands daher auch nach Erhebung
von Einwendungen der Präzisierung oder Richtigstel-
lung durch die kündigende Partei oder das Gericht
zugänglich, wenn der Gekündigte keine Zweifel über
das aufgekündigte Bestandobjekt haben kann und die
sonstigen prozessualen Schranken nicht überschritten
werden (vgl dazu ausführlich 1 Ob 217/98p; 10 Ob
87/01v; 3 Ob 156/01 i; 8 Ob 60/02k; RIS-Justiz
RS0044808 [T 3, T 4]).
Bei Anlegung dieses Maßstabs liegt der vom BerG

herangezogene Grund für die Aufhebung der Aufkün-
digung nicht vor:
Dem Beklagten war von Anfang an bewusst, dass es

sich beim aufgekündigten Bestandobjekt um seine mit
der Adresse angegebene Wohnung handelt, die die
Klägerin bei den gem § 75 Z 1 ZPO vorgesehenen An-
gaben genannt hatte.
Ausgehend davon ist die Änderung der privatrecht-

lichen Gestaltungserklärung zulässig. Wenn aber Er-
wägungen zur Unzulässigkeit der Änderung der privat-
rechtlichen Gestaltungserklärung nicht mehr imWege
stehen, sind die allgemeinen Grundsätze prozessual
zulässiger Klageänderungen anzuwenden:

Danach hat das Gericht, bevor es ein unbestimmtes,
unschlüssiges oder widerspruchsvolles Begehren ab-
weist, dessen Verbesserung anzuregen; dies gilt auch
für das BerG, dass dann das Urteil des ErstG zur
Durchführung eines solchen Verbesserungsverfahrens
aufzuheben hätte (RIS-Justiz RS0036355).
Das BerG übersieht – auch bei seinen Ausführun-

gen, wonach die E 1 Ob 217/98p nicht anwendbar
sei, weil diese eine bereits erklärte Berichtigung durch
die kündigende Partei zum Gegenstand hätte –, dass
das ErstG eine derartige Anleitung erkennbar deshalb
unterlassen hat, weil es aufgrund des Gangs des Ver-
fahrens den Schluss zog, beiden Parteien sei völlig klar,
welches Bestandobjekt der Rechtsstreit betreffe, und
die Präzisierung des Bestandobjekts bei der Abweisung
des Klagebegehrens von Amts wegen vornahm.
Gegen diese vom ErstG vorgenommene Präzisie-

rung des Urteilsspruchs, bei der das ErstG nicht nur
den Wortlaut des gestellten Begehrens, sondern auch
das Klagsvorbringen, auf das sich das Begehren stützt,
berücksichtigt hat, hat der Beklagte auch in seiner Be-
rufungsbeantwortung keine Einwendungen erhoben.
Die Klägerin hat jedenfalls in der Revision eine Ver-

besserung, wäre sie noch notwendig, nachgeholt (vgl
2 Ob 9/10b).
Das BerG setzte sich ausgehend von seiner vom

OGH nicht geteilten Rechtsansicht nicht mit der Be-
weisrüge, der Bemängelung der Unvollständigkeit
der Feststellungen und der unrichtigen rechtlichen Be-
urteilung auseinander. Sein Urteil ist daher aufzuhe-
ben.

Anmerkung:
Die von der Klägerin selbst formularmäßig eingebrachte
Aufkündigung war in der Tat hinsichtlich des Bestandge-
genstandes nicht ausgefüllt, was aber erstinstanzlich weder
der Erstrichterin, noch dem Beklagten, noch dessen Vertre-
ter, noch dem späteren Klagevertreter aufgefallen ist und
daher auch in keiner Weise thematisiert wurde. Erst das
BerG nutzte diesen Formfehler für eine gänzliche Zurück-
weisung dieser Aufkündigung ohne weiteres Verfahren und
ohne jegliche Auseinandersetzung mit den Berufungsgrün-
den. Dies wurde vom OGH – völlig zu Recht – nicht gebil-
ligt.

Markus Petrowsky
(am Verfahren beteiligt)
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Gebühren- und Steuerrecht

§ 184 BAO – Begründungspflicht bei Schätzungen: Kein Sicherheitszuschlag ohne Indizien weiterer
Unvollständigkeiten der Buchführung

Die Anwendung eines Sicherheitszuschlages geht davon aus, dass bei mangelhaften Aufzeichnungen
nicht nur die nachgewiesenermaßen nicht verbuchten Vorgänge, sondern auch noch weitere Vor-
gänge nicht aufgezeichnet wurden. Aufgabe eines Sicherheitszuschlages ist es also, das Risiko mögli-
cher weiterer Unvollständigkeiten von Aufzeichnungen auszugleichen.

Der Sicherheitszuschlag hat ebenso wie andere Schätzungskomponenten nicht Strafcharakter. Wur-
den im Rahmen der Betriebsprüfung die Unvollständigkeiten der Buchführung erschöpfend aufge-
klärt, bleibt für die Verhängung eines Sicherheitszuschlages ungeachtet der festgestellten Buchfüh-
rungsmängel kein Raum mehr.

VwGH 2. 10. 2014, 2012/15/0123

Sachverhalt:

Die Bf, eine Personengesellschaft, führt einen Verar-
beitungsbetrieb für Stutenmilch, die sie aus der Urpro-
duktion des landwirtschaftlichen Betriebs eines Gesell-
schafters bezieht. Im Zuge einer bei der Bf durchge-
führten Außenprüfung gem § 147 BAO stellte das
Finanzamt Aufzeichnungs- und Buchhaltungsmängel
fest, aufgrund derer es ua einen Sicherheitszuschlag
in Höhe von E 12.000,– zu Umsatz und Gewinn hin-
zurechnete.
Gegen die geänderten Bescheide betreffend Festset-

zung der Umsatzsteuer 2004 und einheitliche und ge-
sonderte Feststellung der Einkünfte gem § 188 BAO
für 2004 erhob die Bf Berufung. Begründend führte
sie aus, das FA stütze den Sicherheitszuschlag ua auf
die Feststellung, dass für eine Milchlieferung am
31. 3. 2004 von der Landwirtschaft an den Gewerbe-
betrieb der Bf keine Rechnung vorhanden sei. Diesbe-
züglich sei festzuhalten, dass dieser Geschäftsfall buch-
halterisch korrekt erfasst worden sei und lediglich der
Rechnungsbeleg zum Prüfungszeitpunkt nicht auffind-
bar gewesen sei. Das Fehlen eines Beleges stelle ledig-
lich einen geringen Mangel dar, welcher keinen Si-
cherheitszuschlag rechtfertige.
Mit dem angef B wies die bel Beh die Berufung ab

und änderte in einem nicht beschwerdegegenständli-
chen Punkt die bekämpften Bescheide ab. Aus § 184
Abs 3 BAO ergebe sich, dass schon formelle Buchfüh-
rungsmängel, die einen Zweifel in die sachliche Rich-
tigkeit der Bücher nach sich zu ziehen vermochten,
die Schätzungsbefugnis der Behörde begründeten. Ei-
nes Nachweises der Behörde, dass die Aufzeichnungen
tatsächlich unrichtig seien, bedürfe es nicht. Da im
vorliegenden Fall neben einem schwerwiegenden for-
mellen Mangel auch drei sachliche Unrichtigkeiten
festgestellt worden seien, könne kein berechtigter
Zweifel an der Schätzungsberechtigung bestehen.

Spruch:
Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit infolge Verlet-
zung von Verfahrensvorschriften.

Aus den Gründen:
Gem § 184 Abs 1 BAO hat die Abgbeh die Grundlagen
für die Abgabenerhebung zu schätzen, soweit sie diese
nicht ermitteln oder berechnen kann. Dabei sind alle
Umstände zu berücksichtigen, die für die Schätzung
von Bedeutung sind. Nach § 184 Abs 2 BAO ist insb
dann zu schätzen, wenn der Abgabepflichtige über
seine Angaben keine ausreichenden Aufklärungen zu
geben vermag oder weitere Auskunft über Umstände
verweigert, die für die Ermittlung der Grundlagen we-
sentlich sind. Gem § 184 Abs 3 BAO ist ferner zu
schätzen, wenn der Abgabepflichtige Bücher oder Auf-
zeichnungen, die er nach den Abgabenvorschriften zu
führen hat, nicht vorlegt oder wenn die Bücher oder
Aufzeichnungen sachlich unrichtig sind oder solche
formelleMängel aufweisen, die geeignet sind, die sach-
liche Richtigkeit der Bücher oder Aufzeichnungen in
Zweifel zu ziehen. Ist eine Schätzung grundsätzlich zu-
lässig, so steht die Wahl der anzuwendenden Schät-
zungsmethode der Abgbeh iA frei, doch muss das
Schätzungsverfahren einwandfrei abgeführt werden,
müssen die zum Schätzungsergebnis führenden Ge-
dankengänge schlüssig und folgerichtig sein, und muss
das Ergebnis, das in der Feststellung der Besteuerungs-
grundlagen besteht, mit der Lebenserfahrung im Ein-
klang stehen. Das gewählte Verfahren muss stets auf
das Ziel gerichtet sein, diejenigen Besteuerungsgrund-
lagen zu ermitteln, die die größte Wahrscheinlichkeit
der Richtigkeit für sich haben. Hierbei muss die Beh
im Rahmen des Schätzungsverfahrens auf alle vom Ab-
gabepflichtigen substanziiert vorgetragenen, für die
Schätzung relevanten Behauptungen eingehen. Ziel ei-
ner Schätzung ist es, den wahren Besteuerungsgrund-
lagen möglichst nahe zu kommen, wobei jeder Schät-
zung eine gewisse Ungenauigkeit immanent ist und,
wer zur Schätzung Anlass gibt, die mit der Schätzung
verbundene Ungewissheit hinnehmen muss. Nach
stRsp ist eine Schätzung mit Hilfe eines Sicherheitszu-
schlages eine Methode, die der korrigierenden Ergän-
zung der Besteuerungsgrundlagen, von denen anzu-
nehmen ist, dass sie zu niedrig ausgewiesen wurden,
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dient. In Fällen, in denen nähere Anhaltspunkte für
eine gebotene Schätzung nicht zu gewinnen sind, kann
die Zuschätzung von Sicherheitszuschlägen in Be-
tracht kommen. Auch Schätzungsergebnisse unterlie-
gen der Pflicht zur Begründung. Die Begründung hat
die für die Schätzungsbefugnis sprechenden Um-
stände, die Schätzungsmethode, die der Schätzung zu
Grunde gelegten Sachverhaltsannahmen und die Ab-
leitung der Schätzungsergebnisse darzulegen. Auch
die Höhe von Sicherheitszuschlägen ist zu begründen.
Die Anwendung eines Sicherheitszuschlages geht

davon aus, dass bei mangelhaften Aufzeichnungen
nicht nur die nachgewiesenermaßen nicht verbuchten
Vorgänge, sondern auch noch weitere Vorgänge nicht
aufgezeichnet wurden. Aufgabe eines Sicherheitszu-
schlages ist es also, das Risiko möglicher weiterer Un-
vollständigkeiten von Aufzeichnungen auszugleichen;
dabei sind die Umstände des Einzelfalles zu berück-
sichtigen. Auch mit Hilfe der Methode des Sicher-
heitszuschlages soll kein anderes Ergebnis erreicht
werden als jenes, das der wahrscheinlichsten Bemes-
sungsgrundlage nahekommt. Der Sicherheitszuschlag
hat ebenso wie andere Schätzungskomponenten nicht
Strafcharakter (kein „Straf Zuschlag“). Seine Höhe
hat sich daher nach den Besonderheiten des Schät-
zungsfalles und nach den festgestellten Fehlern, Män-
geln und vermuteten Verminderungen des Ergebnis-
ausweises, also nach den Gegebenheiten im Bereich
des Tatsächlichen, zu richten. Der angef B enthält
aber keine nachvollziehbare Begründung des verhäng-
ten Sicherheitszuschlages, weil nicht dargelegt wurde,
inwieweit aus den Ergebnissen der Betriebsprüfung
abgeleitet werden konnte, dass zum Ausgleich des Ri-
sikos von Unvollständigkeiten ein solcher Zuschlag
anzusetzen sei. Zwar irrt die Beschwerde, wenn sie
vermeint, ein Sicherheitszuschlag sei schon deshalb
nicht gerechtfertigt, weil die vom FA festgestellten
Buchführungsmängel zu einer Verminderung der Be-
messungsgrundlagen geführt hätten und daher eine
Abgabenverkürzung denkunmöglich sei. Eine Verkür-
zung des Wareneinsatzes führt nämlich regelmäßig
auch insofern zu einer dementsprechenden Verkür-
zung des Umsatzes, als der nicht deklarierte Waren-
einsatz außerhalb des Rechenwerks verkauft wird,
und kann solcherart sehr wohl einen Sicherheitszu-
schlag rechtfertigen. Im gegenständlichen Fall hat
die bel Beh jedoch keinerlei Indizien dargetan, dass
aufgrund der von der Betriebsprüfung festgestellten
Mängel ein Risiko für solche Umsatzverkürzungen
bestanden hätte. Die nicht auffindbare Rechnung ist
jedenfalls kein solches Indiz, wurde sie doch in der
Buchhaltung der Bf sehr wohl erfasst und berücksich-
tigt, weshalb ihr Nichtauffinden keine Umsatzverkür-
zungen befürchten lässt.
Im Verwaltungsverfahren hat die Bf geltend ge-

macht, dass nach Abklärung der von der Betriebsprü-

fung festgestellten punktuellen Buchführungsmängel
keine Unsicherheit verblieben sei, die einen Sicher-
heitszuschlag rechtfertige. Die festgestellten sachli-
chen Buchführungsmängel hinsichtlich der Verbu-
chung von einzelnen Milchlieferungen würden keine
Abgabenverkürzungen der Bf nahe legen, sondern
seien einzelne geringe Mängel, welche im Rahmen
der Betriebsprüfung vollinhaltlich hätten aufgeklärt
werden können. Die Beh habe im Beschwerdefall die
Grundlagen für die Abgabenerhebung exakt ermitteln
können. Die Bf habe umfassend Aufklärung gegeben
und keinerlei Auskünfte verweigert; es seien keine Fra-
gen unbeantwortet geblieben. Die Bf habe Bücher und
Aufzeichnungen vorgelegt, die sachlich weitestgehend
richtig seien bzw keine so gravierenden formellen
Mängel aufweisen, dass die sachliche Richtigkeit der
Bücher in Zweifel zu ziehen sei. Es seien im Verfahren
nur ein einzelner formeller Fehler und zwei (nicht
drei) sachliche Unrichtigkeiten festgestellt worden,
die keinen Sicherheitszuschlag rechtfertigen würden.
Die Nichtaufnahme vonWare in die Inventur, die sich
zur Lohnveredelung beim Verarbeiter befunden habe,
sei ein Einzelfall gewesen, der schon deshalb nicht ver-
allgemeinert werden und daher kein Grund für einen
Sicherheitszuschlag sein könne, weil die Bf aufgrund
von Größe und Struktur ihres Betriebes überhaupt
nur zwei Lohnveredler als Vertragspartner gehabt
habe, die beide im Abgabenverfahren kontaktiert wor-
den seien, weshalb im Rahmen des Betriebsprüfungs-
verfahrens absolute Sicherheit in Bezug auf die Inven-
tur erlangt habe werden können. Mit diesen Einwän-
den hat sich die bel Beh jedoch nicht in ausreichendem
Maße auseinandergesetzt, sondern sich weitgehend auf
allgemeine Bemerkungen zum Rechtsinstitut des Si-
cherheitszuschlags und zur grundsätzlichen Schät-
zungsbefugnis nach formellen Mängeln beschränkt.
Wie der VwGH aber bereits wiederholt ausgespro-
chen hat, hat die Abgbeh auf alle substantiiert vorge-
tragenen, für die Schätzung relevanten Behauptungen
einzugehen und sich damit auseinanderzusetzen, auch
wenn die Richtigkeit der Behauptungen erst durch
weitere Erhebungen geklärt werden muss. Dieser Ver-
pflichtung ist die bel Beh im Streitfall nicht nachge-
kommen. Wäre mit der Bf davon auszugehen, dass
die Unvollständigkeiten der Buchführung im Rahmen
der Betriebsprüfung erschöpfend aufgeklärt worden
seien, bliebe für die Verhängung eines Sicherheitszu-
schlages – ungeachtet der festgestellten Buchführungs-
mängel – jedenfalls kein Raum mehr.

Anmerkung:
1. Sicherheitszuschläge werden im Rahmen von Betriebs-
prüfungen bei Entdeckung von Buchführungsmängeln re-
gelmäßig angewandt, um das Risiko möglicher weiterer
Unvollständigkeiten von Aufzeichnungen auszuglei-
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chen. In diesem Zusammenhang wurden sie von der Rsp
auch zugelassen. Allerdings dürfen Sicherheitszuschläge
nicht reflexartig als eine Art Strafsanktion für Buchfüh-
rungsmängel verhängt werden, sondern muss die Abgbeh
zu ihrer Begründung darlegen, inwieweit aus den Ergebnis-
sen der Betriebsprüfung abgeleitet werden konnte, dass zum
Ausgleich des Risikos von Unvollständigkeiten ein solcher
Zuschlag anzusetzen sei. Ein im Rechenwerk fehlender
Rechnungsbeleg zu einer durchgeführten Buchung ist jeden-
falls kein Indiz für solche Umsatzverkürzungen, weil er ja
gerade in der Buchhaltung erfasst und berücksichtigt wurde.

2. Darüber hinaus betont der VwGH in stRsp, dass sich
die Beh mit allen vom Abgabepflichtigen substantiiert
vorgetragenen, für die Schätzung relevanten Behaup-
tungen befassen muss. Ziel einer Schätzung ist es nämlich
lediglich, den wahren Besteuerungsgrundlagen möglichst
nahe zu kommen. Im Beschwerdefall hat die Bf Erklärun-

gen für die im Rahmen der Betriebsprüfung aufgedeckten
punktuellen sachlichen Unrichtigkeiten gegeben und näher
erläutert, warum diese nur Einzelfälle waren (Hinweis
auf Größe und Struktur ihres Betriebes und Anzahl der
Vertragspartner, die zudem im Abgabenverfahren kontak-
tiert worden seien). Mit diesen Einwänden hat sich die bel
Beh jedoch nicht in ausreichendem Maße fallbezogen ausei-
nandergesetzt, sondern sich weitgehend auf allgemeine Be-
merkungen zum Rechtsinstitut des Sicherheitszuschlags
und zur grundsätzlichen Schätzungsbefugnis nach formel-
len Mängeln beschränkt. Wurden tatsächlich alle Unvoll-
ständigkeiten der Buchführung im Rahmen der Betriebs-
prüfung erschöpfend aufgeklärt, bleibt für die Verhängung
eines Sicherheitszuschlages aber kein Raum mehr. Der Be-
scheid wurde daher wegen Rechtswidrigkeit infolge Verlet-
zung von Verfahrensvorschriften aufgehoben.

Franz Philipp Sutter
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Vorausvereinbarungen und das Trennungsfolgenrecht werden dargestellt:

• Ehevertrag, Scheidungsfolgen

• Vorausvereinbarung eingetragener Partner

•  Partnerschaftsvertrag, Lebensgemeinschaft – va auch hinsichtlich mangelnder gesetzlicher 

Regelungen

• Wohn- und Liegenschaftsrecht

• Beispielverträge
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bei GmbH und AG
209 Höpfel, Frank: Zum Umgang mit der Todes-

strafe im Rechtsunterreicht
216 Oberlaber, Johannes und Samara Assfahani: Le-
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rechtliche Beurteilung des Dumpsterns
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254 Ummenberger-Zierler, Erika: EU-Richtlinien
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999 Öner, Stephanie und Valerie Walcher: Zum Ein-
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2013?

365 Hoyer, Hans: Simultanhypothek, nachfolgende
Pfandrechte und Meistbotsverteilung
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23 | 591 Leitner, Thomas: VwGH zur Einkünftezurech-

nung an eine „Management-GmbH“

596 Beiser, Reinold: Reihengeschäfte im Binnen-
markt –Darf eine Lösung einfach und praktika-
bel sein?

598 Schefzig, Anna: Wieder einmal: Zuordnung der
bewegten und ruhenden Lieferung bei Innerge-
meinschaftlichen Reihengeschäften &Maßgeb-
lichkeit der Incoterms (Teil I)

24 | 617 Schinnerl, Marcus: Die Bedeutung der Rech-
nung für den Vorsteuerabzug – Eine Rechen-
analyse

626 Schefzig, Anna: Wieder einmal: Zuordnung der
bewegten und ruhenden Lieferung bei Innerge-
meinschaftlichen Reihengeschäften &Maßgeb-
lichkeit der Incoterms (Teil II)

635 Huber, Erich: Risikoumfeld Erlöse (Teil I) – Zur
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316 Prankl, Robert: Ärzte-Websites: Informations-
pflichten nach § 5 ECG

321 Resch, Reinhard: Wirtschaftliche Aufklärungs-
pflicht und Behandlungsvertrag

328 Husslein, Peter und Erwin Bernat: Das durch Sa-
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schwiegenheitspflicht

6a | 261 Birklbauer, Alois: Strafrechtliche Privilegien für
Ärzte als Wunsch an die StGB-Reform 2015?

262 Damm, Reinhard:Medizinisches Beratungsrecht
266 Duttge, Gunnar: Sandkastenspiele – oder: Was

rechtfertigt die Kriminalisierung der Suizidbei-
hilfe?

281 Muzak, Gerhard: Zwangsernährung: unmensch-
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283 Ofner, Helmut: Zur Berechnung der „fiktiven
Pflegekosten“

284 Plank, Maria-Luise: Keine Innovation oder kein
Geld für Innovation

289 Resch, Reinhard: Feiertagsentlohnung im
Schichtdienst einer Krankenanstalt

291 Schick, Peter J.: Patientensicherheit – Risikoma-
nagement vs Strafverfolgung? Versuch eines
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292 Schmoller, Kurt: Unzureichende Schmerzbe-
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293 Schroth, Ulrich: Die Legitimität eines Verbots
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300 Strickmann, Gudrun: Zehn Jahre Heimaufent-
haltsgesetz

305 Zeinhofer, Claudia: Müssen Arzneimittel thera-
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12 | 691 Bollenberger, Raimund: Geldwert und Vertrags-

änderung
694 Lust, Philipp: Zur Klauselkontrolle durch den

Telekom-Regulator
699 Toms, Christopher: Finanzieller Nachteil einer
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Gründungskosten
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Die RDB. Einfach wie noch nie. 
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" Sachverständige
4 | 188 Bochsbichler, Karl: Unterhaltrelevantes Einkom-

men aus land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
ben

201 Schlager, Gerhard: Bewertungen in der Forst-
wirtschaft

205 Haimböck, Helmut: Ermittlung des Übernahme-
preises eines land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebes aus fachlicher Sicht (Teil II)

" Steuer- und WirtschaftsKartei
35 | 1499 Knechtl, Markus: Die Sache mit der Sache.

Spannungsverhältnis zwischen Rechtskraftwir-
kung und neuerlicher Entscheidung

1508 Schuschnigg, Artur: Die neue Gesetzesbe-
schwerde. Selbstverständliches nunmehr auch
für Parteien eines Zivil- oder Strafgerichtsver-
fahrens

36 | 1513 Weber, Anton: Die Besteuerung von Sachbezü-
gen

1527 Marschner, Ernst und Bernhard Renner: VwGH
bringt mehr Klarheit bei Zurechnung von Ge-
schäftsführungseinkünften

1536 Prodinger, Christian:GemeinerWert undGrund-
erwerbssteuer

1547 Zweimüller, Markus: Kostenersätze für Dritt-
schuldnererklärungen haben Schadenersatzcha-
rakter

" taxlex
11 | 373 Kirchmayr, Sabine und Markus Achatz: Spekula-

tionen im Zusammenhang mit der steuerlichen
Einordnung von Fremdwährungskrediten

376 Schaunig, Günther: Die Evolution der verdeck-
ten Ausschüttung „an der Wurzel“ – Implika-
tionen auf Anteilsebene

387 Obermayr, Armin und Peter Hofmann: Leis-
tungsaustausch bei Zweigniederlassung und
USt-Organschaft

401 Gonter, Susanne: Auslandsverlustverwertung –

bei Anwendung der DBA-Befreiungsmethode
12 | 405 Kirchmayr, Sabine und Markus Achatz: VwGH

zur Ablöse von Fruchtgenussrechten an Beteili-
gungen

408 Moser, Gerald:Die Ausgestaltung von Fruchtge-
nussrechten im Immobilienbereich und deren
steuerrechtliche Anerkennung

420 Kanduth-Kristen, Sabine und Sabine Heidenbauer:
Die Ermittlung der Umsatzgrenze bei Kleinun-
ternehmern im Lichte des Unionsrechts

" Zeitschrift für Verkehrsrecht
12a | 426 Krahofer, Regina: Mein Kind schädigt einen

Dritten – wer haftet?
431 Kath, Walter: Haftpflicht- und versicherungs-

rechtliche Aspekte von Schadenereignissen mit
Beteiligung von „Kindern“

488 Freitag, Martin und Wolfgang Pfeffer: Die Er-
mittlung des Kfz-Schadens aus technischer
Sicht

" Zivilrecht aktuell
22 | 423 Kodek, Georg E.: EuGVVO 2012 – neue Regeln

für die internationale Urteilsanerkennung und
-vollstreckung

428 Fluch, Mario: Helmpflicht beim Sport – ein
Rechtsupdate
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Rezensionen

Für Sie gelesen
" Rechtsmittel in Strafsachen. Von Hans Valentin Schroll/Ernst
Schillhammer. 2. Auflage, Verlag Manz, Wien 2014, XIV, 192 Sei-
ten, br, E 44,–.

Die korrekte Ausführung von Rechtsmitteln
in Strafsachen, insbesondere von Nichtig-
keitsbeschwerden, ist eine besonders an-
spruchsvolle Aufgabe für den professionel-
len Rechtsanwender. Von hohen Vertretern
der Justiz musste man sogar die Auffassung
hören, „dass viele Nichtigkeitsbeschwerden
schon deshalb zurückgewiesen werden müssen,
weil es nur wenige Verteidiger gibt, die imstande

sind, diese Rechtsmittel gesetzmäßig auszuführen“ – so die (et-
was scharf formulierten) Worte des damaligen Richters
des OGH und Obmannstellvertreters der Sektion Höchst-
gerichte in der Österreichischen Richtervereinigung und
nunmehrigen Senatspräsidenten des OGH Michael Danek
in seinem Statement beim 3. Österreichischen Strafverteidi-
gerInnentag in Graz (veröffentlicht in: Strafverteidigung –

Ringen um Fairness 52).
Um derartigen Befürchtungen entgegenzuwirken und

den Rechtsanwendern das wesentliche Rüstzeug für die
Ausführung von Rechtsmitteln in Strafsachen in die Hand
zu geben, gibt es – ergänzend zu den allgemeinen Strafver-
fahrenslehrbüchern und der einschlägigen Kommentarlite-
ratur – eine Reihe spezifischer Werke, die sich mit Rechts-
mitteln in Strafsachen befassen. Eines davon haben der er-
fahrene Richter Hans Valentin Schroll (mittlerweile ist auch
er Senatspräsident beim OGH) und der profilierte Rechts-
anwalt Ernst Schillhammer – offenbar in Anknüpfung an
ein früher viele Jahre von Zöchling betreutes und ursprüng-
lich eigentlich von Heidrich geschaffenes Werk – verfasst.
Dessen zweite Auflage liegt nunmehr vor und besticht

durch präzise Angaben in leicht fasslicher Darstellung und
übersichtlicher Gliederung, verbunden mit fundierter Judi-
katurzitierung. Und für den optisch orientierten Leser fin-
den sich sogar kleine Schaubilder in dem handlichen Büch-
lein. Insgesamt stellt das Werk zweifellos eine wesentliche
Bereicherung des herrschenden Angebots dar und unter-
stützt jeden, der sich für den behandelten Themenkomplex
interessiert oder sich aus sonstigen Gründen damit näher
beschäftigt. Es zu rezensieren ist eine besondere Freude, zu-
mal der Rezensent selbst auch mehrfach im Buch vorkommt
(zB FN 135 und 146).
Insgesamt verkörpert das handliche Buch eine wertvolle

Hilfe für den Leser, um sich mit der interessanten Thematik
der Rechtsmittel in Strafsachen näher auseinanderzusetzen
und deren Feinheiten nachzuvollziehen.
Einige Aspekte im Buch erwecken besondere Aufmerk-

samkeit:
– Rechtsdogmatisch interessant erscheint die doppelte

Zuordnung einer undeutlichen Feststellung (wenn also

dem Urteil nicht entnehmbar ist, was überhaupt als erwie-
sen angenommen wurde) sowohl zum Nichtigkeitsgrund
des § 281 Abs 1 Z 5 StPO als auch zu jenem des § 281 Abs 1
Z 9 oder 10 StPO, also die Einstufung als Undeutlichkeit
nach Z 5 sowie zugleich auch als Rechtsfehler mangels Fest-
stellungen bzw Feststellungsmangel nach Z 9a, 9b oder 10,
wie die Autoren in Rz 191 schreiben.

– Überaus wesentlich für die Praxis – weil erstaunlich
häufig vorkommend – ist der in Rz 211 erwähnte Umstand,
dass nur mit dem Hinweis auf die Einkommenslosigkeit des
Angeklagten im Tatzeitpunkt begründete Gewerbsmäßig-
keit nach § 70 StGB eine offenbar unzureichende Begrün-
dung darstellt und damit Nichtigkeit nach § 281 Abs 1
Z 5 vierter Fall StPO bewirkt.

– Interessant sind die Hinweise der Autoren zum Verhal-
ten des Verteidigers in der HV in Bezug auf den Nichtig-
keitsgrund des § 281 Abs 1 Z 3 StPO: Während nämlich
in Rz 67 steht, der Verteidiger könne schweigend das Ver-
fahrensergebnis abwarten, um dann zu entscheiden, ob er
den nichtigkeitsbedrohten Fehler geltend macht, steht in
Rz 125, es sollten seitens des Verteidigers vor Beginn einer
Verlesung in der HV klare und eindeutige Äußerungen über
die Zustimmung oder deren Verweigerung abgegeben wer-
den. Es empfiehlt sich, vorsorglich dem in Rz 125 erteilten
Rat zu folgen.

– Neu ist die in Rz 404 vertretene Auffassung, dass dem
Angeklagten in einem Gerichtstag vor dem OGH zwar
das letzte Wort zukomme, er aber nur zur Straffrage eigene
Darstellungen abgeben könne; bisher konnte der Ange-
klagte in seinem Schlusswort auch zu den geltend gemach-
ten Nichtigkeitsgründen seine eigene Darstellung abgeben.

– Interessant ist auch die in Rz 405 getroffene Unter-
scheidung der Entscheidungsmöglichkeiten des OGH am
Gerichtstag in a) Bestätigung der angefochtenen Entschei-
dung, b) Aufhebung und Rückverweisung oder c) Abände-
rung der angefochtenen Entscheidung, wobei man überle-
gen könnte, ob ad a) nicht eher die Terminologie Verwer-
fung der Nichtigkeitsbeschwerde im Gerichtstag (während
die Bestätigung des Urteils nur eine Folge dessen ist) tref-
fender wäre, und ob ad c) die Abänderung der angefochte-
nen Entscheidung strafprozessual nicht, genau genommen,
eine Aufhebung und Entscheidung in der Sache ist. Aber das
sind nur terminologische Feinheiten, die der Qualität der
Darstellung keinen Abbruch tun, sondern lediglich als An-
regung für künftige Auflagen zu sehen sind.

– Gleichermaßen empfiehlt sich für künftige Auflagen
des Werks bei Rz 558 und 559 zu den Anfechtungspunkten
bei der Grundrechtsbeschwerde und der Frage der
Überprüfung der einem Haftbeschluss zugrunde gelegten
Verdachtsannahmen in FN 630 die Korrektur der darin er-
wähnten Festschrift auf „Steininger“ und die Aufnahme der
umfassenden Abhandlung „Der OGH als Tatsacheninstanz
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im Grundrechtsbeschwerdeverfahren“ (Journal für Straf-
recht, Nr 3/2007) in die genannte FN. Überdies wäre aus
praxisfreundlichen Gründen in Rz 681 zu erwägen, dem –

zweifellos zutreffenden – Hinweis, dass ein vom Verurteil-
ten oder von sonstigen Personen gestellter Antrag auf au-
ßerordentliche Wiederaufnahme nach § 362 Abs 3 StPO
unzulässig und daher zurückzuweisen ist, den weiteren Hin-
weis hinzuzufügen, dass jedoch die Unterbreitung einer
diesbezüglichen Anregung an den Generalprokurator –

ähnlich wie bei der Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung
des Gesetzes – jedermann offensteht.

– Letztlich wäre noch zu dem in Rz 692 behandelten
Thema der Erneuerung des Strafverfahrens ohne Urteil
des EGMR (§ 363a Abs 1 StPO per analogiam) in FN 737
vollständigkeitshalber die im Anwaltsblatt 2008, 23 f, veröf-
fentlichte Urteilsglosse zur Entscheidung des OGH v
1. 8. 2007, 13 Os 135/06m, zu erwähnen und würde sich
für weitere Auflagen künftig überhaupt – um das Werk in-
haltlich noch weiter zu komplettieren – im Rahmen des un-
ter tatkräftiger Mitwirkung von Elisabeth Reisinger gestalte-
ten Fußnotenapparats die Erwägung der Einarbeitung wei-
terer spezifischer Fachliteratur empfehlen.
Diese Anregungen für künftige Auflagen tragen dem

Umstand Rechnung, dass die gute Verwendbarkeit des
Werkes noch viele Neuauflagen desselben erwarten lässt,
weil das Werk dem Rechtsanwender ein Instrumentarium
in die Hand gibt, den mitunter hohen Anforderungen des
Gesetzes und der Judikatur an die korrekte Gestaltung
von Rechtsmitteln im Strafrecht gerecht zu werden, um
auf diese Weise das gerade in der heutigen Strafprozessord-
nung noch reichhaltiger als früher bestehende Spektrum an
Rechtsmitteln im Strafverfahren optimal nutzen zu können.

Adrian Hollaender

" Liegenschaftsbewertungsgesetz Praxiskommentar. Von Chris-
toph Kothbauer/Markus Reithofer. Linde Verlag, Wien 2013,
249 Seiten, geb, E 58,–.

Die Autoren, FH-Doz. Mag. Christoph Koth-
bauer,Konsulent der online Hausverwaltung
und immobilientreuhand gmbh, Lehrender
an den Fachhochschulen Wien, Wiener
Neustadt, der Donauuniversität Krems, der
Universität Wien, der TU Wien, der ÖVI-
Immobilienakademie und für weitere Bil-
dungsträger, sowie Autor zahlreicher Bücher
und regelmäßiger Fachbeiträge für den

Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder,
sowieMag.Markus Reithofer,MSc.,MRICS,CIS ImmoZert,
CIPS, geschäftsführender Gesellschafter der Reithofer Im-
mobilienbewertung GmbH, allgemein beeideter und ge-
richtlich zertifizierter Sachverständiger, Immobilientreu-
händer, Universitätslektor und Fachbuchautor, Mitglied
des Vorstandes des ÖVI, zu deren Repertoire ein umfassen-

des Wissen im Bereich des Immobilienrechts und dessen
Vermittlung gehört, haben es in ihrem Praxiskommentar er-
folgreich verstanden, den „Stand der Dinge“ in Sachen LBG
zu erhellen, sowie einen Ausblick auf künftig zu erwartende
Entwicklungen zu geben.
Der Kommentarteil, der einen engen Bezug zur Bewer-

tungspraxis aufweist, erleichtert Einsteigern einen systema-
tischen Zugang in die Materie und bietet Experten eine
kompakte Rundschau sowie weiterführende Literatur über
die mit dem Liegenschaftsbewertungsgesetz verbundenen
Rechtsfragen und den hierzu bestehenden Lösungsansätzen.
Der nachfolgende Methodikteil gibt einen Überblick

über die im LBG und in der ÖNORM B 1802–1 normier-
ten Bewertungsverfahren und über das in der ÖNORM
B 1802–2 normierte Discounted-Cash-flow-Verfahren.
Darüber hinaus wird das in der Bewertungspraxis unabding-
bare Residualwertverfahren („Bauträgermethode“) darge-
stellt, das dann zur Anwendung gelangt, wenn der Wert ei-
ner Liegenschaft, sei sie bebaut oder nicht, sich der Ermitt-
lung durch Vergleichswerte entzieht. Dem Anwender, der
Anwenderin werden die Verfahrensabläufe sowie die Zu-
sammenhänge von wertbestimmenden Faktoren sowohl
grafisch als auch tabellarisch näher gebracht und mit Bei-
spielen abgerundet.
Die leichte Auffindbarkeit ist durch das hervorragend ge-

staltete Inhaltsverzeichnis des Werks garantiert und ermög-
licht der Leserschaft einen schnellen Einstieg bzw eine Ver-
tiefung des bereits vorhandenen Sachwissens. Dies mit einer
Leichtigkeit, die der behandelten Materie nicht innewohnt
und die manch anderen Praxiskommentaren an dieser Stelle
anempfohlen sei. Sowohl für Einsteiger als auch Experten
ein Must-have für die Handbibliothek.

Erich René Karauscheck

" Risikomanagement als Beitrag zur Patientensicherheit. Rechtli-
che Grundlagen und Verantwortlichkeit in Krankenanstalten.
Von Oliver Neuper. Schriftenreihe Recht und Risikomanagement,
Band 4, nwv neuer wissenschaftlicher verlag, Wien 2014, 223 Sei-
ten, br, E 38,80.

Es handelt sich bei der Monographie um
eine Dissertation an der ReWi-Fakultät der
Universität Graz. Zwei Betreuer (und Gut-
achter) aus zwei Disziplinen: Prof. Schick
als Jurist und Prof. Kröll als Mediziner sind
Gewähr für die Interdisziplinarität der Un-
tersuchung. Die Aufnahme dieses Werkes
als Band 4 in die renommierte Schriften-
reihe des nwv „Recht und Risikomanage-

ment“ ist durchaus berechtigt.
Für den Juristen Neuland und daher besonders interes-

sant ist der 1. Teil der Arbeit, der die Grundbegriffe des Ri-
sikomanagements einlässlich wiedergibt: Methoden der Ri-
sikobeurteilung; „Risiko als Chance“; setzt eine gewisse
„Fehlerkultur“ voraus, die uU eine Einschränkung der straf-
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rechtlichen Verfolgbarkeit von Behandlungsfehlern ver-
langt (vgl Schick, Patientensicherheit – Risikomanagement
vs Strafverfolgung? Versuch eines Ausgleichs, RdM 2014,
Festheft 6 a, 291 [Christian Kopetzki zum 60. Geburtstag]).
Die rechtliche Seite der Arbeit wird abgedeckt durch Ein-

blicke in das Krankenanstaltenorganisationsrecht, in die
normativen Grundlagen von Qualitätssicherungsmaßnah-
men sowie in die individuellen Haftungs- und Verantwor-
tungsbestimmungen für Angehörige der Medizinberufe.
Auch das Organisationsverschulden wird über die straf-
rechtliche Verbandsverantwortlichkeit diskutiert.
Ausführliche Fallbeispiele, die dem Verfasser aus seiner

Tätigkeit bei einem großen Krankenanstaltenträger ver-
traut sind, beschließen diese eindrucksvolle Zusammen-
schau mehrerer Disziplinen, die allesamt zu einem besseren
Qualitätsmanagement und damit zu einer höheren Patien-
tensicherheit beitragen können.
Ein beachtliches wissenschaftliches Werk, das ob seiner

klaren Sprache für alle im Krankenanstaltenbereich tätigen
Berufsgruppen leicht lesbar und von großem Nutzen sein
wird.

Nikolaus Lehner

" MRG Mietrechtsgesetz – Kommentar mit Rechtsprechung. Von
Friederike Lenk/Thomas Nikodem/Christian Weinzinger/Peter Wi-
nalek. 1. Auflage, Verlag Linde, Wien 2013, 592 Seiten, geb,
E 98,–.

Das Mietrechtsgesetz zählt in der prakti-
schen Anwendung zu den wohl mühsamsten
Gesetzen. Kaum ein anderes Gesetz bein-
haltet derartig viele Ausnahmen, Gegenaus-
nahmen und Verweise. Die Verwendung ei-
nes Kommentars ist daher oft unerlässlich,
und die Anforderungen dementsprechend
hoch. Ziel des vorliegenden Kommentars
ist, wie die Verfasser selbst schreiben, dem

Anwender praktisch zur Seite zu stehen und ihn bei seiner
juristischen Tätigkeit zu unterstützen.
Der Kommentar ist auf dem Stand 1. 4. 2013, beinhaltet

daher die letzte große Novelle des MRG durch BGBl I
2013/50. Die zuletzt erfolgten Änderungen des MRG durch
BGBl II 2014/62, welche Betragsanpassungen mit sich
brachten, sind daher logischerweise nicht enthalten. Der
Kommentar ist aber insgesamt sehr aktuell. Das Werk ist
derart aufgebaut, dass zunächst jeweils die kommentierte
Norm wiedergegeben wird, danach ein Literaturverzeichnis
enthalten ist und für jede Norm eine Inhaltsübersicht. Im
Text sind zahlreiche Verweise auf Judikatur enthalten.
In einemKommentar zumMRG ist immer die Kommen-

tierung zu § 16 MRG interessant zu lesen, welcher die Ver-
einbarung über die Höhe des Hauptmietzinses regelt. Wie
der Verfasser selbst schreibt, ist nämlich die Abgrenzung,
ob ein angemessener Hauptmietzins vereinbart werden darf
oder ob das Richtwertsystem zur Anwendung kommt, nicht

ganz einfach. Gerade in den komplizierten und mitunter im
MRG verwirrenden Teilen zeigt sich die Qualität dieses
Kommentars: Sie werden übersichtlich und strukturiert
dargestellt, sodass der juristisch versierte Anwender den
mitunter schwer verständlichen Gesetzestext versteht.
Gleiches gilt für den § 1 MRG über den Geltungsbereich

bzw die Frage des Vollanwendungsbereichs, Teilanwen-
dungsbereichs oder der Vollausnahme vom MRG. Ledig-
lich zur im Einzelfall mitunter diffizilen Frage, wann ein
Mietgegenstand als neu geschaffen gilt, sagt der Kommen-
tar zumindest im § 1 nichts aus. Über das – sehr ausführli-
che – Inhaltsverzeichnis findet man dann jedoch die Fund-
stelle des Begriffs Neuschaffung bei § 16 MRG, welche
mit vielen Judikaturzitaten versehen ist und ausreichend
ist. Dem Kommentar als Anhang angefügt sind das Zah-
lungsverzugsgesetz, das Wohnungseigentumsgesetz 2002,
das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, relevante Auszüge
aus dem ABGB, das Richtwertgesetz, das Heizkostengesetz
sowie relevante Auszüge aus der ZPO.
Abschließend ist ein umfangreiches Stichwortverzeichnis

enthalten.
Der Kommentar stellt eine erfreuliche Erweiterung der

Kommentierungen des MRG dar, welche es dem Praktiker
erleichtert, alltägliche Fragen des Mietrechtsgesetzes zu be-
antworten, bis sich der Gesetzgeber endlich aufrafft, ein les-
bares neues Mietrechtsgesetz zu schaffen.

Jakob Hütthaler-Brandauer

" GSVG Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz – Jahreskom-
mentar. Von Martin Sonntag. 3. Auflage, Verlag Linde, Wien
2014, 904 Seiten, geb, E 124,–.

Die 1. Auflage einesKommentars zumGSVG
wurde von der Rezensentin im AnwBl 2013,
177 rezensiert, es sei daher auf diesen Grund-
kommentar verwiesen.Die 2. Auflage entging
der Rezensentin, die nunmehrige 3. Auflage
per 1. 1. 2014 berücksichtigt die geänderten
verfahrensrechtlichen Bestimmungen auf-
grund der neuen Verwaltungsgerichtsbarkeit,
die Vergünstigungen für Jungunternehmer

durch zinsenfreieAufteilungderBeitragsnachzahlung auf drei
Jahre, die Schaffung einer Überbrückungshilfe für Kleinun-
ternehmer (§ 44a, Überbrückungshilfefonds) und die Ände-
rung der Härtefallregelung in § 133. Hier wird vergleichbar
mit der Härtefallregelung im ASVG der Versuch sprachli-
cherer Klarheit unternommen, indem Tätigkeiten auch dann
als vorwiegend in sitzenderHaltung ausgeübt gelten, wenn sie
durch zwischenzeitlichen Haltungswechsel unterbrochen
werden.
Auch wenn sich keine weltbewegenden Neuerungen er-

geben haben, ist die 3. Auflage doch um 100 Seiten umfang-
reicher als die 1. Auflage.

Ruth Hütthaler-Brandauer
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" Österreichisches Haftpflichtrecht. Band III Gefährdungs-, Pro-
dukt- und Eingriffshaftung. Von Helmut Koziol/Peter Apathy/
Bernhard Koch. 3. Auflage, Verlag Jan Sramek, Wien 2014, XXXVI,
596 Seiten, geb, E 178,–.

Vorausgeschickt muss werden, dass die au-
genscheinlichste Änderung im Verhältnis
zu den vorangegangenen Auflagen die Farbe
des Buches ist. Die Vorauflagen waren ein
„Manz Rot“, durch den Verlagswechsel zu
Jan Sramek ist das Buch ergrünt. Ebenso
kam es zu einer Erweiterung des Autoren-
teams. Nunmehr sind auch die anerkannten
Schadenersatzrechtler Prof. Apathy und Koch

hinzugekommen. Verbunden dabei ist auch der Beginn
eines Generationswechsels – ich verweise darauf, dass
Prof. Helmut Koziol 1967 sich habilitierte. Mit dieser Erwei-
terung ist der Bestand des Werkes auch für die kommenden
Jahrzehnte gesichert.
Das Werk gliedert sich in die großen Kapitel A Gefähr-

dungshaftung, B Produkthaftung und C Eingriffshaftung.
Der Teil „Gefährdungshaftung“ umfasst eine ausführli-

che Darstellung des EKHG, welches in der Praxis eine
große Bedeutung hat. Der Anwender findet ausführlich
unter Zitierung der jüngsten Literatur und Judikatur eine
Darstellung des Gesetzes. Von besonderem Nutzen ist
auch, dass die einzelnen Bestimmungen und Fälle auch
dogmatisch durchdrungen dargestellt werden. Ebenso
wird die Gefährdungshaftung für Elektrizität und Gasanla-
gen ausführlich vorgestellt, dies hat insofern eine große
praktische Bedeutung, da aufgrund der „grünen Energie-
wende“ eine erhebliche Anzahl von Kleinanlagen entstan-
den sind bzw entstehen, die unabhängig voneinander
Energie erzeugen, welche auch abtransportiert werden
muss.
Ebenso sind die Fragen der Haftung von Bergschäden,

die Haftung aufgrund der Atomhaftung umfassend darge-
stellt. Im Zuge der rasanten Entwicklung von neuen Tech-
nologien und deren Anwendung im täglichen Gebrauch
stellt sich die Frage, ob es auch eine Gefährdungshaftung
durch Analogie gibt. Diese Frage wird umfassend und diffe-
renziert beantwortet. Für den mit solchen Fragen befassten
Kollegen ist dieser Teil eine zur Verfassung des entspre-
chenden Standpunkts des Mandanten unterstützende Argu-
mentation.
Der Teil „Produkthaftung“ (B) ist auf 123 Seiten umfas-

send dargestellt. Diese auf neuestem Stand beruhende Dar-
stellung würdigt dieser nicht zu unterschätzenden Bereich.
Im letzten Teil (C) „Eingriffshaftung“ wird die nachbar-

rechtliche Eingriffshaftung gem §§ 364ff ABGB dargestellt.
Hinzu kommt noch der Ersatz für Schäden durch elektri-
sche Leitungsanlagen, die Haftung desWasserberechtigten.
Eine interessante, oft vernachlässigte Frage der Haftung ist
diejenige nach § 394 EO (einstweilige Verfügung) sowie die
Eingriffshaftung nach § 8 Abs 3 MRG. Diese Subkapitel
sind für jeden, der sich mit einstweiligen Verfügungen

bzw mit Fragen des Bestandrechtes auseinandersetzt, le-
senswert.
Dieses Werk wird, wie in den Vorauflagen, die Judikatur

und die Praxis sehr stark beeinflussen, da es durch seine fun-
dierte Analyse und Darstellung unentbehrlich ist.

Wolf-Georg Schärf

" Jahrbuch Europarecht 2013. Von Günter Herzig (Hrsg). Neuer
Wissenschaftlicher Verlag, Wien/Graz 2013, 522 Seiten, br,
E 58,–.

Das vom anerkannten ProfessorGünter Her-
zigherausgegebeneWerk schafft einen syste-
matischen Überblick über aktuelle Fragen
des Europarechts. Damit wird die bisher
von Univ.-Prof. Thomas Eilmansberger mit-
herausgegebene Reihe nach dessen tragi-
schem Tod im Jahr 2012 von Professor
Günter Herzig allein fortgesetzt. Zu den Au-
torinnen und Autoren zählen neuerlich aner-
kannte Fachleute des Europarechts aus Wis-
senschaft und Praxis.

Inhaltlich gliedert sich das Werk in die Hauptteile:
1. Formelles Europarecht (Unmittelbare Wirkung und

Vorrang des Unionsrechts, Rechtsschutz)
2. Materielles Europarecht (Diskriminierungsverbot und

Unionsbürgerschaft, Warenverkehr, Niederlassungs- und
Dienstleistungsfreiheit, Freizügigkeit der Arbeitnehmer,
Wettbewerbsrecht vor Kommission und Unionsgerichten,
Wettbewerbs- und Fusionskontrolle in Österreich, Ent-
wicklungen im Europäischen Beihilfenrecht, Vergaberecht,
Europäisches Zivilverfahrensrecht)
3. Die Politiken der Union (Arbeit und Soziales, Unter-

nehmensrecht, Neues zum Recht am geistigen Eigentum,
direkte Steuern, indirekte Steuern, Europäisches Strafrecht,
Umwelt und Abfall, Zivilrecht und internationales Privat-
recht, Asyl und Einwanderung)
Die übersichtliche Gliederung und das ausführliche Stich-

wortverzeichnis ermöglichen es demAnwender, einen schnel-
len Zugriff auf die einzelnen Themenbereiche zu erhalten.
Neben den „Kernmaterien“ des Europarechts geht die

gegenständliche Darstellung auch auf Aspekte des Beihil-
fen- und Vergaberechts ein und bietet somit eine besonders
umfassende Beleuchtung der aktuellsten Fragen des Euro-
parechts.
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das gegenständli-

che Werk für Rechtsanwender, welche mit dem Europa-
recht in Berührung kommen, unverzichtbar ist. Es gibt ei-
nen hervorragend strukturierten Überblick über die we-
sentlichen Rechtsmaterien und bietet durch die Zusammen-
stellung aktueller und praxisrelevanter Judikatur eine sehr
gute Möglichkeit, sich mit den maßgeblichen Fragen des
Europarechts eingehend auseinanderzusetzen.

Robert Ertl
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Indexzahlen 2014: November Dezember
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,3 110,3*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 105,9 103,7*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 120,8 120,8*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 133,6 133,6*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 140,5 140,5*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 183,8 183,8*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 285,7 285,7*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 501,3 501,3*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 638,7 638,7*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 640,8 640,8*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5612,6 5612,6*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4767,2 4767,2*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 117,3 114,9*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 129,2 126,5*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 133,0 130,2*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 138,7 135,8*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 184,7 180,9*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 307,5 301,1*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2999,9 2937,6*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

Indexzahlen
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Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling
und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exeku-
tionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard Huber
– Dr. Michael Sych, 1080 Wien, Laudongasse 25,
Telefon (01) 405 25 55, Telefax (01) 405 25 55–24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien
übernimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

RA Mag. Andreas Koo, 1010 Wien, Lugeck 7/14,
übernimmt Substitutionen in Grundbuchs- und
Kaufvertragsangelegenheiten, auch Begründung
sowie allfällige Umgründung von Wohnungseigen-
tum. Telefon (01) 512 25 85, Telefax (01) 512 26 10,
E-Mail: office@ra-koo.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Umge-
bung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt gerne
Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechtsmittel).
Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99),
Mobil (0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net,
Loquaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

RA Mag. Rafael Sokolski, 1010 Wien, Weihburggasse
18–20, übernimmt Substitutionen in Zivil- und
Strafsachen in Wien und Umgebung.
Telefon (01) 513 53 63,
E-Mail: sokolski@steiner-anwalt.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt
Rechtsanwalt Dr. Karl Heinz Kramer,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwalt@dr-kramer.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax (0662) 84 12 22–6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichtsge-
bäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitutio-
nen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

Bezirksgericht St. Johann/Pongau: Infolge gegebe-
ner Infrastruktur übernehmen wir Substitutionsauf-
träge für den gesamten Sprengel des Bezirksgerichts
St. Johann im Pongau (auch Exekutionsvollzüge) zu
den üblichen kollegialen Konditionen: Kreuzberger,
Stranimaier, Vogler OG, Mohshammerplatz 14,
5500 Bischofshofen, Telefon (0 64 62) 41 81,
Telefax (0 64 62) 41 81–20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

International

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwalt seit 1987.
Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substitu-
tion einschl. Funktion als Einvernehmensanwalt in
Deutschland/Beratung im deutschen Recht für
Rechtsanwälte mit Ihren Mandanten. München:
Prinzregentenplatz – Lucile-Grahn-Str. 48,
81675 München, Telefon +49/89/80 90 90 59–0,
Telefax +49/89/80 90 90 59–5. www.feuerberg.com,
office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München
übernimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in
Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße
21, 80538 München, Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Bayern: Rechtsanwalt Klamert Mitglied RAK Tirol/
München steht österreichischen Kollegen für Man-
datsübernahmen/grenzüberschreitende Angelegen-
heiten und Substitutionen/Zwangsvollstreckungen
jederzeit gerne in Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur
Verfügung. Telefon 0049/89/540 239-0,
Telefax 0049/89/540 239-199,
E-Mail: klamert@kmp3g.de; www.kmp3g.de

Deutschland: Wir führen seit Jahren grenzüber-
schreitende Exekutionen/Zwangsvollstreckungen
und Vollstreckbarerklärungsverfahren von österrei-
chischen Titeln in Deutschland durch, auch als Sub-
stitute für österr. Kollegen/-innen und selbstverständ-
lich bei vollem Mandantenschutz:
Viehbacher & Kollegen, Rechtsanwälte,
E-Mail: office@viehbacher.com, www.viehbacher.com,
Telefon +49 (0)89 20 80 27 250.

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland zugelassen, vertritt vor griechi-
schen Gerichten und Behörden und steht österrei-
chischen Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at
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Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner von del
Torre & partners), in Österreich und Italien zugelassene
Rechtsanwältin, Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und
corso Verdi 90, 34170 Goerz, und 33100 Udine, Viale
Venezia 2, Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende Sub-
stitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: segreteria@euroius.it, Internet: www.euroius.it

Italien: RA Dr. iur. Otto Mahlknecht, Bahnhofsallee 7,
I-39100 Bozen steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 82,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: otto.mahlknecht@ital-recht.com,
www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Leiden mit Zweigstelle in Österreich
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie
RAMag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Leiden, Kanaalpark 140, NL-2321 JV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht österrei-
chischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: inter-
nationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und Ar-
beitsrecht sowie internationale Inkasso- und Vollstre-
ckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk, LL.M.
(Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der Schweiz
zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Kärntner Ring 12,
1010 Wien, Telefon (01) 355 20 95,
Telefax (01) 355 20 95–99,
Homepage: www.tomaszgaj.com,
E-Mail: office@tomaszgaj.com

Schweiz: Rechtsanwalt Mag. Ernst Michael Lang,
Goethestraße 1, A-6845 Hohenems, niedergelasse-
ner EU/EFTA-RA in der Schweiz, Rorschacher Straße
174, CH-9000 St. Gallen, steht für Mandatsüber-
nahmen und Fiskalvertretungen zur Verfügung.
Telefon Hohenems: +43 (0) 5576/755 05,
E-Mail: kanzlei@ra-lang.at, www.ra-lang.at,
Telefon Schweiz +41 (0) 71 535 97 04,
E-Mail: anwalt@ra-lang.ch, www.ra-lang.ch

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –

Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler
GmbH, Trdinova ulica 5, SI-1000 Ljubljana,
Vertrauensanwalt der „Österreichischen und
Schweizer Botschaft“, steht sämtlichen Kolleginnen
und Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen
in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +386 (0)1 432 02 87,
E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,
Web: www.mst-rechtsanwalt.com

Ungarn: Dr. Tibor Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und
in Budapest übernimmt gerne Mandate in Zivil- und
Strafrecht, insbesondere in den Bereichen: Unter-
nehmensrecht (Gesellschaftsgründungen und Um-
gründungen), Wirtschaftsrecht, Immobilienrecht, Ar-
beitsrecht und Forderungsbetreibungen (einschließ-
lich Vollstreckung ausländischer Exekutionstitel).
Kontakt: 1030 Wien, Invalidenstraße 5,
Telefon (01) 505 64 00,
Telefax (01) 505 64 00–99,
E-Mail: t.galffy@galffy.com; www.galffy.com

Partner

Wien

Wirtschaftsanwalt in Wien, Einzelkämpfer, sucht
Kollegen/Kolleginnen zur Kooperation. Zuschriften
bitte an den Verlag unter Chiffre A-100862.

RA sucht netten/nette Kollegin für Regiegemein-
schaft und allfällige Kooperation, Substitutionen,
kollegialen Austausch und Urlaubsvertretung in
1010 Wien, Passauer Platz, zwischen U1/U4
Schwedenplatz, U2 Schottenring U3 Herrengasse.
Telefon (0699) 14074010.

Kanzleiabgabe

Wien

Gesucht werden Einsteiger oder Umsteiger für ge-
räumige Anwaltskanzlei am Ring. Bei Interesse Kon-
taktaufnahme per E-Mail: kanzlei@slunsky.at

Kärnten

Renommierte Kanzlei in Klagenfurt abzugeben.
Anfragen unter: kanzlei.klu@gmx.at

Immobilien

Wien

Büro/Räumlichkeit zu vermieten in einer einge-
führten Anwaltskanzlei, 1010 Wien, Nähe Stuben-
ring/Stephansplatz, U1/U3, Parkgarage, 5 Minuten
zum Justizzentrum, 4. Stock, helle moderne Kanzlei,
beste Infrastruktur, Klientenstock, Substitutions-
aufträge, angenehmes Betriebsklima.
E-Mail: a.pascher@utanet.at,
Telefon (0650) 375 44 06.



Rechtsmittel im Zivilverfahren
Steigern Sie Ihre Erfolgsquote!
mit Univ.-Prof. HR Dr. KODEK, LL.M. 
am 04.03.15, Wien | 29.09.15, Wien

Finanzstrafrecht Jahrestagung
mit HR Dr. BARTALOS, W. LEHNER, MLS, Univ.-Doz. StB Dr. FRABERGER, LL.M. u. a.
von 09.–10.03.15, Wien | 17.–18.03.16, Wien

Compliance-Management Akademie
mit Mag. SARTOR, MBL, RA Dr. EGERMANN, Mag.a DANOJLIC, RA Mag. MARKO, LL.M. u. a. 
von 10.–19.03.15, Wien | 07.–17.09.15, Wien

Insolvenzrecht 2015 Jahrestagung
DER Jahresevent für Insolvenzverwalter & Banken
mit Dr. MOHR, o. Univ.-Prof. Dr. KAROLLUS, Mag. POLTSCH, Univ.-Prof. Mag. Dr. SCHOPPER u. a.
von 12.–14.03.15, Saalfelden

Vergaberecht Jahrestagung
BVerG Novelle 2015
mit Dr. FRUHMANN, ao. Univ.-Prof. Dr. HASLINGER, DDI Mag. SCHMIED, MSc u. a. 
von 25.–27.03.15, Wien | 15.–16.09.15, Wien

NEU Bundesfi nanzgericht Jahrestagung
mit HR Dr. LENNEIS, Univ.-Lekt. Dr. KRAFFT, Mag. RENNER, WP/StB Mag. SCHROTTMEYER 
am 20.04.15, Wien | 01.03.16, Wien

Kartellrecht 2015 Jahrestagung
Private Enforcement, Settlements & aktuelle Judistur
mit Gen.-Dir. Dr. THANNER, Dr. MAIR, MBA, RA Mag. Dr. WOLLMANN, LL.M. u. a. 
von 22.–23.04.15, Wien | 25.–26.04.16, Wien

Schadenersatz bei Vertragsverletzungen
Voraussetzungen & Folgen
mit Vize-Präs. Dr. SCHLOSSER, HR Prof. Dr. HARTL
am 27.04.15, Wien | 10.12.15, Wien

Jetzt anmelden!
ars.at

Von den Besten lernen.



ADVOKAT entwickelt seit 35 Jahren Software für Rechtsanwaltskanzleien, 
Unternehmen und Behörden. Mit über 40 Mitarbeitern betreuen wir mehr als 
2.000 Kunden und 10.000 Arbeitsplätze. Unsere Stärke gibt Ihnen Sicherheit.

www.ad�okat.at � of� ce�ad�okat.at
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